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Sowjetunion soll unters IWF-Diktat
16. Weltwirtschaftsgipfel: Weltbank gibt westdeutscher Annexionspolitik grünes Licht

Vta 9. bis 11. Juli fand in Houston (Texas, USA) der 
£ Mitwirtschaftsgipfel der führenden imperialistischen 
SMteo statt. Teilnehmer waren die BRD, Frankreich, 
(MMtannien, Italien, Japan, Kanada und die USA, 
aotsdem die EG. Unter den Themen „Kredite für die

Sowjetunion“, „Abbau“ der sog. „Agrarsubventionen“ 
und globaler „Umweltschutz“ ging es um die Ausweitung 
imperialistischer Expansion bei wachsender innerimperia­
listischer Konkurrenz. Zum Ergebnis gehören Vereinba­
rungen, die den BRD-Kriegszug gegen Osten legitimieren.

AsSbt bei den Verhandlung über Kre- 
däe«n die Sowjetunion fand in Houston 
axh in der Frage der sog. „Agrarsub- 
wationen“ eine Fortsetzung des Streits 
zwischen USA und EG-Staaten statt. 
Präsident Bush und der US-amerikani­
sche Landwirtschaftsminister forderten 
die EG-Staaten zu einer Senkung der 
Raenzmittei, die EG-Agrarprodukte auf 
dem Mitmarkt verbilligen. Ein Ergeb­
nis wurde nicht erzielt. Die Differenzen 
sollen im Rahmen der GATT-Verhand- 
Itmgea (Allgemeine Vereinbarungen 
über Zölle) fortgeführt werden.

Sodann behandelte die Konferenz eine 
Reihe von Emzelfragen, die alle bestens 
dazu geeignet sind, unter vorgeblich all­
gemeinen, jedem irgendwie einleuch­
tenden sog. „Sachfragen“, gemeinsame 
Einmischung und Aggression zu verein­
baren, so z.B.: Schutz des Regenwaldes 

Deutsches Getümmel zur Fußball-WM

Hunderttauaende meist junge Menschen ließen sich anläßlich des Siegs im WM-Fina- 
le vom Taumel fortreißen, führten sich mit ihren Kolonnen offener Autos, mit ihren 
Fahnen — öfter darunter die Kriegsfahne des Deutschen Reiches —, mit ihren 
Schlachtgesängen, mit immer wieder vorkommenden Gewalttaten und Plünderun­
gen auf wie Soldaten einer siegreichen Armee, die in eine Stadt, ein Land einfallen. 
Die Presse, die sich tags drauf leicht geschockt gab, hatte zur Zusammenrottung von 
an Deutschland, am Sieg und am Alkohol berauschter Jugend durch entsprechende 
Berichterstattung systematisch aufgehetzt. Vier Menschen starben in diesem natio­
nalen Siegestaumel, viele hundert wurden verletzt — schon am nächsten Nachmittag 
verschwanden sie aus den Nachrichten: „Deutschland“ zählt seine Opfer nicht. — (scc)

vor denen, die ihn bewohnen, und vor 
den Staaten, zu denen er gehört, Terro­
rismusjagd rund um die Welt.

Für den weiteren Fortgang der west­
deutschen Annexions- und Kolonialpoli­
tik war der Ausgang der Verhandlungen 
über die Kredite an die Sowjetunion von 
besonderer Bedeutung. Bisher hat die 
Bundesregierung eine Fünf-Milliarden- 
DM-Bürgschaft für Kredite westdeut­
scher Banken an die Sowjetunion über­
nommen. Bereits seit dem letzten Wirt­
schaftsgipfel in Dublin aber versuchen 
BRD und Frankreich die anderen betei­
ligten Staaten unter das Projekt eines 
neuen „Marshall-Planes“ für die Ein­
führung der Marktwirtschaft in der So­
wjetunion zu bringen. Unter EG-Füh- 
rung soll dazu ein 15-Mrd. -Dollar-Kre­
dit mit entsprechenden Auflagen ver­
geben werden. Darauf einigten sich die 

führenden imperialistischen Staaten 
aber nieht.

Vielmehr zeigte die Konferenz, daß 
die konkurrierenden westlichen Staaten 
— also auch die USA und Japan — eige­
ne Rechnungen mit den sozialistischen 
Ländern aufzumachen gedenken, um 
ihre Interessen direkt durchzusetzen. 
Die USA haben angebliche Forderungen 
an die Sowjetunion aus der Zeit des Za­
rismus und der Kerenski-Regierung 
(d.h. von 1917) ausgekramt und geden­
ken sie der Sowjetunion-zu präsentieren.

Japan erinnerte mehrfach daran, daß 
auch gegen China eine passende Wirt­
schaftsstrategie Von Nöten sei und ließ 
seine Grenzforderungen gegen die 
Sowjetunion in das Schlußkommunique 
aufnehmen.

Statt sofortige Kreditmaßnahmen zu 
beschließen, einigten sich die Gipfel­
staaten darauf, die gemeinsamen Inter­
essen am Umsturz der wirtschaftlichen 
und politischen Verhältnisse in der 
Sowjetunion und in den Ländern des öst­
lichen Europa über die Institutionen wie 
IWF und Weltbank zu verfolgen und die 
Sowjetunion deren Diktat zu unterstel­
len. Die Abschlußerklärung hält dazu 
fest: „Wir haben uns darauf geeinigt, 
den IWF, die Weltbank, die OECD und 
den designierten Präsidenten der EBRD 
(Europäische Entwicklungsbank) in en­
ger Konsultation mit der EG-Kommis­
sion zu bitten, eine detaillierte Studie der 
sowjetischen Wirtschaft abzugeben und 
die Kriterien festzulegen, nach denen 
wirtschaftliche Hilfe des Westens diese 
Reformen effizient unterstützen 
könnte.“

Das war auch gleich die Antwort des 
Wirtschaftsgipfels auf ein Schreiben von 
Staatspräsident Gorbatschow an die 
Konferenz. Gorbatschow hatte in sei­
nem Schreiben die Notwendigkeit 
gleichberechtigter „ökonomischer Part­
nerschaft aller Staaten unter Einschluß 
der Entwicklungsländer“ gefordert.

Die Kolonialpolitik der BRD gegen 
Osteuropa erhielt durch die Erklärung 
des Wirtschaftsgipfels Rückendeckung. 
Die wirtschaftliche „Liberalisierung“ 
wird begrüßt, die zu einer offenen, „de- 
mokatischen und pluralistischen Gesell­
schaft“ führen werde. Und: „Einige 
Staaten sind bereits jetzt in der Lage, 
weitreichende finanzielle Darlehen zu 
geben.“
Quellen: Handelsblatt, Financial Tones, Welt, 
vom 10./11./12.7. — (ehe)

Erste Anwendungen des neuen Ausländergesetzes: 30000 Krankenschwestern aus 
Jugoslawien sollen für Krankenhäuser in der BRD angeworben werden. Wie eine 
Belgrader Zeitung meldete, sollen sie aber nur befristet eingestellt werden. Erstmals 
nach 17 Jahren wird damit der Anwerbestopp für Beschäftigte aus Jugoslawien 
aufgehoben — aber mit Zwangsverpflichtung zur Rotation.

EG versucht Erpressung
EG-Imperialisten wollen ungehinderten Zugriff auf Albanien

„Warum halten sie diese Personen in 
Botschaften, wenn sie nicht strafrecht­
lich verfolgt werden ... Es ist klar, daß 
sie solche Dinge tun, um einen Zustand 
der Spannung und der Opposition zu den 
Gesetzen und Regeln des albanischen 
Staates zu schaffen.“ So kommentierte 
laut der britischen Zeitung „Indepen- 
dence“ die albanische Regierung die 
Aufnahme von knapp 4600 Albanern in 
den westdeutschen, italienischen, fran­
zösischen, tschechoslowakischen und 
ungarischen Botschaften. Die BRD hat 
durch ihre Manöver mit Bürgern der 
DDR im vergangenen Jahr die Vorrei­
terrolle für solche Art von Einmischung 
in andere Länder gespielt. Ähnlich auch 
diesmal. 3200 Leute in die BRD-Bot- 
schaft aufzunehmen und sie zwei 
Wochen zusammengepfercht zu lassen, 
war ein Erpressungsmanöver, bei dem 
die Verantwortlichen Tote nicht ausge­
schlossen haben.

Die Räumung der Botschaften durch 
Ausreise kam im wesentlichen auf 
UNO-Vermittlung zustande. Das war 
nicht die Absicht der Bundesregierung 
und anderer europäischer Staaten. Nach 
einem Bericht der „Frankfurter Allge­
meinen Zeitung“ vom 4. Juli hatte die 
BRD direkt nach der Aufnahme der Al­
baner eine Sondersitzung einer Arbeits­
gruppe der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit (EPZ) einberufen mit 
der Absicht, die Verhandlungen über 
diese EG-Institution zu führen. Dies 
scheiterte an der albanischen Regierung.

Albanien ist das letzte Land auf dem 
europäischen Kontinent, auf das die 

westeuropäischen Imperialisten keiner­
lei Zugriff haben. Obwohl es ein kleines 
Land ist, ist den Imperialisten ein unum­
schränkter Zugriff wichtig. Albanien 
verfügt mit Chrom und Molybdän über 
Stahlveredlungsrohstoffe, die z.B. die 
BRD-Imperialisten bislang weitgehend 
aus Südafrika beziehen.

In Albanien bestehen zur Zeit große 
Schwierigkeiten in der Versorgung der 
Bevölkerung, sowohl mit Lebensmit­
teln, aber auch mit anderen Gegenstän­
den des täglichen Bedarfs. Dies hat nach 
Berichten der Partei der Arbeit Alba­
niens verschiedene Ursachen. Einige 
davon sind:

Zum einen sind durch die Umwälzun­
gen in den Staaten des RGW viele früher 
bestehende Wirtschaftsbeziehungen zu­
sammengebrochen oder gefährdet. Zum 
anderen hat eine starke Zentralisierung 
in der Landwirtschaft, die inzwischen 
rückgängig gemacht ist, Anfang der 
achtziger Jahre große Einbrüche in der 
Fleisch- und Milchproduktion hervorge­
rufen. In den Städten ist seit zwei Jahren 
Fleisch auf 1,5 kg im Monat pro Kopf ra­
tioniert, allerdings ohne Einbeziehung 
der Versorgung in Kindergärten und 
Kantinen. (1) Durch die seit langer Zeit 
andauernde Trockenheit ist nicht nur die 
Wasserversorgung gefährdet, auch die 
Elektrizitätsproduktion mußte erheblich 
gesenkt werden, das Ferrochromwerk 
wegen zuwenig Elektrizität sogar still­
gelegt werden. (2)
Quellen: (1) Roter Morgen/Stuttgart, Juli 1990; 
(2) Rede von Ramiz Alia auf dem 10. Plenum 
der PdAA, in: Roter Morgen, Juni 1990 — (uld)
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Staatsvertrag und Wahlen — 
Veranstaltung der ALL Stuttgart
Etwa 60 Leute waren am 17. Juli zu der 
Veranstaltung der Alternativen Linken 
Liste mit Vertretern der PDS Dresden zu 
den Themen Staatsvertrag, Währungs­
union, gesamtdeutsche Wahlen gekom­
men. Uwe Grühn, Pressesprecher des 
Bezirksvorstands der PDS Dresden und 
Reinhard Heinrich, Mitglied des Vor­
stands der PDS Dresden, berichteten 
über die aktuelle Entwicklung in der 
DDR und Auswirkungen der Bestrebun­
gen des BRD-Kapitals DDR-Betriebe 
und Produkte zu diskreditieren, um sie 
dann zu einem Spottpreis aufkaufen zu 
können. Die PDS müsse unter großem 
Zeitdruck lernen, die neue Lage zu ver­
arbeiten und aus der Realität der ablau­
fenden Prozesse neue Gesellschaftfor­
men zu entwickeln. Eine wichtige Aus­
einandersetzung sei die Frage, ob man 
das System mittragen oder auf einer 
neuen Stufe zu einer fundamentalen 
Kapitalismuskritik kommen solle. Die 
PDS sei an allen linken Kräften interes­
siert und strebe an, eine politische Be­
wegung nach basisdemokratischen Prin­
zipien zu sein. Wichtige Fragen für die 
Diskussion und Zusammenarbeit seien 
Frieden/Entmilitarisierung, Ökologie,

Verhältnis Mann — Frau. Großes Inter­
esse bestand an einer Diskussion über 
die Wahlen. Verschiedene Rednerinnen 
und Redner sprachen sich dafür aus, eine 
Bündniskandidatur anzustreben und sich 
möglichst rasch darüber zu verständi­
gen, welche „Eckpunkte“ für die Ver­
tretung sozialer Interessen unabdingbar 
sind. Dazu soll auch das Treffen von lin­
ken Bündnissen, Organisationen und 
Personen aus Baden-Württemberg am 
29.7. in Stuttgart genutzt werden. — (evc)

Opel will Werk in der DDR — 
aber nur mit Billiglöhnen

Der Opel-Vorstand erwägt den Bau 
eines neuen Werkes in Eisenach in der 
DDR. Im Gespräch ist eine Kapazität 
von jährlich 150000 Autos der Typen 
Corsa und Kadett. Allerdings: Der 
Opel-Vorstand will eine solche Investi­
tion ausdrücklich von der Entwicklung 
der Löhne in der DDR abhängig ma­
chen. Wenn die Gewerkschaften in der 
DDR die gleichen Löhne und die 35- 
Stunden-Woche forderten wie in der 
BRD, „rechnet sich das Projekt nicht“, 
hetzte Opel-Chef Hughes in einem Inter­
view mit der „Berliner Moigenpost“. 
Eine Produktion in der DDR ließe sich 
nur „rechtfertigen“, wenn Opel dort mit

einem „Kostenvorteil“ produzieren 
könne. Billiglohnproduktion ist ein typi­
sches Ziel von Kolonialisierungsfeld­
zügen. Bereits Mitte März hat Opel mit 
den Wartburg-Automobilwerken Eisen­
ach ein Joint-Venture-Unternehmen ge­
gründet. — (wof)

BRD: Terror durch 
Terroristenprozesse

Wegen Terrorismus-Verdacht Verfolgte 
fanden in der DDR Zuflucht und staats­
bürgerliche Rechte. Um diese Tatsache 
wird viel herumgelogen. Weggelogen 
wird, daß die BRD ganz froh drum war, 
lehrt doch die Kriegskunst, angeschlage­
ne, aber noch gefährliche Gegner auch 
mal fliehen zu lassen. Und die Staats­
kunst lehrt Geheimdienste, Berichte zu 
formulieren, so, daß die Regierung Be­
scheid weiß, aber auch sagen kann, daß 
nicht. Hinzugelogen wird, daß die DDR 
Aktionen der RAF gestützt, gesteuert 
oder veranlaßt habe. Hierbei geht es dar­
um, die Instrumente des Terrorismus- 
Strafrechtes auf die DDR-Linke zu rich­
ten. In den Strafverfahren müssen Ter­
rorismusrichter nun Berufegeschick auf­
bieten, sonst kommt womöglich auf, daß 
und wie der Staat linke Gruppen in den 
bewaffneten Kampf trieb. — (maf)

Enthüllungen und Gegenanträge 
bei BASF-Hauptversammlung

Für Überraschung und peinliches 
Schweigen sorgte ein Vertreter der 
Dresdner Bank bei der Hauptversamm­
lung der BASF in Ludwigshafen am 28. 
Juni, als er im Auftrag eines Aktionärs 
den Antrag vortrug, der Vorstand möge 
anläßlich der „fünfzigsten Wiederkehr 
der Gründung unseres Werks in 
Auschwitz“ alle überlebenden Zwangs­
arbeiter zu einer Trauerfeier in Lud­
wigshafen einladen und den vorenthalte­
nen Lohn nach heutigen Tarifen ausbe­
zahlen. Als ein weiterer Aktionär seinen 
Antrag begründen wollte, 30 Millionen 
Mark vom Bilanzgewinn für Zwangs­
arbeiterentschädigung abzuzweigen, 
kam es zu Tümulten und Wortentzug. 
Nichtentlastung des Vorstands wurde 
gefordert wegen der extrem gewerk­
schaftsfeindlichen Politik der 100%igen 
BASF-Tochter Glasurit in Brasilien. In­
halt von Gegenanträgen waren außer­
dem u.a. die Gefährdung von Menschen 
in und außerhalb der Produktion sowie 
der Umwelt durch die geplante Genan­
lage in Ludwigshafen, Giftmüllvergra­
bungen bei Mannheim, die Trinkwasser­
verschmutzung und die Chlorchemie 
(Pestizide, Dioxinabfälle etc.) — (ede)
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Rekrutenüberprüfung
Der militärische Abschirmdienst 
(MAD) ließ über den „Spiegel“ 
(29/1990) verbreiten, daß er künftig alle 
Wehrpflichtigen auf Beziehungen zum 
Extremismus prüfen lassen will. Ent­
sprechend der Regelanfrage für Bewer­
ber des öffentlichen Dienstes will der 
militärische Geheimdienst, unterstützt 
von den Verfassungsschutzämter, die 
Rekruten auf ihre politische Gesinnung 
abprüfen. Nebeneffekt: Durch die enge 
Zusammenarbeit der verschiedenen Ge­
heimdienste wäre ein weiterer Schritt zu 
einer zentralen Geheimpolizei gemacht 
— die der Gesetzgebers einst aufgrund 
der Erfahrungen mit der faschistischen 
Gestapo bewußt abgelehnt hatte.

UdSSR erlaubt Nato-Mitgliedschaft
Kohl sprach von „Durchbruch“: Nach 
seinem Besuch am 15./16. Juli in der 
UdSSR berichtet die BRD-Presse, daß 
Gorbatschow gegen eine Nato-Mitglied- 
schaft von Gesamtdeutschland keine 
Einwände mehr erheben werde, wenn 
die gesamtdeutsche Armee sich auf eine 
Stärke von 370000 Mann beschränke. 
Auch die Viermächte-Rechte und -Ver­
antwortlichkeit sollen für die BRD, die 
DDR und Berlin abgelöst werden. Der 
Abzug der sowjetischen Truppen soll in 
drei bis vier Jahren beendet sein. Zwar 
sollen bis dahin keine Nato-Truppen auf 
dem jetzigen Gebiet der DDR stationiert 
werden, Verbände der Territorialvertei­
digung der Bundeswehr aber schon. Die 
Beistandsverpflichtung der Nato soll so­
fort uneingeschränkt gelten. Das geeinte 
Deutschland soll auch auf Herstellung, 
Besitz und Verfügung von ABC-Waffen 
verzichten.

z Keine Rücksicht auf Polen
Die polnische Regierung will bei den 
Zwei-plus-Vier-Verhandlungen errei­
chen, daß Gesamtdeutschland erst dann 
seine vollen Souveränitätsrechte erhält, 
wenn ein deutsch-polnischer Grenzver­
trag abgeschlossen ist. Kanzleramts­
minister Seiters erklärte dazu vor Be­
ginn der nächsten Verhandlungen (am 
17. Juli), die Bundesregierung werde 
dem nicht entsprechen. Die polnische 
Regierung hat diesen Wunsch geäußert, 
nachdem es ihr nicht gelungen war, noch 
vor der deutschen Vereinigung eine ver­
tragliche Absicherung der Oder-Neiße- 
Grenze durch die Bundesrepublik zu er­
reichen.

Haushalt 1991
Das Bundeskabinett hat am 3. Juli einen 
Haushaltsentwurf verabschiedet, den 
Finanzminister Waigel als stabilitäts- 
und vaterlandsgerecht lobt. Die Bundes­
regierung kann einheimsen, wo sie nicht 
gesät hat: Trotz Steuersenkung steigen 
die Gesamtsteuereinnahmen wegen zu­
nehmender Zahl von Beschäftigten; die 
Geldsumme, die von allen Lohnabhän­
gigen zusammengenommen dem Bund 
zufließt, steigt 1991 voraussichtlich um 
12,3 Milliarden DM — verglichen mit 

350 Millionen weniger als Folge der 
Steuerreform dieses Jahres. Dazu kom­
men Minderausgaben für Arbeitslose, 
wegen Verkürzung des Wehrdienstes 
und Einschränkung von „teilungsbe­
dingten Ausgaben“. Die Mehreinnah­
men gelangen zu einem beträchtlichen 
Teil in den Fonds „Deutsche Einheit“, 
in den auch die Bundesländer zahlen 
müssen. Staatsknete für die Kapitalex­
pansion nach Osten in Hülle und Fülle!

Gemeindeschulden steigen
Wer zahlt für die DDR-Expansion? Das 
Statistische Bundesamt hat jetzt Zahlen 
über die Ausgaben von Bund, Ländern 
und Gemeinden in den ersten vier Mona­
ten des Jahres veröffentlicht. Danach 
stiegen die Ausgaben insgesamt um 
5,8 % gegenüber dem Vorjahr, bei den 
Gemeinden sogar um 7,8%. Höhere 
Sozialausgaben um zehn Prozent, vor 
allem für die zu Jahresanfang angeheizte 
Übersiedlerwelle aus der DDR. Auch 
die Zahlung von Antrittsgeldem an alle, 
die aus der DDR zu einem Besuch in die 
BRD kamen, ließ die öffentlichen Schul­
den deutlich steigen.

Mehr Geld für den Zentralstaat
Waigel hat in seinen Vorstellungen für 
den zweiten Staatsvertrag mit der DDR 
eine Änderung des Länderfinanzaus­
gleichs zu Gunsten des Bundes unter­
gebracht: Bei der Vereinbarung über 
den Fonds „Deutsche Einheit“ war aus­
gemacht worden, daß das bisherige Aus­
gleichsverfahren bei der Verteilung der 
Umsatzsteuer zwischen Bund und Län­
der, das schwächere Ländern einen ge­
wissen Ausgleich verschafft, beibehal­
ten bleiben soll. Jetzt hat der Finanz­
minister vorgeschlagen, den Anteil der 
Länder von insgesamt 52 Mrd. DM um 
rund 5 Mrd. DM zu kürzen.

Ausländer werden nicht ausgebildet
Die Bundesanstalt für Arbeit berichtet, 
daß trotz steigendem Lehrstellenangebot 
nach wie vor wenig junge Ausländer 
eine qualifizierte Ausbildung erhalten. 
Nur 30 Prozent der 15- bis 18jährigen 
Ausländer in der BRD schließen eine 
Lehre ab; besonders niedrig sind die 
Ausbildungsquoten bei ausländischen 
Mädchen. Die von der Bundesanstalt 
berichteten „steigenden Qualifikations­
anforderungen“ an Arbeitskräfte ver­
anlassen die Kapitalisten keineswegs zur 
vermehrten und besseren Ausbildung 
von jungen Ausländern: Sie werden wei­
terhin als Reservoir für billige Hilfs­
kräfte betrachtet.

Was kommt demnächst?
Derzeit bis Ende August laufen die Ver­
handlungen zwischen den Ministerien 
der BRD und der DDR über Einzelhei­
ten des zweiten Staatsvertrages mit der 
DDR: Wahlrecht; Hauptstadtfrage und 
Verteilung der Steuern zwischen Län­
dern und Zentralgewalt sind die beson­
ders strittigen Punkte. Bis Anfang 
August dauern die Parlamentsferien von 
Bundestag und Bundesrat.

Rep: Streit um nächste Aufgaben und Ziele
Republikaner wollen koalitionsfähig sein und planen „die Zukunft der Ostgebiete“

Mit ihrem Parteitag ist es den Republika­
nern wieder einmal gelungen, ausführ­
lich in die Medien zu kommen. Die alte 
faschistische Losung, Hauptsache man 
berichtet über uns, ist aufgegangen. Von 
der rechten „Welt“ bis zur liberal-grü­
nen „taz“ stehen dramatische Berichte 
im Mittelpunkt ohne inhaltliche Hinter­
grundberichterstattung. „Sie schaffen ■ 
sich selbst ab“ (1), war die Tendenz 
zahlreicher Blätter. Eher verhält es sich 
doch umgekehrt. Reaktionäre und fa­
schistische Positionsbildung erstarken 
weiter. Die Republikaner meinen: „Die 
Erfolge der Republikaner haben in der 
Bundesrepublik manchen Politiker zum 
Umdenken veranlaßt.“ (2)

Der Parteitag der Republikaner wählte 
einen kompletten neuen Vorstand. Leute 
aus dem öffentlichen Dienst mit Karriere 
sind stark vertreten. Zu Stellvertretern 
Schönhubers wurden u.a. ein Jurist, ein 
Staatsanwalt und ein Richter gewählt 
(3). Sie wollen sich ihre Laufbahn und 
ihre eventuelle politische Karriere doch 
nicht von Leute kaputtmachen lassen, 
die mal in der NPD waren. Die Möglich­
keit, daß die Republikaner im Verfas­
sungsschutzbericht aufgeführt werden, 
hat die Konkurrenz in der Partei ver­
schärft. Sie wollen einen „sauberen“ 
Nationalismus und den Führer haben sie 
bestätigt: Schönhuber. Ob Schönhuber 
geht oder bleibt, war zumindest bei 
einem wichtigen Teil der Republikaner 
mit direkt materiellen und existenziellen 
Fragen verbunden.

Dazu kommt, daß die Republikaner 
bei den bayerischen Landtagswahlen ei­
ne Chance wittern. Es ist durchaus mög­
lich, daß die CSU bei den Landtagswah­
len nicht mehr die absolute Mehrheit er­
hält. Deshalb wollen die Republikaner 
Kräfte sammeln und „koalitionsfähig“ 
sein. Schönhuber will den Republika­
nern ein „neues Gesicht“ verschaffen. 
Auch wenn der Einzug der Republikaner 
in den bayerischen Landtag nach den 
Querelen knapp werden sollte, ist das 
Koalitionsangebot ein wichtiges Mittel, 
weiterhin Kräfte aus der CSU herauszu­
brechen, Wähler zu sammeln und wie­
der einmal Millionen DM Wahlkampf­
kostenerstattung einzustreichen.

Die Republikaner spekulieren auch 

In Schönhubers neuem Vorstand sind einige höhere Beamte.

darauf, daß durch die Einverleibung 
nach Artikel 23 das Verbot der Republi­
kaner in der DDR fällt. Dies würde den 
Republikanern neue Kräfte zuführen, 
um ihr Bild in der Öffentlichkeit wieder 
herausputzen zu können. Schon heute 
arbeiten 27 Gruppen in der DDR und die 
Rep hat Kontakte zur DSU.

Wahrscheinlich konnte sich Schönhu­
ber gegen die alten NPD-Funktionäre 
auch deshalb durchsetzen, weil die poli­
tischen Aufgaben, die auf die Rechte zu­
kommen, aktuell nicht umfassend abseh­
bar sind: Ob die Kapitalisten ihren Boom 
halten können oder nicht, wird z.B. Aus­
wirkungen auf die Hetze gegen die aus­
ländischen Arbeiter haben.

Die von Schönhuber eingebrachte Re­
solution, nach der künftig jemand, der in 
der NPD oder der DVU „eine aktive 
Rolle“ gespielt habe, keine Parteiämter 
mehr übernehmen dürfe, ist nichts 
Neues und betrifft nicht die Mitglied­
schaft solcher Leute. Der Beschluß ist 
ein taktisches Manöver: Die NPD- 
Faschisten befinden sich dann in einer 
Art Wartestellung und werden vielleicht 
die „passive Rolle“ von Bildungsver­
antwortlichen in der Partei übernehmen.

So stand das im Januar verabschiedete 
Programm der Republikaner, daß ent­
scheidend von alten NPD-Funktionären 
ausgearbeitet wurde, die jetzt nicht mehr 
im Vorstand sind (u.a. Dr. Emil Schlee), 
auf dem Parteitag keineswegs zur Dis­
position. Schönhuber erklärte nur, er 
wolle das Parteizeichen ändern und den 
Verlag auflösen. Trotzdem gibt es allem 
Anschein nach auch inhaltliche Diskus­
sionen im Lager der Republikaner.

In der Juli-Ausgabe des „Republika­
ner“, die allem Anschein nach von den 
ehemaligen NPD-Leute hergestellt wur­
de, wird die Forderung nach der Nato- 
Mitgliedschaft aufgeworfen: „Stets 
haben sich die Republikaner zur Neutra­
lität des wiedervereinigten Vaterlandes 
bekannt. Wir sehen nicht die Notwen­
digkeit, die Nato-Partie nur um ihrer 
selbst willen weiterzuspielen.“

Diese aufgeworfene Frage kratzt am 
Bestand und der Gründungsgeschichte 
der Republikaner. Der faschistische 
Formierungsprozeß und die Herausbil­
dung der Republikaner war mit einer 

wichtigen inhaltlichen Frage verbunden 
daß nicht mehr generell die Mitglied­
schaft der BRD in der Nato abgeleiat 
wurde. Jetzt wird diese Frage aber er­
neut auch in der Öffentlichkeit disku­
tiert. Im reaktionären und konservativen 
Lager haben sich viele gegen die fbsi 
tion der Neutralität o.ä. gewandt, aßen 
voran Kanzler Kohl. Warum sollte auch 
die BRD aus der Nato und EG austretea1 
Die Ausssichten, daß die BRD ihre Föb- 
rungsposition in Europa in den nächsten 
Monaten entscheidend ausbauen kann, 
sind sehr groß. Die Republikaner spre­
chen in ihrem Programm immer davon 
erst Deutschland, dann Europa. Die Re­
publikaner sind inhaltlich in Bedrängnis 
gekommen, weil die Bundesregierung 
die Losung der Rep „Wiedervereini­
gung jetzt!“ realisiert hat. Der Streit im 
Lager der Republikaner hat vor allem 
objektive Ursachen, wie und wann sk 
politisch wieder in die Offensive kom­
men können. Ein Schwerpunkt ihrer 
Propaganda ist die „zweite Etappe der 
deutschen Einigung“ (4) oder, wie „Der 
Republikaner“ schreibt: „Haltet die 
Ostgebiete fest“. Dafür werden faschi­
stische Pläne geschmiedet.

„Vieles spricht dafür, daß die Deut­
schen im Osten wieder eine Zukunft ha­
ben. Nicht nur die in Polen, auch im Su­
dentenland. in Ungarn und in Rumä­
nien. Wenn alles gutgeht, sogar die zwei 
Millionen Wolgadeutschen, die jetzt 
noch in Zentralasien sitzen und womög­
lich demnächst in Ostpreußen angesie­
delt werden. Wiederum die Frage: Frei­
handelszone oder Anschluß nach Arti­
kel 23, territoriale Revision oder er­
neute wirtschaftlich-ethnische Erschlie­
ßung? Und wieder die Antwort: Weder 
Verzichtserklärungen noch Grenzver­
träge, nur der Wille zur Zukunft ent­
scheidet. Die Deutschen sind dabei, den 
Faden ihrer Geschichte wieder aufzu­
nehmen. Auch im Osten. Der Atem 
einer Epochenwende weht über Mittel­
europa.“ (5)

Bei der Einverleibung Polens und der 
alten ,,deutschen Ostgebiete“ wollen die 
Republikaner wieder eine VorreiterroWe 
übernehmen. „Der Republikaner" mel­
det, daß sich in der Ukraine eine Repu­
blikanische Partei gebildet habe. So ope­
riert die politische Rechte wieder ar­
beitsteilig und mit Erfolg. Sollte die 
Konjunktur in der BRD in den nächsten 
Wochen stagnieren, dann haben die Re­
publikaner auch bereits Vorschläge für 
eine rassistische Kampagne zur Ver­
drängung ausländischer Arbeiter. „Der 
Republikaner“ berichtet und dokumen­
tiert in der Juli-Ausgabe das Ausländer­
programm der französichen Front Na­
tional, das u.a. die Schaffung einer „au­
tonomen Sozialversicherungkasse" für 
ausländische Arbeiter vorsieht.
Quellenhinweis: (1) Kölner Stadt-Aoangv 
9.7.1990; (2) „Der Republikaner" Juli »9a 
S. 1; (3) SZ, 9. 7. 1990; (4) Europa Vxn. M 
1990; (5) „Der Republikaner" S. 4. — (jöd)

Nachtarbeitsverbot für Frauen aufgehoben
Auf der Tagung der ILO wurden wichtige Schutzbestimmungen beseitigt

Gesetz für Personalaktenrecht
Verbessertes Persönlichkeitsrecht mit Ausnahmeregelungen

Auf der 77. Tagung der ILO (International Labor Organisa- beit, zur Nachtarbeit für Kinder und Jugendliche sowie zur 
tion), einer Organisation der UN, wurden am 6. Juni die in- Nachtarbeit für Frauen geändert. Das Nachtarbeitsverbot 
temational geltenden Mindestbestimmungen zur Nachtar- für Frauen wurde aufgehoben.

Auf der Konferenz 1987 hatten die Ver­
treter der EG-Regierungen, der USA, 
Kanadas, Australiens und der Schweiz 
sowie der Kapitalistenverbände die Auf­
hebung der Mindestbestimmungen für 
Nachtarbeiter und des Nachtarbeitsver­
bots für Frauen gefordert. Ende 1989 
wurde dann ein Entwurf eines Überein­
kommens zur Nachtarbeit vorgelegt. 
Dieser sah die Beseitigung des ILO- 
Übereinkommens Nr. 89, das das Frau­
ennachtarbeitsverbot regelte, eine Ver­
kürzung der Definition, wann und zu 
welchen Stunden Nachtarbeit ausgeführt 
wird und eine Beschränkung des Nacht­
arbeitsverbots ausschließlich auf Heran­
wachsende und schwangere Frauen vor. 
Die Vertreter der Gewerkschaften und 
zahlreicher Staaten der planwirtschaftli­
chen Länder stimmten dagegen.

In dem nun auf der 77. Tagung am 6. 
Juli beschlossenen Übereinkommen lau­
tet die Definition der Nachtarbeitsperio­
de: Intervall von sieben Stunden ein­
schließlich des Zeitraumes von Mitter­
nacht bis fünf Uhr morgens. Vorher war 
diese Periode definiert über acht Stun­
den und zwischen 22 Uhr und fünf Uhr 

morgens, für Frauen elf Stunden und 
zwischen 22 Uhr und fünf Uhr morgens. 
Innerhalb dieser Zeit war mit Ausnahme 
bestimmter Dienstleistungsbetriebe die 
Nachtarbeit für Frauen verboten. Jetzt 
wird die Nachtarbeit für Frauen nur ein­
geschränkt auf acht Wochen vor und 16 
Wochen nach der Geburt.

Die Stellungnahme des Bundesver­
bandes der Deutschen Arbeitgeberver­
bände (BDA) zum neuen Abkommen: 
„Auf Nachtarbeit kann in bestimmten 
Dienstleistungs- und Produktionsberei­
chen der öffentlichen und privaten Wirt­
schaft nicht verzichtet werden. Wesent­
liche Einschränkungen oder Verbote 
von Nachtarbeit würden nur mit ein­
schneidenden Veränderungen der Le­
bensqualität der Bevölkerung erkauft 
werden können, die eine Gefährdung 
von Arbeitsplätzen und eine Verminde­
rung der Lebensstandards bedeuten.“ 
BDA und Bundesregierung bestritten 
die generelle Schädlichkeit der Nachtar­
beit.

Zur Frauennachtarbeit stellte die Bun­
desregierung fest: „Es ist zwar unbe­
stritten, daß Nachtarbeit zu Störungen 

im Befinden des Nachtarbeitnehmers 
führen kann. Es liegen aber keine gesi­
cherten Erkenntnisse dafür vor, daß 
Nachtarbeit für Frauen gesundheitsge­
fährdender ist als für Männer.“ Und der 
BDA: „Das Verbot der Nachtarbeit der 
Frauen ist mit dem Prinzip der Gleichbe­
handlung von Männern und Frauen un­
vereinbar. Ferner ist die Unterschei­
dung zwischen Frauen, die in der Indu­
strie tätig sind, und Frauen, die in ande­
ren Berufen tätig sind, nicht gerechtfer­
tigt. Ausnahmen . . . können diese Dis­
kriminierung . . . nicht rechtfertigen.“

Großen Wert legten Bundesregierung 
und BDA auf die Feststellung, daß die 
Schichtarbeit in der Industrie von Frau­
en auch nachts geleistet werden soll. Al­
le Beschränkungen, auch die über Ruhe­
pausen während und nach der Nachtar­
beit oder über Zuschläge und mehr Ur­
laub wollen sie tarifvertraglich und nicht 
in ILO-Bestimmungen und Landesgeset­
zen geregelt wissen. Dies läßt einiges für 
die Neufassung der Arbeitszeitordnung 
in der BRD erwarten.
Quellenhinweis: Internationales Arbeitsamt, 
Bericht V/1989 und IV/1990 - (rub) 

Die Bundesregierung hat am 13.6.1990 
einen Gesetzentwurf zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften vorge­
legt, vor allem des Personalaktenrechts. 
Das Gesetz soll einheitlich in der BRD 
gelten. Bisher ist bzgl. der Personalak­
ten lediglich bestimmt, daß der Beamte 
ein Recht auf Einsicht in seine vollstän­
digen Personalakten hat und daß er zu 
Beschwerden und Behauptungen, die für 
ihn ungünstig sind, vor der Aktenauf­
nahme gehört werden muß.

In dem Entwurf wird der Begriff der 
Personalakte auf gespeicherte Daten 
ausgedehnt. Diese müssen, wie die 
schriftlichen Unterlagen, in einem un­
mittelbaren inneren Zusammenhang mit 
seinem Dienstverhältnis stehen. Auf­
grund der Erfahrungen mit den Berufs­
verbotsverfahren können darunter nicht 
überprüfbare Daten von Geheimdien­
sten verstanden werden.

Des weiteren dürfen Auskünfte aus 
der Personalakte an nicht näher spezifi­
zierte Dritte ohne Einwilligung des Be­
troffenen weitergegeben werden, wenn 
„die Abwehr einer erheblichen Beein­
trächtigung des Gemeinwohls oder der 
Schutz berechtigter, höherrangiger Inte­
ressen des Dritten die Auskunftsertei­
lung zwingend erfordert.“ (§ 90d, 
Abs. 2) In der Herrschaftspraxis der 

BRD wird der Begriff des Gemeinwohls 
in der Regel gleichgesetzt mit dem Be­
griff des Staatsinteresses oder der Auf­
rechterhaltung von Sicherheit und Ord­
nung oder der Beeinträchtigung der 
fdGO oder der äußeren Belange der 
BRD. Die Klausel zielt also auf oppos- 
tionelle Kräfte im Staatsapparat.

Neu ist die Bestimmung, daß Unterla­
gen, die sich als unbegründet oder falsch 
erwiesen haben, unverzüglich aus der 
Personalakte zu entfernen und zu ver­
nichten sind. Des weiteren sind Unterla­
gen über Disziplinarmaßnahmen ani 
Antrag des Beamten nach drei Jahren a 
entfernen, soweit sie nicht für die näch­
ste Dienstbeurteilung benötigt weiden 
(§ 90 e). Inwieweit sich diese Besna- 
mung auf gesinnungsrelevante Dan 
und Bewertungen bezieht, muß die Pa- 
xis erweisen.

Wichtig im Zusammenhang der Ex- 
pansions- und Einmischungspolitik der 
BRD ist der neue § 123 a Beanrtauwhß- 
rahmengesetz, wonach dem Beamaa 
„im dienstlichen oder öffentlichen£■>- 
esse mit seiner Zustimmung eine swf 
Amt entsprechende Tätigkeit im Ana­
land zugewiesen" werden kann, tu 
Begründung führt die Bundestegieimg 
u.a. polizeiliche Ausstattungs- und Aa 
bildungshilfe an. — i.zot)
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„Brto im Wandel“: Interventionskurs gegen 
tge osteuropäischen Staaten und die UdSSR

Was die Imperialisten anbahnen, das ist die schrittweise Zerstörung der UNO

Ä Ä»-Staaten forcieren ihre 1988 
utrtaili ..Politik von Zuckerbrot und 

tünche" (1) gegenüber der Sowjet­
MBB «ad den osteuropäischen Staaten, 
tejängste Erklärung (s. Dokumenta- 
ntai macht drei Zweckbestimmungen 
JaMrMitik deutlich.

L Die Nato bekräftigt ihre Absicht, 
die politische Komponente . . . (der) 

AIbk, wie sie in Artikel 2 . . . (des 
Nao-lVartrages niedergelegt ist, zu 
säten". In diesem Artikel heißt es 
t*., daß die Vertragsparteien „bestrebt 
«■(worden), Gegensätze in ihrer inter- 
mtionalen Wirtschaftspolitik zu beseiti- 
«o ...“ (2) Diese Bestimmung sucht 
der historischen Erfahrung zweier Welt­
kriege Rechnung zu tragen, insofern der 
tniMrische Austrag der Weltmarktkon- 
kmrenz zu nichtbeabsichtigten Folgen 
geführt hatte: zur Herausbildung nicht- 
bpitalistischer Gesellschaftsordnungen 
einerseits und zur Selbstbefreiung der 
Kolonien andererseits.

In der US-Presse wird die aktuelle 
Wirksamkeit solcher Gegensätze unmit­

telbar ün Zusammenhang mit der Be­
richterstattung zum Londoner Nato- 
Gtpfel verhandelt: Wegen der fortbeste­
henden Abschottung der EG gegen die 
US-Exporte drohe für die neunziger 
Jahre ein Handelskrieg zwischen beiden 
Wirtschaftsräumen (3). Eine Analyse 
des von US-Präsident Bush eingeschla­
genen Unterstützungskurses gegenüber 
der Ostexpansionspolitik der BRD bzw. 
EG seitens des Mitherausgebers und 
Chef-Auslandskorrespondenten der 
„Washington Post“ gelangt in derselben 
Sache zu folgendem Fazit: Die US-Re- 
gierung könne auf diese Weise ihre euro-

Nato-Staaten: Bündnis stärken und ausdehnen
Auszüge aus der Londoner Erklärung der Nato-Staaten „Die Nordatlantische Allianz im Wandel“

In der Londoner Erklärung bekräftigt die NATO ihren Wil­
len, ihre Grundsätze europaweit durchzusetzen. Dazu ge­
hört, den Widerstand gegen die imperialistische Marktwirt­
schaft zu unterdrücken; in der Nato geschehen u.a. durch 
Unterstützung der faschistischen Regimes in Portugal und

Spanien, in der Beteiligung an den Kriegen gegen die afri­
kanischen Kolonien, in der Beihilfe zum Putsch des griechi­
schen Militärs 1967, zum Putsch der Militärs in der Türkei 
1980 und der Unterdrückung des kurdischen Befreiungs­
kämpfe. Wir dokumentieren Auszüge aus der Erklärung.

1. Europa ist in eine neue, verheißungs­
volle Ära eingetreten. Mittel- und Ost­
europa gewinnt seine Freiheit. Die So­
wjetunion hat den langen Weg zu einer 
freien GeseUschaft eingeschlagen. Die 
Mauern, die zuvor Menschen und Ideen 
trennten, lallen. Die Europäer bestim­
men ihr eigenes Schicksal. Sie wählen 
Freiheit. Sie wählen wirtschaftliche 
Freiheit. Sie wählen Frieden. Sie wählen 
das eine und freie Europa. Das Bündnis 
muß und wird sich dieser Entwicklung 
anpassen.
2. Das Nordatlantische Bündnis ist das 
erfolgreichste Verteidigungsbündnis der 
Geschichte.

Beim Eintritt in sein fünftes Jahrzehnt 
richtet unser Bündnis den Blick in ein 
neues Jahrhundert. Es muß auch künftig 
die gemeinsame Verteidigung gewähr­
leisten. Dieses Bündnis hat viel zur 
Schaffung des neuen Europas geleistet

Unser Bündnis muß noch stärker eine 
treibende Kraft des Wandels sein. Es 
kann am Bau der Strukturen eines eini­
geren Kontinents mitwirken und Sicher­
heit und Stabilität durch die Kraft unse­
rer gemeinsamen Überzeugung von den 
taten der Demokratie, der Rechte des 
Einzelnen und der friedlichen Beilegung 
von Streitigkeiten festigen.

Wir bekräftigen, daß Sicherheit und 
Stabilität nicht allein in der militärischen 
Dimension liegen; wir beabsichtigen, 
die politische Komponente unserer Al­
lianz. wie sie in Artikel 2 unseres Ver­
trages niedergelegt ist, zu stärken.
3. Mit der Vereinigung Deutschlands 
witd auch die Teilung Europas über­
wunden. Das geeinte Deutschland im 
Atlantischen Bündnis freiheitlicher De­
mokratien und als Teil der wachsenden 
politischen und wirtschaftlichen Integra­
tion der Europäischen Gemeinschaft 
wird ein unentbehrlicher Stabilitätsfak­
tor sein, den Europa in seiner Mitte 
bnocht. Die Entwicklung der Europäi­
schen Gemeinschaft zu einer politischen 
Union, einschließlich des Entstehens 
riaer europäischen Identität im Bereich 
der Sicherheit, wird auch zur atlan- 
tacbeo Solidarität und zur Schaffung

päischen Alliierten zur wirtschaftspoliti­
schen Kooperation zwingen; Außenmi­
nister Baker habe insofern bereits im 
Dezember 1989 die vertragliche oder 
vertragsähnliche Fixierung eines diesbe­
züglichen institutionellen und konsulta­
tiven Rahmens verlangt (4). In einem 
soeben veröffentlichten Interview hat 
nunmehr der Bonner US-Botschafter 
Walters die EG-Abschottung gegen die 
USA als nicht mehr existierendes Pro­
blem mit folgenden Worten abgetan: 
„Nein, wir fühlen uns nicht be­
droht“ (5). Es hat daher sehr den An­
schein, daß der innerhalb der Nato dro­
hende Handelskrieg vorläufig im Sinne 
des o.a. Artikels 2 unterbunden werden 
konnte, nämlich durch die Zusammen­
rottung zur gemeinschaftlichen Expan­
sion auf Kosten Dritter — was den wech­
selseitigen Beschiß von vorneherein mit­
einschließt.

2. Die Nato bekundet feierlich, „sich 
der Androhung oder Anwendung von 
Gewalt zu enthalten, die gegen die terri­
toriale Integrität oder politische Unab­
hängigkeit irgendeines Staates gerichtet 
oder auf irgendeine andere Weise mit 
den Zielen und Prinzipien der Charta der 
Vereinten Nationen . . . unvereinbar 
ist.“ Daß das Bündnis wagen kann, sei­
ne andauernde bzw. fortdauernde Unter­
stützung der Verletzungen der UNO- 
Charta durch die Einverleibungspolitik 
der BRD gegen die DDR als mit den 
Charta-Prinzipien vereinbare Politik 
hinzustellen, das macht deutlich, wie 
gefährdet der Bestand dieser von der 
Anti-Hitler-Koalition geschaffenen 
Staatengemeinschaft ist.

einer gerechten und dauerhaften Frie­
densordnung in ganz Europa beitragen

5. Wir bleiben ein defensives Bündnis 
und werden das gesamte Gebiet aller un­
serer Mitglieder auch künftig schützen. 
Wir haben keinerlei aggressive Absich­
ten und verpflichten uns zur friedlichen 
Lösung aller Streitigkeiten. Wir werden 
niemals und unter keinen Umständen als 
erste Gewalt anwenden.
6. Die Mitgliedstaaten des Nordatlanti­
schen Bündnisses schlagen daher den 
Mitgliedstaaten der Warschauer Ver­
tragsorganisation eine gemeinsame Er­
klärung vor, in der wir feierlich bekun­
den, daß wir uns nicht länger als Gegner 
betrachten, und in der wir unsere Ab­
sicht bekräftigen, uns der Androhung 
oder Anwendung von Gewalt zu enthal­
ten, die gegen die territoriale Integrität 
oder politische Unabhängigkeit irgend­
eines Staates gerichtet oder auf irgend­
eine andere Weise mit den Zielen und 
Prinzipien der Charta der Vereinten Na­
tionen und mit der KSZE-Schlußakte un­
vereinbar ist. Wir fordern alle anderen 
KSZE-Mitgliedstaaten auf, sich uns in 
dieser Verpflichtung zum Nichtangriff 
anzuschließen.
7. In diesem Geiste und als Ausdruck 
der sich wandelnden politischen Rolle 
des Bündnisses laden wir heute Präsi­
dent Gorbatschow als Vertreter der So­
wjetunion sowie Vertreter der anderen 
mittel- und osteuropäischen Länder nach 
Brüssel ein, um vor dem Nordatlantikrat 
zu sprechen . . .
14. Mit dem Abzug sowjetischer Trup­
pen aus Mittel- und Osteuropa und der 
Durchführung eines Vertrages über die 
Begrenzung konventioneller Streitkräfte 
verändern sich die integrierte Streitkräf­
testruktur und die Strategie des Bündnis­
ses grundlegend; sie werden dann fol­
gende Elemente umfassen:
— Das Bündnis wird über kleinere und 
umstrukturierte aktive Streitkräfte ver­
fügen. Diese Streitkräfte werden hoch­
mobil und anpassungsfähig sein, so daß 
den Verantwortlichen der Allianz bei 
der Entscheidung über die Reaktion auf 
eine Krise ein Höchstmaß an Flexibilität

Die BRD ist, wie u.a. die bereits oben 
herangezogene Analyse in der US-Zeit- 
schrift „Foreign Affairs“ (gestützt auf 
einen vertraulichen Bericht) enthüllt, 
„mit an Sicherheit grenzender Wahr­
scheinlichkeit direkt verantwortlich für 
Ungarns Entscheidung, die Grenze zu 
Österreich dauerhaft zu öffnen und den 
ostdeutschen Flüchtlingen den Übertritt 
in den Westen zu erlauben“ (4). Die als 
Massenflucht getarnte Massenabwer­
bung von Arbeitskräften aus der DDR 
durch die BRD auf dem Territorium Un­
garns konnte durch diese Entscheidung 
zur wesentlichen Destabilisierungs­
waffe gegen den inneren und äußeren 
Bestand des UNO-Mitglieds DDR ge­
macht werden. Die Anmaßung von 
Hoheitsrechten (vielhunderttausend- 
fäches Ausstellen von Pässen) über die 
Bürger eines anderen Staates verstieß 
gegen entsprechende Bestimmungen 
sowohl in der Wiener Konvention über 
diplomatische Beziehungen (1961) wie 
auch im Grundlagenvertrag (DDR/BRD 
1972) — beides Verträge, die ausdrück­
lich die Anerkennung der Prinzipien der 
UNO-Charta durch die Unterzeichner­
staaten beinhalten. Wie jener Beitrag in 
„Foreign Affairs“ feststellt, hat die 
BRD die o.a. Entscheidung Ungarns 
vermittels der Gewährung eines unge­
bundenen Kredits in Höhe von 500 Mil­
lionen DM herbeigeführt.

Die gegenwärtig vorbereitete Einver­
leibung der DDR durch die BRD auf der 
Grundlage des Grundgesetzartikels 23 
ist unterm selben Gesichtswinkel zu be­
urteilen: Denn in Artikel 6 jenes Grund­
lagenvertrags zwischen der BRD und 

gegeben ist. Das Bündnis wird sich zu­
nehmend auf multinationale Korps ab­
stützen, die sich aus nationalen Einhei­
ten zusammensetzen.
— Das Bündnis wird den Bereitschafts­
grad seiner aktiven Einheiten herabset­
zen und die Ausbildungserfordemisse 
sowie die Zahl der Übungen verringern.
— Das Bündnis wird sich stärker auf die 
Fähigkeit verlassen, umfangreichere 
Streitkräfte dann wieder aufzustellen, 
wenn sie erforderlich werden.
15. Zur Wahrung des Friedens muß das 
Bündnis für die vorhersehbare Zukunft 
eine geeignete Zusammensetzung nuk­
learer und konventioneller Streitkräfte 
beibehalten, die in Europa stationiert 
sind und auf dem gebotenen Stand gehal­
ten werden, wo dies erforderlich ist. Als 
defensives Bündnis hat die Nato aber 
stets betont, daß keine ihrer Waffen je­
mals eingesetzt wird — es sei denn zur 
Selbstverteidigung — und daß wir das 
niedrigste und stabilste Niveau nuklea­
rer Streitkräfte anstreben, das zur 
Kriegsverhütung erforderlich ist .. .
20. Im Zusammenhang mit diesen revi­
dierten Plänen für die Verteidigung und 
Rüstungskontrolle und unter Mitwir- 

Anzeige der Bundeswehr in „Hör zu“ vom 29. Juni

der DDR haben sich beide Seiten bestä­
tigt, „daß die Hoheitsgewalt jedes der 
beiden Staaten sich auf sein Staatsgebiet 
beschränkt“ (5). Die Einverleibung der 
DDR durch Inkraftsetzen des Grundge­
setzes auf ihrem Territorium (gemäß GG 
Art. 23) ist exakt ein solcher vertrags­
widriger Akt der Ausübung von Ho­
heitsgewalt auf fremdem Staatsgebiet. 
All diese Vertragsbrüche und Mißach­
tungen der UNO-Charta werden von der 
Nato gutgeheißen und unterstützt — auf 
diese Weise entledigen sich die in dieser 
Allianz zusammengeschlossenen UNO- 
Mitglieder immer unverhohlener ihrer 
eigenen Verpflichtungen gegenüber der 
Satzung der Vereinten Nationen.

3. Die Nato will die aus 34 Teilneh­
merstaaten bestehende Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu­
ropa (KSZE) dazu veranlassen, „neue 
Maßstäbe für die Schaffung und Erhal­
tung freier Gesellschaften (zu) setzen“. 
Diese Maßstäbe entstammen der Wirt­
schafts-, Rechts- und Gesellschaftsord­
nung der Nato-Staaten. Vermittels der 
KSZE sollen sie zur verbindlichen Norm 
der inneren Ausgestaltung der osteuro­
päischen Staaten und der UdSSR ge­
macht werden. Die faktische Koexistenz 
von Staaten unterschiedlicher Gesell­
schaftsordnung, wie sie von der Anti- 
Hitler-Koalition auf die UNO übertra­
gen wurde, soll vermittels eines neben 
der UNO installierten Organs (KSZE) 
beseitigt werden. Diesen schlimmsten 
Angriff auf die UNO seit den Tagen des 
Koreakriegs wird man in den kommen­
den Monaten sorgfältig beobachten müs­
sen — immerhin betrifft dies außer den 
Warschauer Pakt-Staaten auch die 
UNO-Mitgliedsstaaten der dritten Welt. 
Quellen: (1) Europäische Wehrkunde 7/1988, 
H.D. Genscher: Toward an Overall westem 
strategy“; (2) Völkerrechtliche Verträge, dtv 
5031, S. 87ff.; (3) z.B. Newsweek, 16.7.1990, 
S. 10ff.; (4) Foreign Affairs, J. Hoagland, 
Europe’s destiny, S. 33ff. (eig. Übersetzung); 
(5) Neue Osnabrücker Zeitung, 14.7.1990, S. 
4; (6) Dokumentation zur Deutschlandpolitik 
der Bundesregierung, Presseamt 1984, S. 46ff.
— (huh, jok, uld)

kung der Militärbehörden der Nato und 
aller betroffenen Mitgliedstaaten wird 
die Nato eine neue Militärstrategie des 
Bündnisses ausarbeiten. Diese führt, wo 
dies angezeigt ist, von der „Vomever- 
teidigung“ weg und hin zu verminderter 
Präsenz im vorderen Bereich; sie verän­
dert die „flexible Erwiderung“, so daß 
sie eine verminderte Abstützung auf 
Nuklearwaffen widerspiegelt . . .
21. Die Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 
sollte in Europas Zukunft stärker her­
vortreten und die Länder Europas und 
Nordamerikas zusammenführen. Wir 
befürworten einen KSZE-Gipfel in Paris 
gegen Ende dieses Jahres, der die Unter­
zeichnung eines KSZE-Abkommens 
einschließen und neue Maßstäbe für die 
Schaffung und Erhaltung freier Gesell­
schaften setzen sollte. Er sollte unter an­
derem bekräftigen:
— KSZE-Prinzipien über das Recht auf 
freie und faire Wahlen;
— KSZE-Verpflichtungen zur Achtung 
und Wahrung der Rechtsstaatlichkeit;
— KSZE-Leitlinien zur Vertiefung der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf 
der Grundlage der Entwicklung freier 
und wettbewerbsfähiger Marktwirt­
schaften und
— KSZE-Zusammenarbeit im Umwelt­
schutz.
22. Wir schlagen ferner vor, daß der 
KSZE-Gipfel in Paris beschließt, wie 
die KSZE institutionalisiert werden 
kann, um ein Forum für den breiteren 
politischen Dialog in einem einigen Eu­
ropa zu sein.

Bundeswehr: Keine 
Abrüstung in Sicht

Wer geglaubt hatte, daß die politischen 
Veränderungen beim Feind in Osteuro­
pa dazu führen könnten, die aggressive 
Struktur- und Rüstungspolitik der BRD 
in Bezug auf ihre Streitkräfte abzumil­
dem, sieht sich mit der Vorlage des Ver­
teidigungshaushaltes für 1991 ge­
täuscht. Danach wird die BRD 1991 
52,6 Milliarden DM für die Armee ver­
anschlagen, das sind gerade zwei Pro­
zent weniger als der für 1990 angesetzte 
Spitzenhaushalt. In den folgenden Jah­
ren bis 1994 wird nach den jetzigen Pla­
nungen der Bundesregierung die Kriegs­
kasse unverändert auf diesem hohen Ni­
veau bleiben. Die Absicht, auch weiter­
hin jeden Krieg erfolgreich führen zu 
können, liegt den militärischen Finanz­
planungen zugrunde.

Dieser Haushaltsentwurf und insbe­
sondere die Vorausplanung bis 1994 ha­
ben sicherlich vorläufigen Charakter, 
denn im Zuge der Einverleibung der 
DDR werden auch dem Militär neue 
Perspektiven eröffnet. Ein Beispiel ist 
die in der letzten Woche von der Regie­
rang beschlossene Verkürzung der 
Wehrdienstzeit auf zwölf Monate, die 
eine Einsparung von einer Milliarde DM 
bringen soll. Wir haben bereits darauf 
hingewiesen, daß die Bundeswehr in­
zwischen organisatorisch wie waffen­
technisch in der Lage ist, bei einem re­
duzierten Personalumfang die Kriegsfä­
higkeit voll sicherzustellen. Verbunden 
ist diese Entwicklung mit dem Vorteil 
für die Militärs, daß der im Ernstfall un­
sicher einzuschätzende Anteil von 
Wehrpflichtigen gegenüber den Zeit- 
und Berufssoldaten sinkt. Entsprechend 
sind im neuen Haushalt die Ausgaben 
für Wehrpflichtige geringer, die für 
Zeit- und Berufssoldaten mit ca. 1800 
neuen Planstellen höher veranschlagt. 
Die W-12-Planung hat noch einen weite­
ren Aspekt. Für das Verteidigungsmini­
sterium steht außer Frage, daß es zu­
künftig eine gesamtdeutsche Armee 
geben wird. Ohne einen Schuß wird sich 
die Bundeswehr über die norddeutsche 
Tiefebene und die Fulda-Senke nach 
Osten voranbewegen und darüber hinaus 
auf ein großes neues Rekratierangsfeld 
stoßen. Die Eingliederung der DDR- 
Rekruten in die Armee wird durch die 
raschere U mschlagsgeschw i nd igke i t 
mittels W 12 besser zu bewerkstelligen 
sein. Die damit verbundene Schaffung 
einer bundeswehrtauglichen Infrastruk­
tur wird dann sicher eine Menge Geld 
verschlingen. Insofern ist durchaus da­
mit zu rechnen, daß in den nächsten Jah­
ren die Militärausgaben eher steigen 
werden, als daß sie konstant bleiben.

In der Rubrik „militärische Beschaf­
fungen“ ist für den Plan 1991 festzustel­
len, daß die laufenden Rüstungspro­
gramme keine Einschränkung erfahren. 
In geringem Umfang nehmen die Ausga­
ben für das Heer ab. Für eine Armee, die 
in den letzen Jahren praktisch die ganze 
Panzerwaffe erneuert bzw. modernisiert 
hat, bedeutet der nur geringfügig gesun­
kene Ansatz für militärische Beschaf­
fungen die unverminderte Fortsetzung 
einer aggressiven Rüstungspolitik. Al­
lein für fast 2,4 Milliarden DM soll 1991 
Munition gekauft werden. Für die Luft­
waffe gilt ähnliches wie beim Heer, und 
die Marine soll in kleinem Umfang mehr 
Kriegsschiffe und militärisches Gerät 
beschaffen als in den vergangenen Jah­
ren.

Im Bereich Wehrforschung, Entwick­
lung und Erprobung fällt der Titel 
„Wehrtechnische Forschung und Tech­
nologie“ besonders auf, denn er soll 
1991 eine Steigerung um fast 1000 (!) 
Prozent auf600 Millionen DM erfahren. 
Zwar wird diese Steigerung durch einen 
niedrigeren Ansatz bei der wehrtechni­
schen Entwicklung und Erprobung zu 
einem Teil kompensiert, aber dennoch 
wird der Wille der Bundesregierung 
deutlich, die Forschung zur Entwick­
lung neuer Waffensysteme zu forcieren. 
Es ist zu vermuten, daß Interesse an 
Waffen bzw. an Waffenleitsystemen be­
steht, die die Geschwindigkeit von Ge­
fechten erhöhen und die Präzision des 
Waffeneinsatzes steigern. In Verbin­
dung mit der steigenden Effizienz durch 
Personalreduzierang und der möglichen 
territorialen Ausdehnung der strategi­
schen Ausgangsbasis wird die Bundes­
wehr eine große Gefahr für den Frieden 
bleiben.
Quellenhinweis: Haushaltsentwurf 1991 und 
Finanzplan 1990 bis 1994, vorgelegt vom Fi­
nanzminister am 29. Juni 1990, insbesondere 
Einzelplan 14, Verteidigung; Frankfurter Rund­
schau vom 14. Juli 1990



Seite 4 Auslandsberichterstattung Politische Berichte 15/199$

Internationale Umschau

Mit einem Teilerfolg schlossen die nicaraguanischen Gewerkschaften ihren mehrere 
Tage dauernden Streik, an dem sich mehr als hunderttausend Industrie- und Landar­
beiter sowie Beschäftigte des öffentlichen Dienstes beteiligten, ab. Die Löhne werden 
um durchschnittlich 43 Prozent erhöht, sie werden ab September in der schrittweise 
eingeführten neuen Goldwährung ausgezahlt. Die Regierung nimmt das Dekret, 
nach dem enteignete Ländereien an frühere Großgrundbesitzer zurückgegeben wer­
den können, zurück. Vor allem bewaffnete Kräfte der Großgrundbesitzer und der 
Contras waren gegen den Streik vorgegangen. Sie haben fünf Streikende getötet und 
etwa TO vertetzt. Darauthm begannen d\e KrbeWer mW dem Barnkadenbau, um weWe- 
res Blutvergießen zu verhüten und die Mobilität der Privattruppen einzuschränken. 
Armee und Polizei schritten erst spät ein. — (uld)

Mohawk kämpfen 
gegen Golfplatz

Am 11. Juli versuchte die Quebecer Po­
lizei mit einer Hundertschaft vergeblich, 
eine von den Mohawk des Reservats Oka 
errichtete Straßensperre wegzuräumen. 
Bei dem Schußwechsel kam ein Polizist 
zu Tode. Mit der Straßensperre verhin­
dern die Mohawk die Erweiterung eines 
Golfplatzes — auf Reservatsgebiet. Die 
Mohawk fordern den Abzug der Polizei 
sowie Straffreiheit. Über 1000 Polizi­
sten sind im Einsatz. Der Quebecer Mi­
nister für Indianerangelegenheiten hat 
die kanadische Bundesregierung aufge­
fordert, sich in die Kontroverse einzu­
schalten, nachdem er am Samstag meh­
rere Stunden vergeblich verhandelt hat­
te. Oka liegt nahe Montröal am Otta­
wa-Fluß. Das Reservat wurde 1720 er­
richtet, ist also älter als die englische 
Herrschaft in Kanada. — mif)

Erneut Gewerkschafter in 
Südkorea verhaftet

Der • Internationale Metallarbeiterver­
band protestiert gegen die erneute Ver­
haftung von mindestens drei gewerk­
schaftlichen Verhandlungsführem. Am 
21. Juni ließ der Samsung-Konzem die 
Verhandlungsdelegation der Werft­
arbeiter- und der Metallarbeitergewerk­
schaft verhaften. Vorausgegangen war 
ein einwöchiger Streik der Arbeiter für 
Lohnerhöhungen. Samsung hatte in 
diesem Streik vergeblich versucht, eine 
vom Betrieb abhängige Gewerkschaft zu 
bilden und dann die Militärpolizei ge­
rufen, um die unabhängigen Gewerk­
schafter einzuschüchtem. — (uld)

Südafrika: Regime leistet 
Hilfe für Goldbergwerke

Die südafrikanischen Goldbergwerke 
erhalten weiterhin staatliche Subventio­
nen, beschloß das Siedlerparlament am 
9. Juli. Seit Anfang der sechziger Jahre 
zahlt der Staat die Hälfte der Entwässe­
rungskosten für die Minen, die durch die 
immer tiefer werdenden Bergwerke 
immens sind: In manchen Minen müssen 
die afrikanischen Arbeiter jetzt Schächte 
in 6000 m Tiefe erschließen — bei tropi­
schen Temperaturen von über 40 Grad 
Celsius und einer Luftfeuchtigkeit von 
95 Prozent. Bei stillgelegten Minen 
übernimmt der Staat die Kosten kom­
plett. Außerdem sind staatliche Zu­
schüsse zu den Krediten von Minen be­
schlossen worden, die sich auf insge­
samt etwa 70 Millionen Rand belaufen. 
Die Goldbergwerke stecken in einer tie­
fen Krise: Der Ertrag beträgt inzwischen 
weniger als 5 g Gold pro Tonne geför­
dertes Gestein, die gesamte Goldförde­
rung betrug 1989 nur noch 608 t, etwa 
ein Drittel der Weltproduktion, nach­
dem der Siedlerstaat lange mehr als zwei 
Drittel der Weltproduktion durch Wan­
derarbeiter produzieren ließ. Die Mi- 
nenkonzeme waren und sind die Betrei­
ber der Apartheidspolitik, sie ver­
brauchten die Wanderarbeiter. Sie ha­
ben jahrzehntelang Superprofite nicht 
nur aus der brutalen Ausbeutung der
schwarzen Arbeiter bezogen, sondern gen an die Gläubiger beantragt. Zuvor hatten sie die Beseitigung von 4000 Arbeits- 
erhielten und erhalten obendrein noch plätzen und eine Lohnsenkung um 7000 Dollar pro Jahr verlangt. Am 17. 9. findet ei- 
Unterstützung aus deren Steuern, — (uld) ne Gerichtsanhörung gegen Greyhound wegen unfairer Maßnahmen statt. — (gba)

Italien: Generalstreik abgesagt, 
Pläne zur Lohnsenkung bleiben 
Zwei Ergebnisse der Verhandlungen 
vom 6.7. zwischen Regierung, Gewerk­
schaften und Untemehmerverband 
Confmdustria haben die Gewerkschaf­
ten bewogen, den für den 11.7. ange­
kündigten Generalstreik wieder abzusa­
gen: Confindustria hatte sich einerseits 
bereiterklärt, die gesetzliche Verlänge­
rung der Scala mobile (automatischer In­
flationsausgleich) bis Ende 1991, die 
kurz zuvor vom Senat gebilligt worden 
war, zu „akzeptieren“ und damit auf 
eine Kündigung der Scala mobile zum 
Ende dieses Jahres zu verzichten. Der 
Untemehmerverband hatte sich anderer­
seits verpflichtet, seine Blockade der 
Tarifverhandlungen — vor allem in der 
Metallindustrie — aufzuheben. Den-, 
noch hält Confmdustria an den Plänen 
zur Senkung der Mindestlöhne und der 
Lohnkosten der Unternehmen fest und 
macht dabei auch Punkte. Die Regie­
rung hat sich in den Verhandlungen zu 
einer „deutlichen und dauerhaften“ 
Senkung der Sozialabgaben der Unter­
nehmen verpflichtet. Das betrifft Zah­
lungen an Einrichtungen der Sozialver­
sicherung, die den Unternehmen teils 
schon vor Jahrzehnten und nach Kämp­
fen der Arbeiterbewegung auferlegt 
worden waren. Auch die Scala mobile in 
ihrer heutigen eingeschränkten Form ist 
keineswegs gesichert. Die Gewerk­
schaften haben akzeptiert, daß ab Juni 
nächsten Jahres über die Neugestaltung 
der Scala mobile — nach der Vorstellung 
von Confmdustria ihre endgültige Ab­
schaffung — verhandelt werden muß. 
Und auch baldige neue Tarife in der Me­
tallindustrie über höhere Löhne, kürzere 
Arbeitszeit und mehr Rechte sind nicht 
sicher. Vier Tage nach den Verhandlun­
gen bei der Regierung hat der Vizepräsi­
dent von Confmdustria die Absicht 
durchblicken lassen, neue Tarifverträge 
möglichst lange zu verzögern.
(Quelle: L’Unitä 6.-11.7. — rok)

USA: Die Streikenden bei der Greyhound Busgesellschaft führen ihren Kampf weiter. 
In Washington demonstrierten Hunderte von streikenden Gewerkschaftsmitgliedern 
(Bild). Auf der Kundgebung betonten die Sprecher der Verkehrsgewerkschaft ATU, 
daß der Streik und der Boykott gegen Greyhound nicht beendet werde, bis alle wie­
dereingestellt seien. An der Demonstration nahm auch Bürgerrechtsführer Jesse 
Jackson teil. Die Kapitalisten hatten am 4. 6. beim Konkursgericht Schutz vor Zahlun­

Niederlande: Massenprozeß 
gegen 139 Hausbesetzer

Am Sonntag, den 27. Mai, wurde mor­
gens — nach einer vorausgegangenen 
Hetzkampagne — der Wolters-Nord- 
hoff-Complex (WNC) in Groningen von 
der niederländischen Polizei geräumt 
und der gesamte Komplex von 22 Häu­
sern abgerissen. Die 139 Besetzer und 
Besetzerinnen wurden ins Gefängnis ge­
steckt, 74 von ihnen sind noch bis heute 
drin; seit Anfang Juni laufen Prozesse 
gegen sie. Die Justiz macht ihnen in er­
ster Linie den Prozeß wegen des nieder­
ländischen § 140 — Bildung einer krimi­
nellen Vereinigung (das Gegenstück 
zum § 129 bzw. 129a hier). Der § 140 
wird gegen alle 139 Leute und auch ge­
gen ihrer Unterstützerinnen und Unter­
stützer angewandt. Die Gefangenen sind 
über verschiedene Gefängnisse in ganz 
Holland verteilt. In den ersten zwei Wo­
chen wurden sie auf den Ftolizeistationen 
verhört. Dabei ging es nicht nur um das, 
was vor der Räumung passierte (Barri­
kadenbau etc.), sondern auch um Aus­
künfte über die Besetzerbewegung, 
Kontakte zum Ausland und auch über 
Kontakte zur Friedensbewegung. Men­
schen wurden zusammengeschlagen, 
nackt in Zellen gesperrt, zwangsge­
duscht in Kleidern und in Isolationszel­
len gesteckt, Leute, die nur vegetarisch 
essen, bekamen Fleischgerichte, Frauen
wurden von Männern durchsucht und 
Päckchen und Geld kamen in manchen 
Gefängnissen nicht durch. 18 Frauen 
begannen Ende Mai einen Hungerstreik 
gegen die Haftbedingungen. Sie beende­
ten den Streik, als einige von ihnen ent­
lassen wurden und die restlichen sechs 
Frauen in ein anderes Gefängnis mit bes­
seren Haftbedingungen verlegt wurden. 
In Scheveningen schlossen sich 24 Män­
ner dem Hungerstreik an. Sie forderten, 
zu zehnt auf den Hof rauskommen zu 
können und nachmittags gemeinsamen 
Umschluß zu erhalten, um sich zusam­
men auf den Prozeß vorbereiten zu kön­
nen. Auch dieser Streik wurde inzwi­
schen abgebrochen, nachdem die Forde­
rung nach kollektiver Prozeßvorberei­
tung erfüllt wurde. Im Prozeß geht die 
Justiz beispiellos vor. In den Niederlan­
den gibt es keine Ausweispflicht, bis 
jetzt ist den Behörden die Identität von 
65 Angeklagten, die sich nicht selbst 
auswiesen, nicht bekannt. Sie sind den­
noch angeklagt und statt mit Namen mit 
Nummern versehen. Das Urteil soll am 
17. Juli gesprochen werden. — (uld)

Belgien: Ford versucht 
Nachtarbeit auszudehnen

Bei Ford Genk versucht die Geschäfts­
leitung unter Hinweis auf die Flexibili­
sierungsmöglichkeiten in der BRD, eine 
Ausdehnung der Nachtschichten durch­
zusetzen. Der aus dem Kölner Ford- 
Werk stammende Direktor Peter Heller 
drohte der betrieblichen Gewerkschafts­
vertretung damit, wenn sie der Nachtar­
beit nicht zustimme, werde das neue 
Ford-Modell in Deutschland produziert. 
Im April hatte die Geschäftsleitung eine 
Urabstimmung über „freiwillige Sams­
tagsarbeit“ verloren — 87% der Be­
schäftigten stimmten dagegen. Nun peilt 
sie eine Abstimmung über „freiwillige 
Nachtarbeit“ an und lockt mit Lohner­
höhung für diejenigen, die sich melden. 
Außerdem sollen mehr Leute eingestellt 
werden. — (uld)

Regierung will längere Arbeitszeit
Griechische Gewerkschaften führen Generalstreik durch

Bereits den fünften Generalstreik inner­
halb von drei Monaten führten hundert­
tausende griechischer Lohnabhängiger 
am 6. Juli durch. Einen weiteren für den 
11. Juli angekündigten Streiktag setzte 
der griechische Gewerkschaftsbund 
nach Verhandlungen mit der Regierung 
aus, dennoch streikten eine halbe Mil­
lion Beamte, viele Ladenbesitzer hatten 
ihre Läden geschlossen. Die Gewerk­
schaften kämpfen gegen das von der 
konservativen Regierung Mitsotakis 
geplante Entwicklungsgesetz. Vor dem 
Streik am 12. Juli hatte die Regierung 
zugesagt, erneute Verhandlungen über 
das Gesetz aufzunehmen. Anscheinend 
wollen die Konservativen die Kommu­
nalwahlen im Oktober abwarten, bevor 
sie das Gesetz durchsetzen.

Das aus 180 Einzelartikeln bestehende 
Gesetz soll die „Marktwirtschaft“ ein­
führen. Es sieht zum einen die Privati­
sierung der meisten Staatsbetriebe vor 
— fast alle Banken, über 80 Prozent der 
industriellen Produktions- und der 
Dienstleistungsunternehmen sind seit 
1953 in Staatsbesitz. Über die Hälfte der 
griechischen Erwerbstätigen sind beim 
Staat angestellt. Die Privatisierung soll 
mit umfangreichen Rationalisierungen 
verbunden sein, die Gewerkschaften 
rechnen mit über 30000 Entlassungen.

In der Hauptsache richten sich die 
Streiks aber gegen die im Gesetz geplan­
ten Verschlechterungen nahezu aller

Militärische Nutzung hat Vorrang
Fiasko mit Hubble-Teleskop von langer Hand angelegt

Die Nachricht über den Konstruktions­
fehler des „Hubble“-Weltraumtele­
skops, daß es nämlich nicht richtig fo­
kussiert werden kann, hat bestehende 
Zweifel in Europa und Japan an der tech­
nologischen Kapazität der USA ver­
stärkt. Die „Washington Post“ unter­
sucht unter dem Titel „Kann die USA 
nichts mehr richtig hinkriegen?“ die 
Auswirkungen auf den Export nach 
Japan.

Tatsächlich hat das Hubble-Fiasko 
seine Ursache nicht in technologischem 
Unvermögen, sondern in mangelhafter 
Projektaufsicht — und Politik. Die Spie­
gel des Teleskops sind einzeln unter 
Aufsicht der Weltraumbehörde NASA 
getestet worden und haben ausgezeich­
nete Oberflächenqualität und, laut Her­
steller, die von NASA vorgeschriebene 
(aber falsche) Oberflächenform. Das 
stimmt wahrscheinlich, denn die Abwei­
chung von der korrekten Form ist so 
groß, daß sie einfach feststeUbar gewe­
sen wäre. Das zusammengebaute Tele­
skop ist niemals als Einheit getestet wor­
den, angeblich aus Geldmangel — ziem­
lich unbegreiflich für ein Gerät, das ins 

Opus Dei in der Schweiz
Heftiger Widerstand gegen neuen Bischof der Diözese Chur

Kirchenkampf der Katholiken in der 
Schweiz: Klerus und Kirchenbasis lau­
fen mehrheitlich Sturm gegen die Ernen­
nung des rechtsextremen Fundamentali­
sten Wolfgang Haas zum Bischof der 
Diözese Chur, die sechs Schweizer Kan­
tone (und Liechtenstein) umfaßt. Seit­
dem der Vatikan Haas am 22. Mai er­
nannt hat, reißt der Proteststurm nicht 
mehr ab. Viele katholische Organisatio­
nen verlangen seine Abdankung, Kir­
chengemeinden laden Haas aus, das 
katholische Landeskirchenparlament 
Graubünden fordert die Bischofskonfe­
renz auf, Haas zum „freiwilligen“ 
Rücktritt zu bewegen. In kirchlichen 
und öffentlichen Gremien wird die For­
derung laut, die Zahlungen an den Vati­
kan einzustellen und Kirche und Staat zu 
trennen. Vorläufiger Höhepunkt der 
katholischen Unbotmäßigkeit: eine 
Demonstration am 18. Juni im Bischofs­
sitz Chur, bei der an die 7 000 Menschen 
gegen Haas protestierten. In einer Reso­
lution forderten sie, der Bundesrat solle 
beim Vatikan vorstellig werden, um das 
„traurige und unwürdige Kapitel“ zu 
beenden.

Begonnen hat die Affäre Haas 1987: 
Im November dieses Jahres richtete der 
Papst das Amt eines Weihbischofs mit 
Nachfolgerecht auf den Diözesenbi­
schof ein. Mit diesem Vorgehen wollte 
Rom das Domkapitel, traditionell Wahl­
behörde, ebenso ausschalten wie die

Arbeitsgesetze. So will die Regiert«, 
durchsetzen, daß die Ladenöffhungsaj 
ten künftig von jetzt 40,5 Stunden auf 8] 
Stunden in der Woche verdoppelt wer­
den sollen — eine Maßnahme, die die 
großen Handelskonzerne bevorzugt und 
den Protest der meisten Einzelhändler 
hervorruft.

Der Kündigungsschutz soll außer 
Kraft gesetzt werden — welche Absich­
ten die Regierung unterstützt, wird deut- 
lieh an ihrem Vorhaben, die bisher auf 
sieben Monate beschränkte Zahlung von 
Arbeitslosengeld auf zwölf Monate ais- 
zudehnen. Ein Teil der Unternehmens­
gewinne soU von der Beitragspflicht zur 
Renten- und zur Krankenversicherung 
befreit werden. Stattdessen erwägt die 
Regierung, daß künftig die Lohnabbau 
gigen anteilig in die Versicherungen ein­
zahlen sollen.

Die bisher verbotene Teilzeitarbeu 
soll erlaubt werden, vorgesehen ist 
außerdem die Einführung einer vierten 
Schicht. Damit ist die Ausdehnung der 
täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit 
verbunden. Die griechischen Gewerk­
schaften erklären . ,}Nenn dieses Gesetz 
verabschiedet wird, bedeutet es erschöp­
fende Pflicht, die Beseitigung des Acht- 
Stunden-Arbeitstages, niedrige Löhne, 
Unsicherheit und einen Schlag gegen die 
Gewerkschaftsrechte.1 ‘
Quellenhinweis: The European Ö.-8.7.; VÄ11- 
street Journal 11.7.; Handelsblatt 12.7. —(uld)

All transportiert werden soll.
Ursprünglich hatten die Weltallfor­

scher eine Serie von kleinen Teleskopen 
geplant, die alle speziell für eine be­
stimmte Aufgabe optimiert waren und 
einzeln von Raketen ins All befördert 
werden konnten. In den siebziger Jah­
ren, nach dem Vietnamkrieg, brauchte 
die US-Regierung zivile Vorzeigepro­
jekte für das von Anfang an militärische 
Projekt Space Shuttle. Die Serie kleiner 
Teleskope mit verteiltem Risiko wurden 
ins Megaprojekt Weltraumteleskop — 
1,6 Milliarden US-Dollar — zusammen­
gefaßt zu einem großen Spiegel, der nun 
für alle Experimente gut sein mußte. 
Nur das Space Shuttle konnte diesen 
Koloß in eine Umlaufbahn heben.

Das Hubble-Fiasko kann sehr wohl 
das Ende des „zivilen“ Teils des 
Shuttle-Programms einleiten. Im Laufe 
der Reagan-Jahre sind die Folgen des 
Vietnamkriegs „überwunden“ worden 
und zivile Begründungen für militäri­
sche Projekte nicht mehr nötig. So gese­
hen ist die mangelnde Sorgfalt bei der 
Durchführung des Hubble-Projekts 
nicht so verwunderlich. — (ger, her)

„weltliche Obrigkeit“, ebenfalls seit 
Jahrhunderten mit Vorschlagsrecht. An­
fang 1988 schanzte der zweite Johannes- 
Paul dem Rechtsaußen Haas das Weihbi­
schofamt zu, schon damals nicht ohne 
Proteste. Im Mai 1990 war es dann so­
weit: Amtsinhaber Vonderach reichte 
seine Demission ein, Haas rückte nach; 
eine seiner ersten Amtshandlungen war 
die Entlassung des Zürcher Generalvi­
kars Gebhart Matt, eines Exponenten 
des linken Kirchenflügels.

Hintergrund der Proteste ist jedoch 
nicht nur die Art, wie Rom den neuen Bi­
schof ins Amt gehievt hat, sondern auch 
dessen politischer Standort. Haas macht 
keinen Hehl daraus, daß er Sympathi­
sant der rechtsextremen Kirchensekte 
Opus Dei („Werk Gottes“) ist. Die kon­
spirativ arbeitende Sekte hat sich zum 
Ziel gesetzt, das Christentum von „Mo­
dernismus, Subjektivismus, Marxismus 
und Materialismus“ zu befreien, so ein 
abtrünniger Opus-Dei-Mann. Das 
„Werk“ zog mit eigenen Kampftruppen 
für den Hitler-Faschismus in den Krieg, 
stellte im Franco-Spanien teilweise 
mehr als die Hälfte der Minister, beriet 
und finanzierte den chilenischen Dilaa- 
tor Pinochet. Heute ist es eine mächtige 
ökonomisch-politische Kraft, deren kle­
rikal-faschistische Ideologie großen 
Einfluß im Vatikan hat.
Quellen: Der Tagesanzeiger, Ausgaben Ja» 
Juli 1990; WoZ, 8.6.. 23.6. - (jüg)
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Am 11.5. veröffentlichte das „Neue 
Deutschland“ Ergebnisse einer Befra­
gung von 386 Genossenschaftsbauern 
aus dem sächsischen Raum: 46,6 % der 
Befragten war für den Erhalt der staatli­
chen Selbständigkeit der DDR für die 
nächste Zeit. 74 % sahen die Existenz 
ihrer LPG durch eine „überstürzte Ver­
einigung“ bedroht.

Zu diesem Zeitpunkt hatte die An­
schlußpolitik der BRD längst ihre Schat­
ten auf die landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften in der DDR ge­
worfen. Mit der Öffnung der Grenzen 
überschwemmten Agrarprodukte aus 
der EG, vor allem aus der BRD die 
DDR. Die Agrarimporte stiegen mit be­
schleunigter Tendenz: um 81 % in den 
ersten drei Monaten, schon um 132 % im 
März 1990. (1) Der Absatz der LPG 
sank in diesen Wochen um ein Drittel.

Daraus resultierten für die LPG 
schwerwiegende Probleme. Zehntau­
sende schlachtreife Tiere blieben in den 
Ställen, überschritten ihr Schlachtge­
wicht und wurden unverkäuflich; 
gleichzeitig stieg der Futtermittelver­
brauch drastisch. Molkereien mußten 
die Produktionen herunterfahren und 
blieben dennoch auf ihren Milchproduk­
ten sitzen; die LPG wurden teilweise ge­
zwungen, doppelte Mengen an Milch­
pulver abzunehmen und zu verfüttern. 
Ganze Spinatfelder wurden unterge­
pflügt

Schon damals, vor Inkrafttreten der 
Wirtschafts- und Währungsunion, wur­
de deutlich, daß die westdeutschen Me­
dien eine gezielte Diskriminierungs­
kampagne gegen LPG-Produkte ent­
fachten. Die „Zeit“ z.B. höhnte über 
angeblich „fad schmeckende Milch“, 
„leicht bräunliche Kaffeesahne“, „mit 
Kümmel versetzten Käse“ und be­
schwor die „Rache“ der „Verbrau­
cher“. (2) Die LPG produzierten 
„Quantität“ statt „Qualität“, so der all­
gemeine Tenor. Die Schweine seien 
„nicht kernig genug“, Kirschen sollten 
„zu klein“ sein, Gemüse „zu grob“, 
Verpackungen „lieblos“ usw. usf.

Seit dem 1. Juli hat sich die Situation 
noch erheblich zugespitzt. Die Diskri­
minierungskampagne westdeutscher 
Medien wurde dadurch ergänzt, daß 
westliche Lieferanten dem DDR-Handel 
vielfach Vbrträge aufzwangen, die die 
Abnahme von Agrarprodukten aus der 
DDR ausschlossen. Der Anteil von 
DDR-Produkten in den Lebensmittelab­
teilungen sank drastisch, teilweise auf 
15 % und weniger. (3) LPG-Bauem und 
Beschäftigte von Gewächshauswirt­
schaften sind gezwungen, ihre Produkte 
vor den Kaufhallen von LKWs herunter 
zu verschleudern, weil die Kaufhallen 
sie nicht mehr abnehmen. Lager- und 
Kühlkapazitäten sind mehr als ausge­
schöpft. Milch, Eier, Gemüse verderben 
in rauhen Mengen, während vor allem in 
ländlichen Gebieten Versorgungseng­
pässe bestehen, weil die westlichen Lie-

Vernichtungsschläge gegen die LPG — 
LPG-Bauern kämpfen ums Überleben

DDR-Landwirtschaft nach dem 1. Juli vor dem Kollaps

feranten mit den Lieferungen nicht nach­
kommen. In den LPG herrschen Angst, 
Verzweiflung, Lähmung, gerade jetzt, 
in den Erntemonaten. Der DDR-Land­
wirtschaft, die all die Jahre hindurch die 
Ernährung der DDR-Bevölkerung si­
cherstellte, droht der Kollaps.

Genau das ist beabsichtigt — kurzfri­
stig. Schon mittelfristig rechnen die 
BRD-Strategen dieses Großangriffs da­
mit, die heutige DDR wieder zur Korn­
kammer des Reichs zu machen. „Die 
Großbetriebe der DDR können ernst zu 
nehmende Konkurrenten der Bauern in 

Über 200 LPG-Bauern demonstrierten vor dem Bezirksverwaltungsgebäude in Leip­
zig gegen den Boykott ihrer Produkte. Ursprünglich wollten sie 10000 I Milch in die 
Gosse gießen, um auf ihre Lage aufmerksam zu machen, doch viele Passanten soli­
darisierten sich und kauften ihnen die Milch ab.

der Gemeinschaft sein“, schreibt die 
„Frankfurter Allgemeine“. (19.5.) 
Schon rechnet man aus, wie durch Un­
terwerfung der landwirtschaftlichen 
Großproduktion unter das Diktat des 
Kapitals die Erzeugerpreise ins Boden­
lose gedrückt werden und damit auch der 
Widerstand der ums Überleben kämp­
fenden Bauern in der gesamten EG ge­
brochen werden kann. Zu diesem Zweck 
müssen die Konzerne die Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaf­
ten in der DDR vernichten.

Die Stellung der LPG ist aufgrund der 
Krise des realsozialistischen Entwick­
lungsweges geschwächt. Seit der Grün­
dung der DDR hat die realsozialistische 
Politik einen Ausgleich zwischen Indu­

strie und Landwirtschaft, Stadt und 
Land gesucht und deshalb die landwirt­
schaftlichen Erzeugerpreise gestützt, 
dabei die Verbraucherpreise niedrig ge­
halten. Doch stagniert die Produktivität 
der in der Landwirtschaft angewandten 
Arbeit wahrscheinlich schon seit länge­
rem. Die Erzeugerpreise liegen um ein 
Vielfaches über den Verbraucherprei­
sen. Mit 12 % des Staatshaushaltes muß­
te die DDR-Gesellschaft in den letzten 
Jahren die Landwirtschaft subventionie­
ren. Obwohl jeder Werktätige ver­
gleichsweise nur wenig für Lebensmittel 

auszugeben hatte, mußte die Gesell­
schaft als Ganzes in wachsendem Maße 
„zuviel“ zahlen. Diesen Transfer in die 
Landwirtschaft konnte und wollte sie 
sich nicht länger mehr leisten. Daß auch 
die Kosten der Spezialisierung und der 
Übergröße der LPG (durchschnittlich 
knapp 5000 ha) zu hoch waren, soll hier 
nur am Rande erwähnt werden. Eine 
Änderung war unvermeidbar.

Die Änderung, die die Konzerne jetzt 
zu erzwingen suchen, vernichtet jedoch 
gerade die fortschrittlichsten Elemente 
der Produktionsweise in der DDR- 
Landwirtschaft.

Verschieden aufgestellte Rechnungen 
weisen aus, daß — setzt man eine DDR- 
Mark gleich eine D-Mark — die LPG bei

Pflanzenprodukten um 40 bis 200 % hö­
here Erzeugerpreise erhalten als die 
Bauern in der DDR, bei Tierprodukten 
um 200 bis 400 %. (4) Eine Senkung der 
Erzeugerpreise auf BRD-Niveau würde, 
das errechneten Fachleute in der BRD 
schon am Jahresanfang, dazu führen, 
daß die LPG, die zuvor durchschnittlich 
2000 Mark je ha Gewinn erarbeiteten, 
mit 1800 bis 2000 DM je ha in die roten 
Zahlen gerieten. (5)

So setzt die Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion, die die Grenzen für BRD- 
und EG-Importe vollständig beseitigt, 
die LPG unter einen Konkurrenzdruck, 
der jede gründliche Erörterung nötiger 
Änderungen im Interesse der Werktäti­
gen der DDR erstickt und dem sie des­
halb auch kaum standhalten können.

Schon im Vorfeld und seit dem 1. Juli 
erst recht wurden sie gezwungen, alle 
„überflüssigen“ Kosten zu streichen 
und die Arbeitsintensität und Arbeits­
produktivität mit allen Mitteln zu stei­
gern. Als erstes fällt dem Konkurrenz­
druck alles zum Opfer, was in den letz­
ten Jahren dazu beigetragen hatte, daß 
sich das Leben auf dem Land dem Leben 
in der Stadt angeglichen hatte. So wer­
den die LPG gezwungen, ihre zentralen 
Küchen, Gaststätten, Wäschereien, 
Tankstellen, Kinderkrippen aufzuge­
ben, das freie Schulessen zu streichen, 
ihre polytechnischen Zentren, die Bau­
brigaden, die nicht nur landwirtschaftli­
che Gebäude, sondern auch Wohnun­
gen, Straßen und kommunale Einrich­
tungen bauen, und zahlreichen Werk­
stätten aufzulösen. Daß dabei auch alle 
Ansätze von Selbstorganisation vernich­
tet werden, liegt nahe. Mehr als in ande­
ren Bereichen hatten die LPG-Bauem 
Einfluß auf alle Fragen von Leitung und 
Produktion. Die LPG umfaßten durch­
schnittlich sieben Dörfer und durch sie 
bestimmte die ländliche Bevölkerung 
auch die Kommunalpolitik. (6)

Überall werden Massenentlassungen 
erörtert: Die Hälfte der rund 800000 in 
der Landwirtschaft Beschäftigten sei 
„überzählig“. Höhere Quantität und 
Qualität zu niedrigeren Preisen seien mit 
der übrigen Hälfte zu schaffen.

Unter diesem Druck, so befürchten 
die LPG-Bauem und Landarbeiter auf 
den Staatsgütern, werden sie auch ihre 
sozialen Errungenschaften wie den 
Acht-Stunden-Tag, geregelten Urlaub, 
vergleichsweise hohe Löhne etc. nur 
schwer verteidigen können. Schon im 
Januar drohte die „Welt“: „In der DDR 
wird es vor allem darauf ankommen, die 

Motivation der Bauern zu erhöhen. Wer 
sich um 17 Uhr vom Tagewerk auf dem 
Acker verabschiedet, kann mit privat­
wirtschaftlich betriebenen Höfen auf 
Dauer nicht konkurrieren.“ (19.1.)

Die Konkurrenz, der die LPG seit dem 
1.7. ausgesetzt sind, dient aber nicht nur 
als Peitsche für Preissenkung und Stei­
gerung der Arbeitsintensität und -Pro­
duktivität. Sie dient vor allem auch als 
Mittel zur Enteignung.

Die z.T. hohen Guthaben, die LPG 
auf den Konten der Bäuerlichen Han­
delsgenossenschaften hatten, sind mit 
dem Herrschaftsantritt der D-Mark hal­
biert; sie werden infolge der Stockung 
von Produktion und Absatz und des 
Preiseinbruchs wahrscheinlich binnen 
kurzem erschöpft sein. Um konkurrie­
ren zu können, müssen die LPG jedoch 
moderne Maschinerie anschaffen. Dazu 
werden sie sich verschulden müssen.

Zugleich ist ein Run auf landwirt­
schaftlich genutzten Boden in der DDR 
absehbar. Die durchschnittlichen Preise 
für land- und forstwirtschaftliche 
Grundstücke, von denen nur 15 % den 
LPG-Bauern gehören, die übrigen 85 % 
sind staatlich (7), lagen vor dem 1.7. bei 
400 bis 4000 Mark, verglichen mit 
20000 bis 30000 DM in der BRD. (8) 
Trotzdem werden die LPG gegen Speku­
lanten aus der BRD nicht mithalten kön­
nen.

Hinzu kommt schließlich, daß die 
LPG den bäuerlichen Familienbetrieben 
in der BRD rechtlich nicht gleichgestellt 
werden; sie müssen deutlich mehr Steu­
ern zahlen, die bundesdeutschen agrar­
politischen Förderprogramme finden 
auf sie keine Anwendung. (9)

BRD-Landwirtschaftsminister Kiech­
le hat längst klargestellt, daß er den 
„sukzessiven Übergang zur privaten 
Produktion“ erwartet. Ein hoher Beam­
ter seines Ministeriums präzisiert, was 
darunter zu verstehen ist: „große Pacht­
betriebe auf den Flächen der ehemaligen 
LPG oder Teilen davon“, „landwirt­
schaftliche Bewirtschaftungsgesell­
schaften in der Rechtsform GmbH oder 
GmbH und Co.KG oder Aktiengesell­
schaften“, „großbäuerliche Familien­
betriebe“ nach britischem Muster. (10)

Tausende und Zehntausende LPG- 
Bauem haben in den letzten Tagen Wi­
derstandsaktionen gegen den Boykott 
ihrer Produkte durchgeführt. Sie kämp­
fen nicht nur um den Absatz ihrer Pro­
dukte, sie kämpfen auch um den Erhalt 
ihrer Genossenschaften, in denen die 
Arbeitenden zugleich auch die Eigner 
sind. So fordern sie u.a. die Aufnahme 
der Förderwürdigkeit von LPG in die 
Verfassungen der auf dem Territorium 
der DDR entstehenden Länder.
Quellenhinweis: (1) taz, 9.5.90; (2) Zeit, 
5.4.90; (3) ND, 12.7.90; (4) Welt Report, 
Journal der „Welt“, 29.2.90; (5) FAZ, 
19.1.90; (6) s. 4; (7) Börsen-Zeitung, 8.3.90; 
(8) ND, 6.6.90; (9) ebenda; taz, 9.6.90; (10) 
nach taz, 9.6.90. — (scc)

Kampuchea: Erfolge des Guerillakrieges
EG stellt sich einer politischen Lösung des Konflikts entgegen

Am 19. Januar veröffentlichten die 
zwölf EG-Mitgliedsstaaten eine Resolu­
tion, daß eine Rückkehr der Roten 
Khmer auf jeden Fall verhindert werden 
müsse. (1) Ähnlich äußerten sich der 
Präsident und Außenminister Frank­
reichs, der ehemaligen Kolonialmacht in 
Kampuchea. (2)

Die Frage drängt sich auf, was diese 
Erklärungen bedeuten sollen und ob die 
sich aufdrängenden Konsequenzen 
ernsthaft erwogen und vorbereitet wer­
den. Zur gleichen Zeit nämlich, als sich 
die EG darauf verständigte, die Beteili­
gung der Roten Khmer an einer zukünf­
tigen Regierung Kampucheas „auf jeden 
Fall“ zu verhindern, warnte Prinz 
Sihanouk. der eine der Parteien der 
Dreierkoalition des Demokratischen 
Kampuchea repräsentiert, öffentlich: 
Wenn der Westen die militärische Aus­
schaltung der Roten Khmer wolle, müs­
se man schon internationale Brigaden 
schicken. (3)

In der Tat ist eine politische Lösung 
des Kampuchea-Konflikts unter Aus­
schluß der kommunistischen Roten 
Khmer undenkbar. Sie sind politisch und 
militärisch die weitaus stärkste Kraft der 
Dreierkoalition des Demokratischen 
Kampuchea. Niemand bestreitet heute 
noch, daß die Kämpfer der Roten Khmer 
fest im ganzen Land präsent sind. Sie 
operieren in kleinen Gruppen, ausgerü­
stet mit B-40-Raketen und Kalaschni­
kows, greifen die Armee der Regierung 
der VR Kampuchea an und ziehen sich

zurück, führen also einen klassischen 
Guerillakampf. In den letzten Monaten 
haben die Kämpfe zugenommen. Im 
Oktober 1989 eroberten sie die Grenz­
stadt Pailin. Von den 3000 eingesetzten 
Elitesoldaten der VR Kampuchea sind 
nach Angaben der „Zeit“ (4) rund 1000 
gefallen, 1000 zu den Roten Khmer 
übergelaufen bzw. in Gefangenschaft 
geraten. Aufgeschreckt meldete die 
„Welt“: „Nicht nur in den Provinzen 
Kompong Thom, Kompong Cham und 
Kompong Speu, die im Norden, Osten 
und Südwesten an Phnom Penh grenzen, 
sind sie aktiv, die Hauptstadt selbst ist 
nicht mehr vor ihren Angriffen sicher, 
wie Granaten- und Bombenangriffe vor 
einer Woche deutlich machten.“ (5) 
Und der „Spiegel“ gab zu: „Erstmals 
seit der Vertreibung der Roten Khmer 
durch die vietnamesische Armee 1979 
erreichte der Bürgerkrieg die städti­
schen Zentren des Landes.“ (6) Im März 
eroberten die Roten Khmer vorüber­
gehend den Flugplatz von Battambang, 
der zweitgrößten kampucheanischen 
Stadt, im Juni besetzten sie, ebenfalls 
vorübergehend, die 80 km nördlich von 
Phnom Penh gelegene Provinzstadt 
Kompong Thom. Inzwischen sind sie 
zur Repatriierung von 60000 Flüchtlin­
gen aus thailändischen Flüchtlings­
lagern in befreite Gebiete übergegan­
gen. (9)

Worin liegen die Gründe für das Er­
starken des Widerstandskrieges? Sicher 
nicht vorrangig im Abzug der vietname­

sischen Truppen. Zum einen hat Viet­
nam, Informationen osteuropäischer 
Diplomaten in Phnom Penh zufolge, 
nach seinem offiziellen Abzug neuerlich 
tausende Soldaten nach Kampuchea ent­
sandt (7), zum anderen ist der offizielle 
Abzug ein Eingeständnis der Tatsache, 
daß Vietnam die Roten Khmer militä­
risch nicht besiegen konnte.

Selbst die Haß- und Lügentiraden der 
imperialistischen Presse lassen die 
Gründe für die erfolgreiche Entwick­
lung des Widerstands durchschimmern. 
Die Roten Khmer könnten keinen Gue­
rillakrieg führen, wenn sie sich nicht auf 
Teile der Bevölkerung Kampucheas 
stützen könnten. Die „Financial Times“ 
vermerkt bitter, daß die Roten Khmer, 
wie schon im Volkskrieg gegen die US- 
Aggression, den schroffen Stadt-Land- 
Widerspruch ausnutzten. Sie stützten 
sich auf die ländliche Bevölkerung, 
denen sie in den Gebieten, in denen die 
Kontrolle der VR Kampuchea schwach 
wäre, z.B. höhere Reispreise zahlten als 
diese. (8) Auch die „Neue Zürcher“ 
berichtet, daß sich die Roten Khmer um 
die Alltagsprobleme der Bauern küm­
mern, ihnen medizinische Hilfe bieten, 
kulturelle Bedürfnisse befriedigten usw. 
(9) Prinz Sihanouk bestätigte in seinem 
offenen Brief: „Vor allem in den ländli­
chen Gebieten seien sie (die Roten 
Khmer — Red.) militärisch erfolgreich 
und hätten Unterstützung in der Bevöl­
kerung ... Selbst in den Städten gebe es 
zunehmend Attentate und Sabotageakte

Kämpfer der Roten Khmer helfen den 
Bauern bei der Produktion.

der Roten Khmer. Dies sei ohne die Un­
terstützung der Bevölkerung bis hinein 
in Verwaltung, Polizei und Armee nicht 
möglich. Die Weltöffentlichkeit habe 
ein vereinfachtes Bild von den Roten 
Khmer, so als gingen diese nur mit Ter­
ror und Völkermord vor und als würden 
sie überall gehaßt. Ein Gutteil der Kam­
bodschaner unterstütze sie aber in Wirk­
lichkeit wegen ihres Nationalismus und 
ihrer proletarischen Ideologie.“ (3)

Das Regime der VR Kampuchea da­
gegen ist weitgehend von der Unterstüt­
zung durch Vietnam abhängig. Seine 
Basis liegt fast ausschließlich in Phnom 
Penh. Die „Zeit“ zitiert, nach Schilde­

rungen über neue Reiche in Phnom 
Penh, über Korruption und Prasserei, 
einen schwedischen Arzt: „Phnom Penh 
führt den Krieg nicht. Die Hauptstadt 
läßt Krieg führen, und zwar von den 
Bauernsöhnen. Aber warum sollten die 
sich erschießen lassen, wenn Offiziere 
ihren Sold unterschlagen, um das Geld 
in Autos und Villen anzulegen oder es 
auf Phnom Penhs sündiger Meile zu ver­
prassen.“ (4)

Die „Neue Zürcher“ schreibt unter 
Berufung auf das Kambodschanische 
Rote Kreuz, daß das Regime in Phnom 
Penh aus Gebieten, über die es die mili­
tärische Kontrolle verloren habe, bisher 
„zwischen 30000 und 50000 Zivilisten 
in neue, aus dem Boden gestampfte, not­
dürftige Flüchtlingslager im Gebiet der 
Hauptstadt umgesiedelt“ habe. „Unab­
hängige Beobachter versichern, daß 
diese Zivilisten nicht von sich aus flüch­
teten, sondern von der Regierung ge­
waltsam umgesiedelt wurden. Auf diese 
Weise verhindert das Heng-Samrin- 
Regime, daß diese Bevölkerungskreise 
dem Einfluß der Roten Khmer ausge­
setzt werden.“ (9)

Nach Auffassung zahlreicher Beob­
achter versuchen die Roten Khmer 
nicht, die Städte zu erobern; sie wollten 
sie vielmehr vom Land her einkreisen. 
Ihre militärischen Schläge gegen Städte 
zielten darauf ab, „das Regime in 
Phnom Penh zu vermehrten Zugeständ­
nissen in den politischen Verhandlungen 
über Kambodscha zu bringen“. (9)

Quellenhinweis: (1) Südostasien aktuell, März 
1990; (2) Frankfurter Rundschau, 13.1.90; (3) 
nach: Blätter des iz3w, März/April 1990; (4) 
Zeit, 12.1.90; (5) Welt, 15.1.90; (6) Spiegel, 
15.1.90; (7) NZZ, 3.3.90; (8) Financial Ti­
mes, 19.3.90; (9) NZZ, 5.7.90. - (scc)
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Eine Arbeitsgruppe der Volksfront Bayern hat eine Broschüre (ca. 20 Seiten, 
Preis 2 DM plus Versand kosten) zum Thema „Widerstand gegen Polizei­
aufrüstung in Bayern — Gegen Polizeiterror im staatlichen Auftrag — 
Kommunalisierung der Polizei und kommunale Rechte“ erstellt, die jetzt bei der 
GNN Bayern, Holzstr. 2, 8000 München 5 bestellt werden kann. Die Auslieferung 
erfolgt im August. Das obige Werbebild „Die Polizei — Dein Freund und Helfer“ 
ist typisch. Die Übergriffe im staatlichen Auftrag gegen antiimperialistische 
Protestbewegungen passen nicht in dieses Bild.

Kommunalisierung der Polizei
Diskussionspunkte zum Widerstand gegen den Polizeistaat

„Freiheit statt Obrigkeitsstaat“
Interview mit Hartmut Bäumer, MdL (Grüne) zum neuen Polizeiaufgabengesetz in Bayern

Die Erfahrungen mit der staatlichen Po­
lizei in Bayern als einem Instrument ei­
ner CSU-Staatsregierung, die imperiali­
stische Konzeminteressen durchsetzt, 
macht es notwendig, insbesondere auch 
in der sozialistischen und antifaschisti­
schen Opposition über grundlegende 
Veränderungen bei dieser Behörde zu 
diskutieren und einen Beitrag in der Wi­
derstandsfront zu leisten.

Anläßlich der Polizeimaßnahmen zur 
Durchsetzung der WAA in Wackersdorf 
haben die bayerischen Jusos einen Be­
schluß „Alternative Sicherheitsappa­
rate? — Alternativen zu Sicherheits­
behörden, Polizei und Verfassungs­
schutz“ auf ihrer Landeskonferenz ge­
faßt und diesen Beschluß im letzten Jahr 
bestätigt. Eine öffentliche Kampagne ist 
aber nicht sichtbar geworden. In diesem 
Beschluß wird das staatliche Gewalt­
monopol und seine bloße Kontrolle kri­
tisch untersucht und vertreten, daß 
„nicht staatsmonopolartig garantierte 
Formen gesellschaftlicher Organisa­
tion“ ausfindig gemacht werden müß­
ten. Die Kommunalisierung der Ord­
nungsverwaltung mache sie erst kontrol­
lierbar. Eine ganze Reihe von Forderun­
gen werden entwickelt, die sich auf die 
Organisation und Aufgaben der Polizei 
beziehen.

Die Grünen haben in ihrem Programm 
zu den Landtagswahlen 1986 insbeson­
dere gegen den „Todesschuß“ polemi­
siert und eine Neufassung des Polizei­
aufgabengesetzes gefordert. Bei den 
kommenden Landtagswahlen noch in 
diesem Jahr wird diese Thematik wieder 
ein Schwerpunkt der Auseinanderset­
zung mit der CSU und den Republika­
nern sein — dies wird in dem Interview 
mit dem Landtagsabgeordneten Hartmut 
Bäumer deutlich. Die Münchner Veran­
staltungsverbote gegen Hungerstreikun­
terstützung, gegen die Bekanntmachung 
des kurdischen Befreiungskampfes und 
anderer antiimperialistischer Themen, 
sowie in den letzten Monaten der deut­
lich vernehmbare Protest gegen die Ver­
hältnisse in den Gefängnissen hat uns zu 
einer Diskussion über den Polizeistaat 
geführt. Dabei sind wir zu folgenden 
ersten Schlußfolgerungen gekommen: 
— In den einzelnen konkreten Ausein­
andersetzungen mit der Polizei hat sich 
gezeigt, daß rechtliche und juristische 
Mittel zur Kontrolle der staatlichen Be­
hörden im Freistaat völlig unzureichend 
sind. Polizeiterror herrscht, wenn die 
Polizei als direkt verfügbare Hilfstruppe 
der Staatsregierung eingesetzt wird, das 
zeigte die Praxis der Polizeieinsätze ge­
gen Informationsveranstaltungen zu 
antiimperialistischen Themen, gegen 
den WAA-Widerstand und bei Solidari­
tätsaktionen mit Gefangenen. Nötig ist, 
der Staatsregierung solche Mittel aus der 
Hand zu nehmen. Das geht nur durch 
Kommunalisierung der Polizei. Reform­
vorschläge zum Polizeiorganisations­
und Polizeiaufgabengesetz werden von 
den Jusos und von den Grünen in Bayern 
vertreten. Dies ermöglicht eine breitere 
Aktionseinheit, die auch in den Gewerk­
schaften ihren Rückhalt findet. Der 
ÖTV-Fachausschuß Richter und Staats­
anwälte wendet sich z.B. gegen den von 

der Staatsregierung vorgelegten Ent­
wurf für ein Bayerisches Verfassungs­
schutzgesetz.
— Kommunalisierung der Polizei war 
eine antifaschistische Maßnahme nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Aus dieser Zeit 
stammt noch das heute deformierte 
Recht der bayerischen Kommunen, eine 
kommunale Polizei zu bilden. Die er­
neute Verstaatlichung der Polizei wurde 
Ende der 60iger Jahre schon betrieben 
und 1975 letztendlich auch in München 
durchgesetzt. Die Gegner dieser Ver­
staatlichung — sie kamen hauptsächlich 
aus den Reihen der SPD — argumentier­
ten mit der Verteidigung kommunaler 
Rechte gegenüber dem Zentralstaat, er­
innerten an den Terror der Polizei im 
Faschismus und kritisierten die Rolle 
der Polizei als verlängerten Arm eines 
absolutistischen Staates.
— Kommunalisierung der Polizei 
brächte die Entscheidungsgewalt über 
polizeiliche Maßnahmen in die Hände 
der kommunalen Körperschaften und 
damit in einen Bereich, der für die Be­
völkerung noch beeinflußbar ist. Die 
Kontrolltätigkeit brächte eine örtliche 
Auseinandersetzung um den Nutzen und 
die Gefahren polizeilicher Aufgaben, 
die die Notwendigkeit von erheblicher 
Einschränkung dieser Aufgaben deut­
lich machen würde. Der Einfluß der Ein­
wohner könnte in die Richtung wirksam 
werden, daß soziale Mißstände be­
kämpft werden und nicht die Opfer die­
ser Mißstände mit Polizeimitteln nieder­
gehalten werden.
— Die Kommunalisierung der Polizei 
würde diesen Nutzen aber nur haben, 
wenn die Rechte der Kommunen gleich­
zeitig ausgebaut würden: Ohne mehr 
Recht auf eigene kommunale Finanzmit­
tel sind die Kosten nicht zu bewältigen 
(die Verstaatlichung der Polizei gelang 
über diese Schiene). Ohne mehr Rechte 
auf einen „eigenen Wirkungsbereich“, 
d.h. ohne mehr örtlich zu entscheidende 
Maßnahmen im Sozial-, Kultur-, Ver- 
sorgungs- und Wirtschaftsbereich muß 
die „öffentliche Sicherheit“ Terrorcha­
rakter haben, weil die „Sicherungsmaß­
nahmen“ sich an zentralen Interessen 
orientieren. Jede fortschrittliche örtlich 
beschlossene Entscheidung kann mit 
diesem Machtapparat außer Kraft ge­
setzt werden.
— Eine Kommunalpolitik mit weitge­
henden Entscheidungsrechten kann eher 
eine Chance bieten zur Entfaltung einer 
Politik nach den Bedürfnissen der Ein­
wohner. Entsprechend würde die Polizei 
eine andere Aufgabe erhalten. Ihr Cha­
rakter würde sich grundlegend ändern.

Die CSU versucht, noch vor den Som­
merferien und den bayerischen Land­
tagswahlen eine weitere Verschärfung 
des Polizeiaufgabengesetzes und Ver­
fassungsschutzgesetzes durchzusetzen. 
Aufgrund der gegenwärtigen Macht- 
und Mehrheitsverhältnisse ist es nötig, 
einen langandauemden Widerstand zu 
organisieren. Die politischen und sozia­
len Bewegungen gegen Imperialismus 
und Reaktion werden zunehmen. Sie 
brauchen Bewegungsfreiheit und keine 
polizeistaatliche Unterdrückung. — (baf, 
chl, dil, uth)

Nach der Änderung des Polizeiaufga­
bengesetzes am 1. April 1989 mit dem 
in der Öffentlichkeit weiter umstritte­
nen „Unterbindungsgewahrsam“ ver­
sucht jetzt die Staatsregierung erneut 
eine Verschärfung des PAG durchzu­
setzen und gleichzeitig die Aufgaben 
und Rechte des Verfassungsschutzes 
mit einer Gesetzesänderung zu errei­
chen. Welche Aktionen und Öffent­
lichkeitsarbeit plant das Aktionskomi­
tee und die Landtagsfiraktion Die 
Grünen?

Wir Grünen werden versuchen, das The­
ma „Freiheit statt Obrigkeitsstaat“ auch 
im Wahlkampf vor allem gegen die CSU 
in den Vordergrund zu rücken. Als kon­
krete Aktionen plant das Aktionsbündns 
für September/Anfang Oktober eine 
Demo in München. Vorher wollen wir 
aber in einigen Städten Bayerns (gedacht 
ist an Würzburg, Aschaffenburg, Nürn­
berg, Passau, Regensburg, Augsburg, 
Bamberg) Informationsveranstaltungen 
zum Thema „Abbau von Bürgerinnen­
rechten durch die geplante Bayern-Sta­
si“ durchführen. Dazu brauchen wir in 
den jeweiligen Orten natürlich Men­
schen, die die entsprechenden Veran­
staltungen vorbereiten und tragen. Al­
lerdings sind wir zuversichtlich, daß ein 
hinreichendes Interesse an derartigen 
Veranstaltungen besteht. Wichtig er­
scheint mir besonders, daß zwei Ge­
sichtspunkte dabei herausgestellt wer­
den:
a) Mit dem Ruf „ir sind das Volk“ ist 

es den Bürgerinnen und Bürgern in 
der DDR nicht zuletzt gelungen, den 
verhaßten Staatssicherheitsdienst zu 
Fall zu bringen. Dieser große Erfolg 
für die Bürgerinnenrechte darf nun 
nicht dadurch auf den Kopf gestellt 
werden, daß in Bayern oder später in 
einem Gesamtdeutschland noch effi­
zientere und noch subtilere Geheim­
dienstmethoden eingeführt werden.

b) Es ist notwendig, die Bevölkerung 
darüber aufzuklären, daß derzeitig 
von der Bayerischen Staatsregierung 
der Kampf gegen die sog. organi­
sierte Kriminalität und vor allem die 
Drogenkriminalität als ideologi­
scher Kampfbegriff mißbraucht 
wird, um mit diesem Vehikel schon 
seit Jahren, wenn nicht Jahrzehnten 
geplante Gesetze zur Überwachung 
der Bevölkerung nun endlich akzep­
tierbar und damit durchsetzbar zu 
machen.

Ich glaube, wenn es uns nicht gelingt, 
diese ideologischen Zusammenhänge zu 
verdeutlichen, werden wir es sein- 
schwer haben, in der Gesellschaft hin­
reichende Unterstützung im Kampf ge­
gen die obrigkeitsstaatlichen Gesetze 
von Stoiber und anderen zu bekommen.

Die erste Lesung des Gesetzes zur Än­
derung des PAG hat Mitte Mai begon­
nen und der Gesetzentwurf wurde in 
die Ausschüsse verwiesen. Welche 
Möglichkeiten ergeben sich jetzt für 
die Grünen?

Wir Grünen haben schon im letzten Jahr 
einen eigenen Gesetzentwurf mit dem 
Titel „Polizeidatenschutzgesetz“ zur 
Reformierung des Polizeiaufgabenge­
setzes eingebracht. Mit unserem Gesetz 
verfolgen wir das Ziel, die Grundsätze, 
die das Bundesverfassungsgericht im 
Volkszählungsurteil von 1983 zum 
Grundrecht auf informationelle Selbst­
bestimmung aufgestellt hat, auch in die 
polizeiliche Praxis umzusetzen. Der 
Entwurf der Staatsregierung geht dem­
gegenüber genau den umgekehrten 
Weg. Mit ihm sollen alle positiven An­
sätze des damaligen Urteils ausgehebelt, 
und die Bürgerinnen zu durchleuchteten 
und durchleuchtbaren Objekten staatli­
cher Wißbegierde werden. Unsere Mög­
lichkeiten im Parlament sind angesichts 
der Machtverhältnisse leider be­
schränkt. Auch die SPD konnte sich 
nicht zur Unterstützung unseres Gesetz­
entwurfs in Sachen PAG-Novelle durch­
ringen! Darüber hinaus hat sie lange Zeit 
geschwankt, ob sie nicht gar den Gesetz­
entwurf der Staatsregierung zur Novelle 
des Verfassungsschutzgesetzes unter­
stützen sollte. So hat sie sich z.B. bei 
einer ersten Lesung im Rechtsausschuß 
der Stimme enthalten und sogar Zustim­
mung signalisiert. Immerhin ist insofern 
ein Sinneswandel eingetreten, der nicht 
zuletzt auch auf die Aktivitäten des Ak­
tionsbündnisses zurückzuführen sein 
dürfte. Wir werden versuchen, im Land­

tag vor einer Verabschiedung der Geset­
ze eine gemeinsame Anhörung von Ex­
pertinnen aus dem Bereich Datenschutz, 
Verfassungsrecht und Polizeirecht 
durchführen zu lassen. Angesichts der 
notorischen Unlust der CSU-Abgeord- 
neten, sich überhaupt sachkundig zu 
machen — das gilt für jeden Bereich po­
litischer Aktivitäten im bayerischen Par­
lament — bezweifle ich allerdings, ob 
unser diesbezüglicher Antrag von der 
Mehrheit angenommen wird. Sollte dies 
nicht der Fall sein, steht zu befürchten, 
daß die CSU mit ihrer satten Mehrheit 
die Gesetzentwürfe zum Polizeiaufga­
ben- und Verfassungsschutzgesetz ohne 
weitere Diskussion durchzieht und noch 
vor der Sommerpause verabschiedet.

Die Ausdehnung des Unterbindungs­
gewahrsam auf 14 Tage durch die Bay­
erische Staatsregierung und den baye­
rischen Landtag wird von vielen Men­
schen als staatliche Maßnahme im Zu­
sammenhang mit dem Widerstand ge­
gen die WAA begriffen. Auf welche ge­
sellschaftspolitischen Auseinanderset­
zungen wird jetzt nach eurer Meinung 
mit diesen Gesetzentwürfen geantwor­
tet? Spielt — für die innere Aufrüstung 
— die Herausbildung des 4. Reiches 
eine Rolle?

Ich möchte den letzten Halbsatz, näm­
lich die Herausbildung des 4. Reiches, 
sehr eindeutig verneinen. Die Vorlagen 
zu den jetzt diskutierten Gesetzentwür­
fen liegen schon seit langem in den mini- 
sterialen Schubladen, ohne daß damals 
eine baldige deutsche „Vereinigung“ 
vorhersehbar gewesen wäre. Diese Ein­
schätzung wird auch meiner Meinung 
nach dadurch bestätigt, daß in SPD-re- 
gierten Bundesländern wie Nordrhein- 
Westfalen zumindest im Polizeibereich 
und in der Frage der staatlichen Reak­
tion auf die sog. organisierte Kriminali­
tät durchaus ähnliche Vorstellungen wie 
die in Bayern bestehen. Ich halte daher 
die Annahme für richtig, daß einerseits 
der staatliche Machtapparat für alle zu­
künftigen Eventualitäte, wie sie die wei­
ter verfolgte katastrophale Industriepoli­
tik in diesem Land mit sich bringen 
wird, aufgerüstet werden soll. Wir wer­
den uns mittel- und langfristig in unserer 
Gesellschaft auf weiter zunehmende 
Konflikte wie Wackersdorf oder Start­
bahn West in Frankfurt einstellen müs­
sen, wenn die Mehrheit in diesem Land 
nicht endlich bereit ist, den ökologisch 
selbstmörderischen Weg aufzugeben. 
Darüber hinaus dürfte der durch die Ein­
wanderungsbestrebungen erzeugte in­
nenpolitische Druck auf die reichen In­
dustrieländer des Nordens erheblich zu­
nehmen, da auch insoweit keine Ände­
rung der letztlich auf Ausbeutung der 
sog. Dritt-Welt-Staaten beruhenden 
Außenwirtschaftspolitik erkennbar ist. 
Als letzter Punkt scheint mir von Bedeu­
tung, daß mit dem Zusammenwachsen 
Europas tatsächlich die Möglichkeiten 
multinational arbeitender krimineller In­
stitutionen erheblich wächst. Ebenso 
wie die reale Gefahr der Ausweitung des 
Drogenkonsums in unseren Leistungs­
gesellschaften erzeugt auch dieses Phä­
nomen durchaus berechtigte Ängste. 
Auf diese Ängste wird nun allerdings 
von staatlicher Seite nicht so reagiert, 
daß man an die Ursache des Übels heran­
ginge, z.B. über den Verfall der politi­
schen Moral und der damit verbundenen 
Möglichkeit des Aufkommens organi­
sierter Kriminalität überhaupt nachzu­
denken und dem entgegenzuwirken, son­
dern in typisch deutscher Tradition al­
lein obrigkeitsstaatlich. Nicht die Ursa­
chen des Übels sollen bekämpft werden, 
stattdessen erklärt die Staatsregierung in 
Bayern lieber die Bürgerinnen und Bür­
ger zu potentiellen Staatsfeindinnen und 
damit zu Unsicherheitsfaktoren.

Das Aktionsbündnis hat sich den Na­
men „Wer schützt uns vor dem Staats­
schutz“ gegeben. Damit wird auf die 
fehlenden Kontrollmöglichkeiten ge­
genüber der Polizei hingewiesen. Wel­
che Möglichkeiten gibt es im bayeri­
schen Landtag?

Kontrollmöglichkeiten gegenüber Poli­
zei und Verfassungschutz gibt es im 
bayerischen Landtag faktisch nicht.

Zwar ist es von der Verfassung her 
vorgeschrieben, daß das Parlament die 
Exekutive kontroBieren soll, und dem­
entsprechend wurde auch ein sog. Si­
cherheitsausschuß im Landtag einge­

richtet. In diesem Gremium sind aber 
gerade wir Grüne aufgrund des Mehr­
heitsvotums der CSU nicht vertreten. 
Mit diesem verfassungswidrigen Aus­
schluß hat die CSU nur formell das ab­
gesegnet, was sie in dem Ausschuß 
ohnehin tut. Sie bestimmt nämlich mit 
ihrer Mehrheit allein, was überhaupt 
Gegenstand der sog. Kontrolle sein soll, 
und über was dort überhaupt geredet 
wird. Leider waren bisher die sicher­
heitspolitischen Interessen von SPD und 
CSU auch so weitgehend übereinstim­
mend, daß es trotz der für eine Demo­
kratie unglaublichen Ausgangslage nie 
zu einem wirklichen Eklat gekommen 
ist. Als einziges Mittel zur Kontrolle der 
Polizei bleibt uns Grünen, immer wieder 
den Weg an die Öffentlichkeit zu su­
chen, Mißstände anzuprangern und so 
den notwendigen öffentlichen Druck für 
Korrekturen zu erreichen. Dies ist uns 
zuletzt gelungen bei der Bespitzelung 
einer Bürgerinneninitiative durch die 
Polizei. Hier mußte selbst Innenminister 
Stoiber öffentlich erklären, daß dieses 
Verhalten rechtswidrig war und er die 
Vorgehensweise der Polizei bedauere.

Vor 1975 war z.B. in München — vor 
der Verstaatlichung der Polizei — der 
Oberbürgermeister der Dienstvorge­
setzte des Polizeipräsidenten und nicht 
wie heute der Innenminister. Seht ihr 
in der Rekommunalisierung einen 
Weg zur besseren Kontrolle der 
Polizei?

Wir halten eine Dezentralisierung der 
Polizei für unbedingt notwendig. Auf je­
den Fall ist eine kommunale Polizei bür- 
gerlnnenfreundlicher und weniger ge­
fährlich für die individuellen Freiheits­
rechte der einzelnen Menschen. Aus die­
sem Grund hatten ja auch die Alliierten 
nach 1945 den Aufbau dezentraler und 
kommunaler Polizeieinheiten im Gegen­
satz zur zentralisierten Polizei, wie sie in 
Deustchland als Ordnungsmacht üblich 
war, eingerichtet. Leider hat sich die 
alte und schlechte deutsche Tradition 
doch wieder durchgesetzt.

Eng mit dieser Frage zusammen hängt 
natürlich auch, welche Polizeiaufga­
ben überhaupt für eine menschenwür­
dige Gesellschaft notwendig sind. Gibt 
es hierzu von euch aUgemeinere 
Kriterien?

Diese Frage läßt sich in der hier gebote­
nen Kürze kaum beantworten. Ich glau­
be, daß wir in unserer verflochtenen und 
vielschichtigen Gesellschaft ohne eine 
Institution wie die Polizei, die in Aus­
nahme- und Notfällen Rechte von Bür­
gerinnen und Bürgern durchzusetzen 
vermag, nicht auskommt. Ob es sich da­
bei allerdings um eine Polizei, wie wir 
sie heute gesellschaftlich kennen oder 
um andere Institutionen, die mit entspre­
chenden Machtbefugnissen ausgestattet 
sind, handeln muß, vermag ich ohne 
weiteres nicht zu beantworten. Fest steht 
jedoch, daß z.B. in Fällen von massiver 
Bedrohung für Leib oder Leben von Per­
sonen (ich denke an Vergewaltigungen, 
Morddrohungen oder Geiselnahmen) 
eine staatliche Gewalt, die auch berech­
tigterweise mit Gewaltmitteln gegen 
Menschen oder Sachen vorgehen darf, 
die unrechtmäßig andere Menschen 
bedrohen, notwendig bleiben wird. Die­
se Aufgaben müssen von staatlich dazu 
besonders legitimierten Institutionen 
wahrgenommen werden. Sie können 
nicht einfach in die Gesellschaft zurück­
gegeben werden, da sich dann nämlich 
immer wieder das Recht des stärkeren, 
d.h. des kapitalkräftigen allein durchset­
zen würde. Wir Grüne sind dabei, ein 
Konzept für eine zukünftige Rolle der 
Polizei in einer freien Gesellschaft aus­
zuarbeiten. Wir haben dazu ein Gutach­
ten von Berliner Forschem (cilip-Grup- 
pe), die sich seit fast zwei Jahrzehnten 
sehr kritisch mit den bundesrepublikani­
schen Polizei- und Geheimdiensten aus- 
einandesetzen, in Auftrag gegeben. 
Nach diesem Gutachten würde die Poli­
zei zwar nicht überflüssig, aber doch 
ganz wesentlich reduziert, in ihrer tech­
nischen und waffentechnischen Ausstat­
tung den Notwendigkeiten des konkre­
ten Schutzes von Bürgerinnen im Ge­
gensatz zum sog. Staatsschutz angepaßt 
und, wie von euch in Frage fünf schon 
angesprochen, wieder vollkommen de­
zentralisiert. Geheimdienste wie Verfas­
sungsschutz, BND oder MAD lehnen 
wir Grüne ab.
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Gegen Rustungsforschung!
Forderung nach Zivilklausel/Verbot militärischer Projekte

iMtgart. In den letzten Wochen wird United States of America teilnehmen
he Rüstungsforschung an der Universi- 
« heftig kritisiert. Nachforschungen 
ier Fachschaftsvertreterversammlung 
RWSfe) ergaben u.a.. daß in den letz­
en Jahren mindestens 200000 Dollar 
■s dem SDI-Programm an das Institut 
«r Luft- und Raumfahrtsysteme geflös­
st sind. Die anfänglichen Dementi der 
Jniversitätsleitung sind inzwischen völ- 
ig haltlos geworden. Eine Offenlegung 
Ier Auftragsforschung wird dennoch 
bgetehnt. Die Landtagsfraktion der 
«ünen fordert Aufklärung über SDI- 
btschung und „konkrete Schritte zur 
rsrährleistung vollständiger Öffent- 
tchkeit von Auftragsforschung an Uni- 
wsitäten “ Die SPD fordert ebenfalls 
Aufklärung und ein Verbot von militäri- 
cher Forschung an den Landesuniversi- 
iten. Auch die Kreisverbände von SDP 
indDGB sprechen sich gegen Rüstungs- 
orschung aus und fordern die Einrich- 
ung einer Kommission zur Überprü- 
ong von Drittmittelaufträgen.

1988 betrug das Gesamtvolumen der 
Jniversität Stuttgart durch das Land Ba- 
len-Württemberg 374,23 Mio. DM, das 
Jrittmittelaufkommen betrug 167,75 
dio. DM. Die Universität ist bezüglich 
les Drittmittelaufkommens in Baden- 
Württemberg führend und steht bundes­
weit an dritter Stelle. Diese Drittmittel- 
brschung erlaubt den Konzernen direk- 
en Zugang und Einflußnahme auf die 
’rojekte und Verfügungsgewalt über die 
forschungsergebnisse. Unter den Stu- 
ienten wird über die Notwendigkeit dis- 
cutiert, Prüfsteine für die Bewilligung 
ron Drittmitteln zu formulieren, die
i.B. auch eine militärische Verwertbar- 
ceit von Forschungsergebnissen aus- 
«hließen sollen.

Wir haben im folgenden ein paar In- 
örmationen zur Entwicklung der Aus- 
tinandersetzung an der Universität zu- 
lammengesteUf.

Im November 1989 fordern die stu­
dentischen Vertreterinnen und Vertreter 
im Großen Senat, eine Zivilklausel in al­
le Kooperationsverträge aufzunehmen, 
im sicherzustellen, daß keine militäri­
sche Forschung an der Universität Stutt- 
>art betrieben wird. Rektor Effenberger 
irklärt, ihm seien keine Forschungsvor- 
taben bekannt, die auf militärische 
Zwecke ausgerichtet sind. Eine Zivil- 
tlausel sei abzulehnen, da sonst die „ge- 
etziich verankerte Freiheit der For- 
chung“ verletzt werden könnte.

Recherchen der FaVeVe ergeben, daß 
lie Uni am SDI-Projekt beteiligt ist und 
m Institut für Luftfahrtantriebe militä- 
ische Triebwerke getestet werden. Ab 
«bruar 1990 berichtet die Presse über 
lie Vorwürfe. Auf einem Plakat gibt der 
tektor „erfreut bekannt, daß die Uni- 
ersität Stuttgart bereits seit 1987 am 
örschungsprogramm Strategie Defense 
nitiative (SDI) des Government of the 

darf". Das Plakat stellt sich als Fäl­
schung heraus, die Richtigkeit des In­
halts kann aber nicht widerlegt werden.

Bei einem Gespräch am 14. Februar 
erklärt der Leiter des Instituts für Raum­
fahrtsysteme, Messerschmid, er betrei­
be rein zivile Forschung. Eine Geheim­
haltung der Forschung gebe es nicht. 
Etwas später wird dem studentischen 
Vertreter im Verwaltungsrat Aktenein­
sicht verweigert. Nachdem auf der Sit­
zung des Verwaltungsrates vom 29. Mai 
der Antrag auf Akteneinsicht nicht be­
handelt wird, schaltet die FaVeVe einen 
Rechtsanwalt ein.

Im Juni erklärt der Leiter des Instituts 
für Luftfahrtantriebe, Prof. Braig, ge­
genüber dem Rundfunk, daß in den ver­
gangenen fünf Jahren zwei militärische 
und sieben zivile Triebwerke auf dem 
Höhenprüfstand getestet wurden: „Ich 
widersetze mich militärischen Vorhaben 
nicht, wenn es öffentliche Aufträge 
sind“. Nachdem die Universität es abge­
lehnt hat, ein von der FaVeVe vorge­
schlagenes Hearing zum Thema Rü­
stungsforschung und Zivilklausel mitzu­
veranstalten — die Universität wolle 
sich nicht „auf die Anklagebank“ setzen 
lassen — muß sie aufgrund massiver öf­
fentlicher Nachfragen zu einer Presse­
konferenz am 25. Juni einladen. Die Er­
klärung des Rektors vom 13. Februar 
gegenüber der Stuttgarter Zeitung „Mi­
litärische Forschung an der Universität 
würde ich niemals dulden“ ist durch of­
fizielle Bestätigungen von Triebwerk­
tests für Tornado und Jäger 90 auf dem 
Höhenprüfstand der Universität wider­
legt. Das Rektorat versucht, sich durch 
Unterscheidung zwischen Kriegsfor­
schung, militärischer Forschung und 
von Militärs bzw. Verteidigungsmini­
sterien finanzierte Forschung aus der 
Affäre zu ziehen. Prof. Braig steht zu 
seiner Erklärung. Sinngemäß äußert er 
weiter: „Wer sich gegen Rüstungsfor­
schung an dieser Uni wendet, der will in 
Wirklichkeit einen anderen Staat“.

Die Mehrheit des Verwaltungsrates 
lehnt am 28. Juni ein Recht auf Akten­
einsicht für einzelne Mitglieder ab. 
Nachdem das Verwaltungsgericht keine 
einstweilige Anordnung auf Aktenein­
sicht erteilt hat, besteht somit nun nach 
wie vor nicht die Möglichkeit zur Akten­
einsicht. Der Verwaltungsrat lehnt auch 
eine Kontrollfunktion bei der Drittmit­
telvergabe ab.

Die FaVeVe will nach wie vor eine of­
fene Diskussion über die gängige For­
schungspolitik. In einem Brief, der an 
alle ca. 140 Institutsleiter verschickt 
wird, äußert die FaVeVe ihre Bestür­
zung über die Aussagen speziell von 
Prof. Braig und fordert alle Professoren 
zu einem klärenden Dialog auf.
Quelle: Materialien der Fachschaftsvertreter- 
versammlung vom Juni 1990 — (evc)

Katastrophale 
Versorgung der Flüchtlinge

Kiel. Die Versorgung der Flüchtlinge im 
Kieler Anscharkrankenhaus ist katastro­
phal. Nach einer Begehung von Mitglie­
dern der Kieler Grünen stellten diese 
fest, daß „die Unterbringung und Ver­
pflegung der hier lebenden Asylbewer­
ber mit der Menschenwürde kaum noch 
in Einklang zu bringen ist“. Aus Ver­
zweiflung sind einige Asylbewerber in 
den Hungerstreik getreten. „Starke 
Zweifel sind angebracht“, so Andreas 
Oltzen (Grüne), „ob der Wert der täg­
lichen zugewiesenen Mahlzeiten tat­
sächlich einem Tagessatz von sieben 
Mark entspricht, der Asylbewerbern bei 
eigener Verpflegung zusteht.“ An Kin­
der werde Milch weit über dem Verfall­
datum verteilt, Eier und Quark gäbe es 
fast nicht. 160 Flüchtlinge leben (sie 
sollten ursprünglich zwei Wochen im 
„Durchgangslager“ bleiben) auf eng­
stem Raum. — (dam)

BdV äußert Kriegsdrohungen 
gegen Osteuropa

Hildesheim. Die Revanchisten vom 
„Bund der Vertriebenen“ (BdV) nann­
ten ihre Veranstaltung am 7. Juli in Hil­
desheim selbst eine politische Mobilma­
chung. Der Hildesheimer Amtsrichter 
Stoll, stellvertretender Landesvorsitzen­
der des BdV, nannte das polnische Volk 
Diebe und Räuber, bezeichnete die Po­
len als Untermenschen, die „einst blü­
hende Gegenden“ (damals deutsch) 
„auf innerasiatischen Standard“ (pol­
nisch) heruntergebracht hätten und 
drohte ganz offen mit der Zerschlagung 
des polnischen Staates durch Krieg. Ge­
nauso offen kündigte er die Zusammen­
arbeit des BdV mit Faschisten an, die auf 
der Veranstaltung reichlich vertreten 
waren. Mit einer wüsten Kampagne ge­
gen „Verzicht“ und „Verrat“ an den 
„deutschen Ostgebieten“, finanziert aus 
Bundes- und Landesmitteln, erweitern 
Revanchisten und Faschisten der Bun­
desregierung den politischen Spielraum 
für die nächsten Angriffe des westdeut­
schen Imperialismus gen Osten. — (kek)

Veranstaltungen der 
Kurdistan-Solidarität

Nürnberg. „Einstellung aller politi­
schen Verfahren gegen Kurdinnen — 
Freilassung der in der BRD inhaftierten 
Kurdinnen“ war das Motto von Solida­
ritätsveranstaltungen in Erlangen und 
Nürnberg, insgesamt 80 Leute kamen. 
Es gab Beiträge zum derzeitigen Stand 
im Prozeß in Düsseldorf, der Rolle des 
Paragraphen 129a in diesem Verfahren, 
über die Entwicklung des Volksaufstan­
des in Kurdistan, den bevorstehenden 
Prozeß gegen zwei Iren in Düsseldorf 
wegen angeblicher IRA-Aktivitäten und 
zum geänderten Ausländergesetz. Die 
Notwendigkeit von Protesten gegen den 
Justizterror in dem Verfahren und die 
BRD-Beteiligung am Kolonialkrieg der 
Türkei wurde unterstrichen. — (mak)

Demonstration für die
Abschaffung des § 175

Karlsruhe. Am 30. Juni fand eine süd­
westdeutsche Demonstration gegen die 
Diskriminierung von Schwulen und 
Lesben statt. Etwa 400 Leute beteiligten 
sich an der „Homo-Demo für den Wil­
den Süden“. In einer Erklärung: heißt 
es: „Immer noch existiert der Sonder­
paragraph 175, der für schwule Jugend­
liche ein .Schutzälter von 18 Jahren 
vorschreibt (zum Vergleich: bei hetero­
sexuellen Jungen 14 Jahre). Schwulen 
werden aufgrund ihrer Sexualität Woh­
nungen und Arbeitsplätze gekündigt. 
Immer wieder werden bei der Polizei 
Sonderdateien entdeckt (sogenannte 
,Rosa Listen“)- Müttern und Vätern, die 
in homosexuellen Lebensgemeinschaf­
ten leben, wird das Sorgerecht für ihr 
Kind aberkannt.“ Gefordert wurde die 
Abschaffung des § 175, ein Antidiskri­
minierungsgesetz für Schwule und Les­
ben, sowie eine Ergänzung des Art. 3 
GG, kein Berufsverbot für Schwule und 
Lesben, Rehabilitierung und Wiedergut­
machung für homosexuelle KZ-Opfer, 
die Offenlegung und Vernichtung aller 
existierenden „Rosa Listen“, Adop- 
tions- und Sorgerecht für schwule und 
lesbische Paare. „Finanzielle Unterstüt­
zung schwuler Selbsthilfeorganisatio­
nen, die Förderung schwulenemanzipa­
torischer Forschung, ein vorurteilsfreier 
Sexualkundeunterricht, in dem hetero- 
und homosexuelle Lebensformen als 
gleichwertig dargestellt werden“ sollen, 
wurde verlangt. Die Demonstration for­
derte eine verbesserte und von morali­
schen Urteilen freie AIDS-Aufklärung, 
die sich speziell an Schwule richtet so­
wie eine verstärkte Förderung von 
Selbsthilfeprojekten HIV-infizierter und 
-erkrankter schwuler Männer. (Quelle: 
Kommunale Berichte Karlsruhe) — map)

Essen. Am 30.6.1990, ein Jahr nachdem der 13jährige Kemal C. bei einem brutalen 
Polizeigroßeinsatz erschossen wurde, beteiligten sich in Essen 70—100 Leute an 
einer Mahnwache. Obwohl es nicht gelang, ein Gerichtsverfahren zu erzwingen, ist 
die politische Diskussion noch nicht abgeschlossen. Der Arbeitskreis zur Unter­
stützung der Ermittlungen hat gerade eine zweite Broschüre herausgegeben. — (syb)

Keine Reps in den Verwaltungs­
beirat des Ausländerbeirats

München. Unerhörte Provokation im 
Münchner Stadtrat: In den Verwaltungs­
beirat des Ausländerbeirats ist aus­
gerechnet ein Republikaner, Ludwig 
Nagler, seines Zeichens Polizist, 
berufen worden. Dementsprechend auf­
gewühlt war die Atmosphäre auf der 
vierten Vollversammlung des Münchner 
Ausländerbeirats. Einstimmig wurde 
ein Antrag verabschiedet, Nagler 
abzuberufen. Beifall erhielt dagegen 
Bürgermeisterin Sabine Csampai, die 
ihre Forderungen zur Ausländerpolitik 
aufstellte: Kommunales Wahlrecht und 
Berufung eines dem Oberbürgermeister 
unterstellten Ausländerbeauftragten. 
Auch die lächerliche Summe von 
100000 DM jährlich für ausländische 
Kulturarbeit müsse aufgestockt werden, 
ein „Amt für multikulturelle Ange­
legenheiten“ eingerichtet werden. 
Menschenunwürdig sei es, daß — wie 
von der Stadt geplant — Flüchtlinge und 
Asylbewerber in Zelten und Containern 
zusammengepfercht werden sollen. 
— (chh)

Urteil gegen Glasauer 
wegen Volksverhetzung bleibt

Regensburg. Das Regensburger Land­
gericht verwarf die Berufung des stell­
vertretenden Landesvorsitzenden der 
Republikaner und Geschäftsführers des 
rechten RVG-Verlages, Glasauer, 
gegen das Urteil des Regensburger 
Amtsgerichts, in dem er zu einer Strafe 
von 5000 DM wegen Volksverhetzung 
verurteilt wurde. Berücksichtigt wurden 
dabei auch die Vorstrafen Glasauers: 
gemeinschaftlich begangene Bedrohung 
und Nötigung. — (uth)

Repressalien nach Gefangenenrebellion
Der Hamburger Justizsenator hält seine Zusagen über Haftbedingungen nicht ein

Aufstand in der JVA Straubing
Mehr Arbeitslohn und Abschaffung der Psychiatrie berechtigt

lamburg. Entgegen den Zusagen von Justizsenator Curilla 
laben die Justizbehörden gegen zahlreiche an der Gefang- 
lisrevolte Beteiligte Repressalien verhängt. 24 Gefangene 
rarden verlegt. Gegen andere wurden Einschränkungen

beim Zellenaufschluß und bei Besuchen verfügt. Die 
Staatsanwaltschaft hat Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Angehörige und Freunde von Gefangenen greifen in einem 
offenen Brief das Vorgehen der Behörden an. — (scc)

Vir, die Angehörigen und Freundinnen 
on Gefangenen aus Santa Fu, wollen 
as Schweigen durchbrechen und über 
en jetzigen Stand der zwangsverlegten 
iefengenen . . . informieren.
Curilla hat keine seiner Versprechun- 

eo an die Gefangenen eingehalten, son- 
ern die Haftbedingungen verschärft!
Im UG Hamburg sind die Haftbedin- 

ungen so vernichtend, daß es unbedingt 
rfeitierlich ist, öffentlichen Druck zu 
shaffen, so daß dem ein Ende gesetzt 
fed!
- Die Gefangenen sind 23 Stunden am 
>g alleine in „ihren“ Zellen.
- Hofgang wird völlig willkürlich er- 
nbt.
- Einige Gefangene haben mehrere

keinen Hofgang gehabt.
- Die Gefangenen haben Redeverbot 
atereinander.
- Ifor den Gitterfenstern sind Stahl- 
iMten angebracht, durch die weder 
ictH noch Luft kommen, da die Platten 
ar winzige Löcher haben.
- Fast von draußen kommt verspätet

jar nicht im UG an.
• Tküweise haben die Gefangenen ihre 

:ben Sachen immer noch nicht

zurück; und wenn, dann sind diese oft 
demoliert und somit nicht mehr ge­
brauchsfähig.
— Drei Gefangene sind schon nach Kiel, 
Neumünster und Nürnberg verschleppt.
— Andere Gefangene aus Santa Fu ha­
ben uns berichtet, daß mindestens 30 
Gefangene verschleppt worden sind, 
wobei über die Zahl der ausländischen 
Gefangenen und ihrem Verschleppungs­
ort nichts bekannt ist.
— Über weitere Verschleppungspläne 
in andere Bundesländer werden gezielt 
Gerüchte an die Gefangenen weiterge­
geben, um sie zu verunsichern und zu 
spalten.
— Jede Woche finden Zellenrazzien 
statt, wobei persönliche Sachen von den 
Schließern gezielt zerstört werden.
— Ein Gefangener hat berichtet, daß 
trotz des warmen Wetters „seine“ Zelle 
überheizt wird.

Mit diesen Haftbedingungen sollen 
nicht nur die Gefangenen psychisch zer­
stört und gebrochen werden, sondern 
wir, die Angehörigen, sollen gedemütigt 
und mitbestraft werden!

Ihr Ziel ist es, sämtliche sozialen Kon­
takte zu zerstören, so daß die Gefan­

genen völlig alleine da sitzen. 
Aber ihre Rechnung geht nicht auf!!! 
Wir werden weiter zu unseren Knackis 
halten und von außen alles dafür tun, 
ihre Förderungen und ihren Kampf für 
bessere Haftbedingungen zu unterstüt­
zen !

Wie Gefangene systematisch zerstört 
werden können, wird zur Zeit an Wolf­
gang Hussmann im UG durchexerziert!

Tagelang haben sie Wolfgang nackt 
auf die Pritsche gefesselt, so daß er völ­
lig bewegungsunfähig war. Vier Tage 
hat er weder Essen noch zu trinken be­
kommen. Um Wolfgang zu desorientie­
ren, wurde er mit Psychopharmaka voll­
gestopft und von allen Beamten mit fal­
schem Namen angesprochen .. . Das ist 
Folter!
— Abschaffung der Isolationstrakte und 
der Sicherheitstruppe
— Wahl eines autonomen Gefangenen­
rats
— Offene Kommunikation mit der Pres­
se
— Verbesserung der Situation für die 
ausländischen Gefangenen
— Bessere Entlohnung
— Viel besseres Essen

München/Straubing. Anfang Juli wur­
de ein Streik der Häftlinge in Haus 2 der 
JVA Straubing mit Polizeigewalt nieder­
geschlagen. Die Häftlinge forderten u.a. 
höheren Arbeitslohn, Zellenaufschluß 
bis 24 Uhr, Ende der Zwangsbehand­
lung mit Psychopharmka, Schließung 
der Psychiatrischen Abteilung Haus 3, 
Ablösung des Anstaltschefs Otto und des 
Anstaltspsychiaters Dr. Schwarz, Aner­
kennung ihrer gewählten Interessenver­
tretung.

Die Justizministerin Berghofer- 
Weichner bezeichnete diese Forderun­
gen als „völlig irreal“. Sie spottet: „Da 
in Straubing die Schwerstkriminellen 
konzentriert sind, stellen die dortigen 
Insassen nicht gerade die Creme der 
bayerischen Gesellschaft dar.“

Auf Antrag der SPD und Grünen im 
Bayerischen Landtag wurde ein Parla­
mentarischer Untersuchungsausschuß 
eingerichtet, der seit April tätig ist. Die­
ser Ausschuß wird nun verdächtigt, den 
Aufstand provoziert zu haben. Die Ju­
stizministerin behauptet, Angehörige 
der Grünen hätten von den Häftlingsak­
tionen gewußt. Damit soll die Arbeit 
dieses Ausschusses weiter blockiert, der 
Strafvollzug weiter unter Verschluß ge­
halten werden. Daß aber die genannten 
Förderungen der Gefangenen dringend 
und berechtigt sind, ist einstweilen deut­
lich geworden:

— Anfang des Jahres hatten sich rd. 300 
Gefangene über die willkürliche Abset­
zung ihrer Interessenvertretung in einer 
Petition an den bayerischen Landtag 
beklagt.
— Seit Jahresbeginn gab es in Straubing 
fünf Selbstmorde. Fest steht eine 
zwangsweise Behandlung von unbeque­
men Häftlingen mit den gefährlichen 
Neuroleptika ,, Leponex 100“ und „Da­
potum D“, Medikamente, die die Per­
sönlichkeit des Gefangenen zerstören, 
seinen Willen brechen und seinen kör­
perlichen Verfall herbeiführen.
— Strafgefangene verdienen lediglich 
5 % des durchschnittlichen Monatsein­
kommens in der BRD, ohne dabei in die 
Kranken- und Rentenversicherung auf­
genommen zu werden. Diese „Zwangs­
arbeit zum Spottpreis“ (die Grünen) 
kommt vor allem den Bediensteten zu­
gute. Sie haben Anspruch auf 500 Ar­
beitsstunden pro Jahr.

So hat sich der stellvertretende Leiter 
der JVA Straubing sein Haus erbaut. So 
soll es auch bleiben, wenn es nach sei­
nem Chef Otto ginge. „Der Strafvollzug 
darf nicht erstrebenswert werden“, 
warnte dieser auf einer Anhörung des 
Bundestages, bei der es um annähernd 
tarifliche Bezahlung der Gefangenen 
ging.
Quelle.Regionale Tageszeitungen, Pressedienst 
der Grünen im Landtag 5/90 — (ecg)
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Neuer Tarif in der Chemieindustrie
6,5 Prozent/230 DM Einmalzahlung bei 12 Monaten Laufzeit

Kollnauer Spinn* und Weberei AG wird stillgelegt
Die Arbeitslosigkeit in Waldkirch/Landkreis Emmendingen ist seit 1980 beständig steigend

Hamburg. Am 14. Juli einigten sich die 
Chemiekapitalisten und die IG Chemie 
Papier Keramik für den Bezirk Rhein­
land-Pfalz auf die Tariferhöhungen ab 
Juli 1990. Die Entgelte werden um 
6,5 % erhöht bei einer Laufzeit von 
zwölf Monaten. Für den Juli (erster 
Monat der neuen Laufzeit) wird eine 
Einmalzahlung von 230 DM vorgenom­
men. Der Kapitalisten verband bezeich­
net den Abschluß als „Grenze des Zu­
mutbaren“ und verweist auf die ab­
flauende Konjunktur. Die IG Chemie 
bezeichnet den Abschluß als „annehm­
baren Kompromiß“ und erwartet, daß er 
auch in den anderen Bezirken übernom­
men wird.

In der untersten Entgeltgruppe (El) 
macht dieser Abschluß etwa 150 DM 
aus, in der höchsten Gruppe (je nach Ta­
rifbezirk) fest 350 DM.

Der Abschluß ist zu niedrig. Gemes­
sen an den Forderungen in den Bezirken, 
die alle bei 10 % lagen und der erklärten 
Absicht der IG Chemie, daß diesmal 
eine kräftige Lohnerhöhung durchge­
setzt werden sollte. Es wurden ja nur die 
Erhöhung der Entgelte verhandelt und es 
gab nichts gegenzurechnen (etwa Ar­
beitszeitverkürzung). Das Hauptargu­
ment der Gewerkschaft waren die im­
mensen Gewinne der Konzerne, nicht 
aber die soziale Lage der Mitglieder. 
Speziell Forderungen nach besonderer 

Anhebung der unteren Lohngruppen 
wurden bei Aufstellung der Forderun­
gen strikt abgelehnt. Die Drohung der 
IG Chemie (nach dem 5,4 %-Angebot), 
die Sozialpartnerschaft aufzukündigen, 
wenn die Kapitalisten nicht anständig 
zahlen, ist mit dieser Tarifauseinander­
setzung als leere Drohgebärde abgehef­
tet. Die vorsichtige Mobilisierung der 
Gewerkschaft (Protestveranstaltungen 
und -aktionen außerhalb der Arbeitszeit) 
hätten durch Aktionen innerhalb der Ar­
beitszeit fortgesetzt werden müssen. 
Dies Kampfmittel sollte offensichtlich 
nicht eingesetzt werden.

Der Abschluß in Prozent wird das ver­
stärken, was mit dem Entgelttarifvertrag 
offen angestrebt wurde: Die Lohndiffe­
renzen werden zunehmen, insbesondere 
der Abstand der unteren Lohngruppen 
zu den Handwerkergruppen hat sich 
beschleunigt.

Für die unteren Lohngruppen wird 
durch diesen Abschluß die Lage noch 
einmal schwieriger.

Die Expansionspläne der Chemiekon- 
zeme werden nicht gestört. Eher noch 
werden die Chemiekonzerne ermuntert, 
die Inbesitznahme der chemischen Indu­
strie der DDR zu beschleunigen. Der 
Hauptvorstand der IG Chemie in Hanno­
ver steht dazu nicht in Opposition. Er hat 
in dieser Tarifauseinandersetzung die 
letzte Chance dazu verspielt. — (güt)

Waldkirch-Kollnau. Bei der Kollnauer Spinn- und Weberei 
Aktiengesellschaft (KSW-AG) arbeiteten 1956 über 680 Be­
schäftigte. 1969 rationalisierte die KSW zahlreiche Arbei­
ter und Arbeiterinnen auf die Straße. Dieser Akt kapitalisti­

scher Krisenbewältigung ließ die Belegschaft auf450 h® 
nen schrumpfen. Neueinstellungen gab es nur noch, umsk 
tersbedingte Abgänge auszugleichen. 1988 zählt der Betrieb 
noch 310 Beschäftigte.

Im September 1988 wird das Anschluß­
konkursverfahren der Kollnauer Spinn- 
und Weberei eröffnet. Wieder 150 Ent­
lassungen in Waldkirch-Kollnau. Im 
Dezember 1990 wird die neue Gesell­
schaft „Kollnauer Weberei“ stillgelegt. 
Die Restbelegschaft verliert ebenfalls 
den Arbeitsplatz.

1956 hatte die Kollnauer Spinn- und 
Weberei 685 Beschäftigte. 1960 arbeite­
te ein Arbeiter an vier Webstühlen. In 
den Jahren 1960 und 1965 wurde die 
Spinnerei auf den neuesten technischen 
Stand gebracht. 1966 verfügte die KSW 
über das modernste vollautomatische 
Spinnerei-Vorwerk der Welt. Die Be­
legschaft, die auf 450 Personen redu­
ziert wurde, arbeitete an 20416 Spindeln 
und 312 Webstühlen. 1970 arbeitete ein 
Arbeiter bereits an acht Webstühlen.

Mit dem Textil-Untemehmen Güter­
mann wurde 1971 ein zehnjähriger Ab­
nahmevertrag über Spinnereierzeugnis­
se vereinbart. Daraufhin wurde eine 
neue Spinnerei gebaut. Rund 20 Millio­
nen DM wurden für weitere Rationali­
sierungsmaßnahmen investiert. Die Fol­
ge: weitere Entlassungen. 1984 arbeitete 
ein Arbeiter nun an 45 Webautomaten, 

Eine immense Verdichtung des Arbeits­
tages im 3-Schicht Betrieb. Viele auslän­
dische Arbeiter waren an den Automaten 
beschäftigt. Die Zahl der in der südbadi­
schen Textilindustrie Beschäftigten sank 
in den Jahren 1964 bis 1984 von 14369 
auf unter 7000. Damit verbunden, 29 
Betriebs- bzw. Betriebsteilschlie­
ßungen.

Im Sept. 88 meldete der größte Ab­
nehmer der KSW Konkurs an und wurde 
stillgelegt. Im Herbst 1988 meldete die 
KSW ebenfalls Konkurs an. 90 Beschäf­
tigte wurden entlassen. Die Spinnerei 
wurde geschlossen. Davon betroffen: 
viele Halbtagsbeschäftigte, darunter 
viele Frauen. Mit der Kollnauer Webe­
rei GmbH wurde eine Auffenggsell- 
schaft gegründet. Die Weberei wurde 
von der Baumwollweberei in eine Webe­
rei für synthetische Garne mit dem Er­
gebnis erneuter Entlassungen umge­
stellt. Im Mai 1990 kam es zu ersten Ma­
schinenstillständen. Im Juni waren für 
weitere Maschinen keine Aufträge mehr 
da. Die Kollnauer Weberei wird im Mo­
nat Dezember 1990 stillgelegt. Die Rest­
belegschaft von 166 Beschäftigten wird 
entlassen. 47 Prozent der Entlassenen 

sind älter als 50 Jahre alt, davon arbettee 
viele über 30-35 Jahre bei der KSW. B 
sind Facharbeiter der Textilbranche, 
ausgegrenzt vom Arbeitsmarkt wegen 
Nachfragemangel und Alter. Auch zahl­
reiche ausländische Kollegen sind be­
troffen. Viele von ihnen arbeiten schon 
länger als 10 bis 15 Jahre bei der KSW. 
Der Konkurs kann direkt aufenthalt­
rechtliche Folgen haben. Nach de« 
neuen Ausländergesetz, welches am 
1.1.1991 in Kraft tritt, kann eine unbe­
fristete Aufenthaltserlaubnis in eine be­
fristete umgewandelt werden, wenn der 
Lebensunterhalt nicht aus eigener Br- 
werbstätigkeit oder Vermögen gesichert 
ist. Der Bezug von Sozialhilfe gilt als 
Ausweisungsgrund. Ein Sozialplan 
wurde ausgehandelt. Die Gelder, die in­
dividuell nach Alter und Beschäfti­
gungsjahren berechnet werden, werden 
die Arbeitslosigkeit nicht lindem. F6r 
die Entlassenen 1988 wurde ebenfalls 
ein Sozialplan ausgearbeitet, wobei bis­
lang noch keine Mark ausbezahlt wunle. 
Von 199 (1980) auf 796 (1988) stiegen 
die Arbeitslosenzahlen in Wdkireh. 
Mit dem Konkurs der KSW steigt die 
Arbeitslosigkeit weiter. — (was)

GEW und Philologenverband 
für Arbeitszeitverkürzung

Karlsruhe. Erstmals seit ca. 20 Jahren 
haben am 6.7.1990 in Karlsruhe ca. 300 
Lehrer von GEW und Philologenver­
band gemeinsam für Arbeitszeitverkür­
zung und Lehrereinstellung demon­
striert. In einer gemeinsamen Rede wur­
de die Landesregierung kritisiert, weil 
sie, statt die tariflich vereinbarte Ar­
beitszeitverkürzung durchzuführen, die 
Lehrer mit drei zusätzlichen Ferientagen 
abgespeist hat und damit die Vorurteile 
gegen die Lehrer noch weiter angeheizt 
hat. Auffällig war, daß die gestiegene 
physische und psychische Belastung der 
Lehrer in der Rede einen großen Raum 
einnahm. Es wurden Studien zitiert, 
wonach Lehrer 41 bis 45 Stunden arbei­
ten müssen und darauf hingewiesen, daß 
viele den Vorruhestand in Anspruch 
nehmen müssen. — (bab)

Festgeld für Auszubildende 
in der Chemieindustrie!

Mannheim. Die Hälfte der Chemie- 
Tarifbezirke fordert in diesem Jahr Fest­
geldbeträge für Azubi: Die meisten 100 
DM, Baden-Württemberg 200 DM. 
Dort hat die Bezirksleitung nun die 
Azubi zu einer Unterschriftensammlung 
für die Forderung aufgerufen. Die Un­
terschriften sollen am 18.7. dem Arbeit­
geberverband Chemie in Baden-Baden 
im Rahmen einer größeren Aktion über­
reicht werden. Nachdem die Kapitali­
sten versucht hatten, jegliches Festgeld 
für Azubi zu verhindern, mußten sie in 
Rheinland-Pfalz inzwischen 70 DM zu­
gestehen. Bei einer Funktionärsver­
sammlung in Mannheim wurde kriti­
siert, daß die Azubi mit der Aktion allein 
gelassen würden. — (tht)

Hamburg. Die Kooperationsstelle des DGB in Hamburg hat eine Broschüre heraus­
gegeben mit dem Titel „Damit Arbeit menschlicher wird — Situationsbeschreibungen 
und Veränderungsmöglichkeiten“. In der Broschüre schreiben Betriebsräte, Gewerk­
schafter und Wissenschaftler über Arbeitsbedingungen. Zu beziehen über: Koope- 
rationsstelle des DGB, Besenbinderhof, 2000 Hamburg 1. - (güt)

Stahl: Forderungs­
schwerpunkt beim Lohn

Essen. Die Tarifkommission der IG 
Metall für die Eisen- und Stahlindustrie 
NRW hat am 4.7. ihre Forderungen für 
die am 31.10. auslaufenden Tarifverträ­
ge beschlossen. Die Eckpunkte des For­
derungspaketes: Eine Vorweganhebung 
von 0,41 DM pro Stunde bzw. 60 DM 
im Monat zur Wiederangleichung des 
Stahl-Ecklohns an den Metall-Ecklohn; 
10 % mehr Lohn und Gehalt; Aufteilung 
der Jahressonderzahlung von bisher 
110% zum Jahresende auf 50% Ur­
laubsgeld für 30 läge (ca. 75% eines 
Monatseinkommens) und 50% Weih­
nachtsgeld; Erhöhung der Ausbildungs­
vergütung um 60% der Erhöhung des 
tariflichen Ecklohns als Schritt zum 
Existenzlohn; 35-Stunden-Woche für al­
le bei vollem Lohnausgleich und Mög­
lichkeit zur Einführung einer fünften 
Schicht im Vollkonti-Bereich. Daneben 
beschloß die Tarifkommission Forde­
rungen gegen Leistungsverdichtung, zur 
Absicherung von Teilzeitarbeit und für 
„familienfreundliche Arbeitszeiten“. 
Damit liegt ein deutlicher Schwerpunkt 
des Tarifkampfes beim Lohn. Eine Min­
destforderung, wie sie z.B. von den IG 
Metall-Vertrauensleuten bei Thyssen- 
Hamborn und Thyssen-Beeckerwerth 
aufgestellt worden war (12%, minde­
stens 250 DM), wurde allerdings nicht 
berücksichtigt. Ein Sprecher des Kapi­
talistenverbandes geiferte, die Förde­
rungen ließen „jeglichen realistischen 
Bezug“ vermissen. Die Stahlindustrie 
befinde sich in einer „Abschwungpha­
se“, in einigen Bereichen werde Kurzar­
beit geplant. Wahr ist daran nur, daß die 
Stahlkapitalisten aus Preisgründen ein­
zelne Produkte gezielt verknappen wol­
len. Ansonsten Öhren sie nach wie vor 
hohe Profite ein. — (wof)

„Zusammenarbeit“ 
von IHK und Landesregierung

Hannover. „Schnellere und kalkulier­
bare Genehmigungsverfahren“ hatte die 
IHK Hannover/Hildesheim Ende 1988 
in einem Fbrderungspapier von der da­
maligen Landesregierung verlangt. Wi­
derspruchsfristen, Anhörungen, wo­
möglich noch unter Beteiligung der Öf­
fentlichkeit, sind den Kapitalisten hin­
derlich. Gesundheits- und Umweltrisi­
ken werden bekannt, öffentlicher Wi­
derstand formiert sich. Die Landesre­
gierung reagierte prompt, Mitte 1989 
waren die meisten Forderungen der IHK 
auf dem Erlaßwege umgesetzt. Die Ge­
nehmigungsbehörden haben nun be­
stimmte Entscheidungsfristen einzuhal­
ten, tun sie das nicht, zum Beispiel feh­
lende Gutachten für die Entscheidung, 
gilt der Antrag als genehmigt. Nachfor­
derungen, bei späterer Feststellung der 
Schädlichkeit z.B. bestimmter Arbeits­
stoffe, sind nicht mehr möglich. — (rec)

Zwei Fachkräfte 
pro Gruppe durchgesetzt

Elmshorn. Nach fest zwei Jahren 
Kampf von Erzieherinnen und Eltern 
sind endlich zwei Fachkräfte pro Kin­
dergartengruppe durchgesetzt. Der Be­
schluß gilt ab 1. August. Vorausgegan­
gen waren erneute Gespräche der AG 
Kindergarten mit allen Parteien. Insbe­
sondere von der WGE/Die Grünen, der 
FDP und der CDU wollte die AG wis­
sen, wie und wann sie ihr Wahlverspre­
chen einlösen wolle. Die WGE/Die 
Grünen stellten den Antrag und wurden 
von FDP und CDU unterstützt. Da 
mußte auch die SPD zustimmen, wollte 
sie nicht ihr Gesicht verlieren. Ein Er­
folg, der dennoch leicht verspielt wer­
den kann. Die Forderung nach Anerken­
nung der Vorbereitungszeiten, also zwei 
Fachkräfte während der gesamten Be­
treuungszeit, ist noch nicht durchge­
setzt. SPD und FDP haben bereits signa­
lisiert, sich das Geld über Sozialstaffel 
wieder reinzuholen. Der nächste 
Brocken für die AG, der viel schwieri­
ger zu bewältigen sein wird. — (aal)

58er-Regelung 
bei VW verlängert

Hannover. Betriebsrat und Vorstand 
des VW-Konzems einigten sich auf eine 
Verlängerung der 58er-Regelung bis 
zum 31.5.1991. Allerdings, führte der 
noch amtierende Betriebsratsvorsitzen­
de Hiller aus, wolle der Vorstand in Zu­
kunft stärker als bisher die schon immer 
bestehende Möglichkeit nutzen, in be­
stimmten Bereichen austrittswillige Be­
legschaftsangehörige im Unternehmen 
zu halten, in anderen Bereichen dagegen 
zum Personalabbau einzusetzen. Hiller 
kritisierte die gegenwärtige Situation in 
der Produktion: Es könne nicht ange­
hen, daß die Produktionsprogramme 
immer höher und die Leistungsverdich­
tung immer stärker werde. (Quelle:Auto- 
gramm 7/8-90 — gka)

Zurück zur 40-Stunden-Woche!
Davon haben die BMW-Kapitalisten schon lange geträumt

München. Mit der Wiedereinführung 
der 40-Stunden-Woche für einen Teil 
der Beschäftigten ist die IG Metall einem 
Herzenswunsch insbesondere des 
BMW-Kapitals entgegengekommen. So 
forderte BMW-Chef von Kuenheim im 
Aktionärsbrief erstes Halbjahr 1988: 
„Wir brauchen die Mehrarbeit; die 40- 
oder 45-Stunden-Woche sozusagen und 
dies nicht nur für die leitenden Mitarbei­
ter, für die noch längere Arbeitszeiten 
schon seit Jahren die Regel sind. Es darf 
nicht angehen, daß junge Entwicklungs­
ingenieure um 16 Uhr ihre Arbeit ein­
stellen müssen.“

Warum ist die BMW AG gerade bei 
hochqualifizierten Angestellten so 
scharf auf Mehrarbeit ? Zum einen feilen 
bei ihnen für Einarbeitung in Projekte 
und für Schulung Monate unproduktiver 
Arbeitszeit an, die bezahlt werden müs­
sen. Die Kosten für die unproduktive 
Zeit werden relativ niedriger, wenn we­
niger Kollegen länger arbeiten.

Ein weiterer Grund ist die in Projekten 
nötige Arbeitsorganisation: Wenn mehr 
Leute an einem Projekt sitzen, dann 
steigt der nötige Verwaltungsaufwand 
überproportional. Alle Beteiligten müs­
sen über alle neuen Absprachen infor­
miert werden. Verhindert werden muß 
zudem, daß zwei Ingenieure oder Pro­
grammierer dieselbe Arbeit tun oder an­
einander vorbei arbeiten. Es kommt bil­
liger, wenn weniger Kollegen dies unter 
sich regeln.

Mit Hilfe der Ausdehnung des Ar­
beitstages ist das BMW-Kapital zusätz­
lich imstande, die Spezialisten unbezahlt 
für sich arbeiten zu lassen. Eine Arbeits­
zeit ab neun Stunden am Tag führt dazu, 
daß ein Abschalten von der Arbeit nicht 
mehr möglich ist. Auch in der völlig un­
bezahlten Freizeit beschäftigen sich 
dann die Beschäftigten mit den hoch­
komplizierten Problemen der Arbeit. 
Bis in den Schlaf hinein dauert das Grü­
beln über Lösungsmöglichkeiten für 
aufgetretene Probleme.

Die IG Metall verteidigt die Wieder­
einführung der 40-Stunden-Woche da­
mit, daß diese ja freiwillig sei. Auf eine 
gewisse Freiwilligkeit legt allerdings 
auch das BMW-Kapital wert: denn Spe­
zialistenarbeit ist kaum kontrollierbar. 
Dadurch wird individueller Widerstand 
wie langsamer oder schlechter arbeiten 
möglich, ohne daß Kündigung oder Ab­
mahnung droht. Gelockt wird mit der 
Karriereleiter, die allerdings Opfer ver­
langt: Überstunden werden ab der zweit­
untersten Gehaltsstufe über Tarif nicht 
mehr bezahlt, eine Pflichtverletzung be­
geht, wer um 18 Uhr nicht mehr erreich­
bar ist, weil er womöglich schon heim­
gegangen ist.

Im Tarifbereich wiederum kommen 
viele Beschäftigte frisch von der Hoch­
schule, die einerseits endlich ihr Wissen 
anwenden wollen und andererseits nach 

dem Studium auch Geld brauchen. Sehr 
weit her ist es mit der Freiwilligkeit ge­
rade bei jungen Lohnabhängigen nicht. 
Da sie in der Regel bei der Einstellung in 
einer niedrigen Tarifgruppe (T5 oder 
T6) eingestuft wurden, befürchten sie, 
bei Höhergruppierungen benachteiligt 
zu werden, wenn sie nicht „freiwillig" 
40 Stunden arbeiten. In einigen Abtei­
lungen wurde direkt gedroht, daß bei 
Ablehnung der 40 Stunden die Karriere­
leiter zu Ende sei.

Der Betriebsrat hat deshalb vor, Kon­
trollen durchzuführen, ob bei Verwei­
gerung der 40-Stunden-Woche tarifwid­
rig Benachteiligungen stattfinden. Er­
wogen wird auch, durch Stellenbe­
schreibungen die Möglichkeiten für Hö­
hergruppierungen auch ohne Wohlver­
halten zu verbessern.

Die Quote für diejenigen, die BMW 
nach Tarif 40 Stunden arbeiten lassen 
kann, ist derart hoch, daß die Minder­
heit, die dazu nicht bereit ist, unter 
Druck gesetzt wird. In Bayern ist die 
Quote offiziell 13 %. Da aber AT-Ange- 
steilte in die Berechnung mit eingehen, 
die errechnete Zahl sich aber nur auf die 
Tarifengestellten bezieht, ist die Quote 
weitaus höher (bei ganz BMW käme 
19 % der Belegschaft bei der Berech­
nung heraus, bei BMW in München ein 
noch höherer Wert).

Die offizielle Wiedereinführung der 
40-Stunden-Woche wirkt im Bereich der 
hochqualifizierten Angestellten frauen­
diskriminierend. Denn Frauen mit Kin­
dern werden die langen Arbeitszeiten 
nicht mitmachen können. Also werden 
so viel Männer wie möglich auf solche 
Stellen gesetzt werden, die dann ihre 
Frau daheim lassen sollen, damit die lan­
gen Arbeitszeiten der Männer überhaupt 
möglich werden.

Das tariflich vorgesehene Recht, alle 
zwei Jahre für die mehr geleistete Arbeit 
einen zusammenhängenden Frerzeu- 
block zu nehmen, gilt bei BMW offiziell 
als unerwünscht. Erst nach Einschreiten 
des Betriebsrates wird diese Möglichkeit 
überhaupt erst angeboten. Um „eine 
phantastische Möglichkeit ... ein Stack 
echte Zeitsouveränität“, wie der IG Me­
tall-Vorsitzende Steinkühler dies nennt 
(Süddeutsche Zeitung, 17.5.), hsndeh 
es sich aber gewiß nicht.

Die schon jetzt vorhandene Tendenz, 
im Rahmen von Projekten jedes Verhäk- 
nis zu einer normalen Arbeitsleistung za 
verlieren, erhält dadurch den tariflichen 
Segen. Wer sich darauf einläßt, nach den 
Erfordernissen im Ptojektveriauf saae 
Arbeitszeit bestimmen zu lassen, wird 
auch die in Aussicht gestellten Fretant- 
blöcke nicht nach eigenem Belieben neh­
men können. Ältere Beschäftigte (sehen 
ab 40!) müssen Angst davor haben. in 
kein interessantes neues Projekt mehr ■ 
kommen, nachdem sie längere Zeit weg 
waren. — (nai)
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Htaibarfln. Mit Disziplinarmaßnahmen (Gehaltsabzug und „Mißbilligungen“ in der 
RMoaatekte)müssen diejenigen Lehrinnen und Lehrer rechnen, die am a Juli an ei- 
rw Kundgebung der GEW gegen die Schulpolitik des SPD/AL-Senats während der 
Unterrichtszeit teilgenommen haben (siehe Bild). Hintergrund des Protest sind die 
geplanten Klassenfrequenzerhöhungen. — (har)

Aus l_ander*n und Gemeinden

Koalitionsvereinbarung SPD/Grüne
Niedersachsen: Anknüpfungspunkte für antifaschistische und antiimperialistische Opposition

Eintönige und schwere Arbeit 
muß für alle begrenzt werden

München. Die Stadtratsfraktion Die 
Grünen bat Mitte Juni einen Antrag an 
des Gesundheitsreferat der Stadt Mün­
chen gestellt mit der Forderung nach ei­
ner TStigkeitsbeschreibung für das Be­
rufsbild Krankenpflege. Aufgezeigt 
werden solle, welche Tätigkeiten sinn- 
vollerweise von den Krankenpflegekräf­
ten weggenommen werden können und 
wer diese Tätigkeiten dann zu welchen 
Konditionen wahrnimmt. Die bisherige 
Bandbreite der Tätigkeiten des Pflege­
dienstes — z.B. auch Putzarbeiten — sei 
unattraktiv für Berufsanfanger. Wem 
nützt aber eine weitere Differenzierung 
im Krankenhaus? Schon jetzt wird auf 
vielen Stationen der Betrieb mit Hilfe­
kräften aufrecht erhalten. Eine Qualifi­
zierung und bessere Bezahlung dieser 
Pflegekräfte würde eine Erleichterung 
bedeuten. Eine sogenannte Hilfekraft 
mit einjähriger Ausbildung bekommt 
ungefähr 400 DM im Monat weniger als 
eipe Pßegakrafi mit dreijähriger Ausbil­
dung. Bei steigender Berufejahrezahl 
wird auch der Lohnunterschied höher. 
Die Fortbildung während der Arbeits­
zeit ist eingeschränkt. — (rul)

Soziallastenausgleich: Kreis 
Konstanz will Land verklagen

Konstanz. Mit großer Mehrheit hat der 
Kreistag am 2. Juli beschlossen, die 
Möglichkeiten des Landkreises zu prü­
fen, gerichtlich einen Soziallastenaus­
gleich gegen das Land durchzusetzen. 
Ein Wrwaltungsgutachten hält eine 
Normenkontrollklage vor dem Staatsge­
richtshof für möglich. Damit will erst­
mals ein Landkreis mehr Geld vom Zen­
tralstaat einklagen. Begründung: Ange­
sichts rasant steigender Sozialhilfeko- 
steo sei der Kreis künftig nicht mehr in 
der Lage, seine gesetzlichen Aufgaben 
wahrzunehmen. Daß Unions-dominier- 
ter Kreistag und CDU-geführte Verwal­
tung diesen Schritt unternommen haben, 
zeigt die verheerenden Folgen der staat­
lichen Politik, die Kosten für die zuneh­
mende Armut den Kommunen aufzuhal­
sen. - (jüg)

Berliner Verfassung 
mit Einwohnerwahlrecht

Westberlin. Mit großer Mehrheit hat am 
II. Juli die Berliner Stadtverordneten­
versammlung (DDR) eine neue Verfas­
sung angenommen. Sie orientiert sich an 
den Empfehlungen des „Runden Ti­
sches“ und umfaßt u.a. ein Recht auf 
Arbeit oder Arbeitsforderung sowie An­
spruch auf angemessenen Wohnraum. 
Frauen wird das Selbstbestimmungs­
recht bei Schwangerschaftsabbruch zu­
gesichert. Festgehalten wird auch am 
Binwohnerwahlrecht: So sind alle über 
18jährigen Ausländer und Staatenlose, 
die seit mindestens vier Jahren ihren 
Hiuptwohnsitz in Berlin haben, wahlbe­
rechtigt und wählbar. Die „Übergangs­
verfassung“ soll mit der Konstituierung 
eraer sog. Gesamtberliner Volksvertre­
tung außer Kraft treten. Diese soll eine 
neue Verfassung erarbeiten, die einem 
Volksentscheid unterworfen wird. Der 
„Einheitsausschuß“ (SPD, CDU, AL) 
des Westberliner Abgeordnetenhaus ist 
sieb bereits über einen „Gesamtberli­
ner“ Verfassungsentwurf einig, der im 
September verabschiedet werden soll. 
Oben genannte Verfassungsrechte sind 
deut nicht vorgesehen. — (ard)

Hortinitiative gründet 
Netzwerk für Kinder

Waldshut. Die bisherige Hortinitiative 
hat den Verein „Netzwerk für Kinder“ 
gegründet. Vereinsziel: „die Lebens­
wirklichkeit von Kindern ... zu verbes­
sern.“ Er „will mit allen geeigneten 
Mitteln für ein besseres Verständnis in 
der Öffentlichkeit gegenüber Bedürfnis­
sen und Nöten der Kinder und deren El­
tern . . . eintreten.“ Zu Beginn wandte 
sich ein Mitglied gegen das „konservati­
ve Familienbild“ und den Gedanken des 
Defizitausgleichs bei Betreuungsein­
richtungen. Die „Verhaltensauffällig- 
keiten“ seien eine gesunde Reaktion des 
Kindes auf die ihm unangemessenen 
Verhältnisse. Der Verein richte sich ge­
gen die Ausgrenzung und Stigmatisie­
rung von Kindern und fordere dagegen 
ein Netz von Zentren für Kinder und El­
fem über die ganze Stadt. — (rew)

6000 Einwendungen gegen 
die Ortsumgehung Fuhlsbüttel

Hamburg. Gegen die geplante Anbin­
dung des Flughafens Fuhlsbüttel an die 
Autobahn A7 haben 6000 Bürger beim 
Planfeststellungsverfahren Einwendun­
gen erhoben. Sie richten sich gegen die 
Steigerung der Lärm- und Abgasbelästi­
gung der Anwohner durch den Straßen­
verkehr und die geplante Erweiterung 
des Flugbetriebs. Im vergangenen Jahr 
gingen 138000 Starts den Bewohnern 
auf die Nerven. 75 % der Fluggäste sind 
„Geschäftsleute“. Bis zum Jahr 2000 
sollen sich die Fluggäste verdoppeln. 
Obwohl die Baubehörde bisher kein 
Lärmgutachten vorlegte, rechnet die 
Flughafen GmbH mit dem Bau. — (ulj)

Höhere Krebsrate im 
Umkreis von Münchehagen

Hannover. Im Bereich der stillgelegten 
Giftmülldeponie Münchehagen bei Loc- 
cum im Kreis Nienburg gibt es nach­
weislich eine erhöhte Krebsrate! Dies 
geht aus einer Studie hervor, die im Auf­
trag des nordrhein-westfälischen Sozial­
ministeriums vom Bremer Institut für 
Präventionsforschung und Sozialmedi­
zin (BIPS) im NRW-Landkreis Minden- 
Lübbecke durchgefiihrt wurde. In der 
Gemeinde Petershagen, die der nieder­
sächsischen Deponie am nächsten liegt, 
wurden gehäuft Fälle von Leukämie 
festgestellt; mit zunehmender Entfer­
nung von der Sondermülldeponie Mün­
chehagen nimmt die Zahl der Blut- und 
Lymphkrebs-Neuerkrankungen in den 
Jahren 1984 bis 1989 deutlich ab. Die 
niedersächsische Landesregierung hatte 
1989 trotz mehrmaliger Aufforderung 
durch das NRW-Sozialministerium eine 
Beteiligung an der Untersuchung abge­
lehnt. Schnipkoweit berief sich auf eine 
offensichtlich völlig unzureichende Stu­
die der Ärztekammer Niedersachsen, 
die jeglichen Zusammenhang von Gift­
mülldeponie und Krebserkrankungen im 
Umkreis zurückwies. Die Ärztekammer 
hatte allerdings lediglich die Daten der 
niedergelassenen Ärzte, d.h. nicht die 
der Krankenhäuser berücksichtigt. 1983 
wurde Münchehagen per Gerichtsbe­
schluß stillgelegt. Unter anderem waren 
dort hochgiftige Dioxine illegal eingela­
gert worden. Umweltministerin Grie- 
fehn hat Anfang des Monats die bereits 
in Auftrag gegebene Abdeckung der De­
ponie Münchehagen gestoppt, weil 
durch die zusätzliche Belastung die Ge­
fahr erhöht wird, daß giftige Substanzen 
ausgequetscht werden.— (ibm)

Goslar. Die Beurteilung der Koalitions­
regierung fällt nach 22 Tagen nicht 
leicht. Die ca. D0 Seiten starke Koaliti­
onsvereinbarung hat die Zustimmung 
von SPD und (wenn auch knapp) Grünen 
gefunden. Die erste spektakuläre Ent­
scheidung war die Ablehnung des 
Staats(streich)vertrages im Bundesrat.

Im Koalitionsvertrag ist festgelegt: 
„Die niedersächsische Landesregierung 
wird dafür eintreten, daß vor gesamt­
deutschen Wählen auf der Grundlage 
des Grundgesetzes und des vom runden 
Tisch erarbeiteten DDR-Verfassungs- 
entwurfe eine Verfassung für den künfti­
gen gesamtdeutschen Staat geschaffen 
wird, über die in getrennten Volksent­
scheiden zu befinden ist. Zu verankern 
ist u.a. ... die Stärkung föderativer 
Strukturen, insbesondere die Kompe­
tenzstärkung der Länder und Erweite­
rung der kommunalen Selbstverwaltung 
sowie die Verbesserung der Finanz­
struktur von Ländern und Kommunen. 
Spätestens in diesem Zusammenhang ist 
auch die völkerrechtlich verbindliche 
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als 
polnische Westgrenze zu beschließen.“ 
Trotz schwacher Kritik der Anschlußpo­
litik sind Anknüpfungspunkte für die 
Kritik am Überstülpen der BRD-Wirt- 
schafts- und Rechtsordnung auf die 
DDR sowie an der Formierung eines 
reichsdeutschen Zentralstaats vorhan­
den. Allerdings setzt die Praxis der Lan­
desregierung Pflöcke in einer anderen 
Richtung. Sie schickt 13 von 100 BRD- 
Richtern in die DDR zur Ausrichtung 
der Verwaltungs-, Sozial- und Finanz­
gerichtsbarkeit. 80 Angehörige der nie­
dersächsischen Finanzverwaltung wer­
den in das künftige Sachsen-Anhalt ge­
schickt, um entsprechende Strukturen zu 
schaffen. Die CDU, die diese Entwick­
lung bereits eingeleitet hatte, kann „be­
grüßen“ und „mehr“ fordern. Das Per­
sonal für solche Okkupationspolitik läßt 
sich mit Karrierehoffhungen und steuer­
freien Aufwandsentschädigungen zwi­

2000 Gesamtschüler demonstrierten am 7. Juni für Einstellung von Lehrern.

SPD betreibt rücksichtslos Standortkonkurrenz
Westberliner Senat schenkt Daimler 600 Millionen — Alternative Liste ist dagegen

Westberlin. Nur zehn von 17 Abgeord­
neten der AL sind für die Fortsetzung 
der Koalition. Das ergab eine Abstim­
mung am 13. Juli. Dagegen war der 
SPD-Vorstand fast geschlossen für den 
gemeinsamen Senat, forderte aber durch 
einen Brief von Momper auf, daß die AL 
im Abgeordnetenhaus gemeinsam mit 
der SPD stimmt.

Erst kürzlich hatte B. Hopmann gegen 
die Übernahme des Staatsvertrags ge­
stimmt und damit gegen das SPD-Essen­
tial verstoßen, daß ausnahmlos alle für 
die Übernahme aller Bundesgesetze zu 
stimmen haben. Weiter hat die AL- 
Fraktion, die es nicht mehr hinnehmen 
will, daß ihre Senatorinnen notorisch 
überstimmt werden im Senat, angekün­
digt, den Vertrag über den Grundstücks­
verkauf an Daimler-Benz im Abgeord­
netenhaus abzulehnen. Sicher spielt bei 
SPD und AL auch eine Rolle, daß es bei 
den für den 2. Dezember geplanten Ge­
samtberliner Wahlen günstiger sein 
kann, sich jeweils zu profilieren bis hin 
zum Koalitionsbruch. Die Differenzen 
liegen tiefer. Das macht der jüngste Vor­
stoß von Bausenator Nagel deutlich. Er

schen 750 und 1500 DM leicht herbei­
schaffen. Auch wenn die Umweltpolitik 
viel Platz einnimmt: ein „Ausstieg aus 
der Atomenergie“ wurde nicht verein­
bart. Von vier Kernkraftwerken wird 
der „Schrottreaktor“ Stade wohl dran 
glauben müssen. Mit den anderen Be­
triebsgenehmigungen findet sich die 
Landesregierung zunächst ab. Deswei­
teren wird die Endlagerung von Atom­
müll in Gorleben oder Schacht Konrad 
abgelehnt. Wie sich die Landesregie­
rung allerdings gegenüber einer mögli­
chen Weisung des Bundesumweltmini­
sters verhalten wird, bleibt abzuwarten. 
Den Konzernen soll zwar das Geschäft 
mit der Giftmüllverbrennung genom­
men werden, allerdings wird sie die 
wirtschaftsgeförderte „ökologische 
Modernisierung der Volkswirtschaft“ 
aus Steuergeldern manches profitable 
Schnäppchen machen lassen.

Im Bildungsbereich wurden einige 
Forderungen von Gewerkschaften, 
Schülern und Eltern aufgenommen: 
Lehrereinstellungen über den Ersatzbe­
darf hinaus (z.B. 600 zusätzliche Ein­
stellungen 1990/91 gegenüber CDU/ 
FDP-Planungen, damit effektiv 250 
Lehrer mehr); Lernmittelfreiheit in Stu­
fen bis 1993/94; Gesamtschule als Re­
gelschule, Förderung von Ganztags­
schulen; Kindertagesstättengesetz; 
zehntes Pflichtschuljahr; Abschaffung 
von Radikalenerlaß/Regelanfrage, Op­
fer der Berufsverbote „wenn möglich“ 
(!) rehabilitieren. Die GEW kritisiert, 
daß keine Aussagen zur Arbeitszeitver­
kürzung für Lehrer getroffen wurden. 
Ebenso ist die Zusage „1000 Lehrer zu­
sätzlich im Jahr“ nicht eingehalten.

Beim § 218 haben sich die Grünen 
nicht mit der Streichung durchsetzen 
können. Die Landesregierung will sich 
für die Straffreiheit des Schwanger- 
schaftsabbbruchs in den ersten drei Mo­
naten einsetzen. Einrichtungen zum am­
bulanten Schwangerschaftsabbruch sol­
len geschaffen werden.

will die Bundesgartenschau 1995 aus der 
Stadtmitte herausverlegen, damit diese 
für Verkehr und gewerbliche Ansied­
lung zur Verfügung steht.

Das Geschenk an Daimler-Benz (ge­
schätzte Differenz zwischen Senatsver­
kaufspreis und Verkehrswert des 
Grundstücks: ca. 600 Mio. DM) soll der 
Anfang sein. Die IHK hat bereits in einer 
Broschüre die Industrieforderungen an 
Gewerbeflächen zusammengestellt. Die 
SPD will diesen Wünschen nachkom­
men. Dagegen will Senatorin Schreyer 
weiterhin keinen toten Stadtkern aus 
Versicherungs- und Bankpalästen, son­
dern einen Grüngürtel, der die Innen­
stadt belebt macht.

Die SPD betreibt rücksichtslos die re­
gionale Konkurrenz um Standortvorteile 
und trampelt dabei alle entgegenstehen­
den Interessen nieder. Tatsächlich wird 
der Finanzbedarf, um die DDR-Infra­
struktur für Kapitalisten interessant zu 
machen auf ca. 1 Billion Mark ge­
schätzt. Dieser Betrag wird mit Sicher­
heit nicht aufgebracht. Die SPD möchte 
erreichen, daß die Infrastrukturinvesti­
tionen vorwiegend nach Berlin gehen.

In der „Rechtspolitik“ haben die Grü­
nen Kröten schlucken müssen. Der Ver­
fassungsschutz bleibt, Sondereinheiten 
der Polizei werden nicht aufgelöst, statt­
dessen mehr Polizisten eingestellt! We­
nigstens die Todesschußregelung soll 
gestrichen und auf den Einsatz von CS/ 
CN-Gas verzichtet werden.

Positiv ist, daß die Koalition einen Ge­
setzentwurf zur Einführung des Kom­
munalwahlrechts für Ausländer einbrin­
gen will, wobei allerdings „die Ent­
scheidungen des BVerfG berücksichtigt 
werden sollen“. „Eine rot-grüne Lan­
desregierung will sich grundsätzlich von 
einer Politik der Gleichstellung aller 
Menschen leiten lassen. Dies bedeutet 
insbesondere, daß Ausländerinnen den 
gleichen Zugang zum Wohnungs-, Aus- 
bildungs- und Arbeitsmarkt haben müs­
sen wie Deutsche . ..“ — An dieser 
Aussage wird sich die neue Landesregie­
rung messen lassen müssen.

Bezugspunkte für die Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung sind nur in ge­
ringem Umfang enthalten. Neben der 
Rückgängigmachung der Verschlechte­
rung des niedersächsischen Bildungs­
urlaubsgesetzes ist eine Bundesrats­
initiative für eine Reform der AZO 
angekündigt.

Für den antifaschistischen, antirevan­
chistischen Widerstand ist ebenfalls zu 
wenig enthalten. Zwar will die Landes­
regierung erfreulicherweise die Förde­
rung von Verbänden und Gruppen ein­
stellen, die auf eine Revision der polni­
schen Westgrenze hinarbeiten, was das 
für die bestehenden Museen und z.B. 
das Schlesiertreffen 1991 heißt, wird 
aber nicht gesagt. Zum Verbot der FAP 
und der anderen faschistischen Organi­
sationen ist nichts im Koalitionsvertrag 
enthalten, obwohl sich auch Schröder 
für ersteres ausgesprochen hatte.

Bei doch zahlreichen Anknüpfungs­
möglichkeiten bleiben die antifaschisti­
schen, antiimperialistischen Aufgaben­
stellungen.— (mio)

Deshalb zeigt sich Momper in allen Fra­
gen willig und verlangt als Gegenlei­
stung penetrant die Zusage, daß Berlin 
Hauptstadt wird. Das würde Bevorzu­
gung sichern.

Beim Kitten des Koalitionskrach hat 
die AL erneut Zugeständnisse gemacht: 
Die Olympiaplanung wird von einem 
vierköpfigen Ausschuß betrieben, dem 
Momper angehört. Damit ist sie Chef­
sache und dem AL-Staatssekretär Kuhn 
entzogen. Der paßte laut „taz“ NOK- 
Präsident Willi Daume nicht wegen sei­
ner Kritik an der politischen Ausnutzung 
der Olympiade von 1936. Wenn über­
haupt, so wird das Bidungsurlaubsgesetz 
mit nur fünf lägen, statt versprochenen 
zehn lägen verabschiedet.

Der nächste Krach steht schon ins 
Haus. Die SPD besteht auf der Geneh­
migung des Reaktors im Hahn-Meitner- 
Institut „nach Recht und Gesetz“. Sena­
torin Schreyer will nicht anderen Bun­
desländern in den Rücken fallen, indem 
Westberlin die Verschiebung von Atom­
müll ins Ausland als Entsorgung aner­
kennt. Nach der Sommerpause wird der 
Daimler-Vertrag abgestimmt. — (chk)
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Diskussion in der Linken um Bundestagswahlen
Termine drängen, wenn die BRD-Linke sich beteiligen will/Verschiedene örtliche und regionale Initiativen für ein sozialistisches Wahlbündnis

Bis Anfang Januar 1991 muß ein neuer Bundestag gewählt wer­
den. In der Öffentlichkeit wird inzwischen der 2. Dezember als 
wahrscheinlicher Wahltermin gehandelt. Der Bundespräsident, 
der den Termin festlegen müßte, rührt sich nicht. Kein Mensch 
weiß sicher, ob Bundestagswahlen im herkömmlichen Sinne statt­
finden oder ob großdeutsche Wahlen sein werden.

Im Prinzip ist noch alles offen, trotzdem gibt es Fristen, die 
bereits laufen. Die bürgerlichen Parteien und die Bundesbehörden 
verstoßen gegen Gesetze, bürgerliche Normen und demokratische 
Grundsätze. Zum Beispiel vereinigen sich die großen Parteien der 
BRD und der DDR zwecks Durchführung der Bundestagswahlen 
ohne Urabstimmung der Mitglieder. Das verstößt gegen das Par­
teiengesetz. Es wird über eine 5 %-Klausel für ein viel größeres 

Wahlgebiet gefeilscht, um die Grünen und die PDS zu vernichten.
Es gelten gesetzliche Bestimmungen, ohne daß der genaue 

Wahltermin bereits feststeht. Denn spätestens am „neunzigsten 
Tage vor der Wahl“ müssen diejenigen Parteien nach der Bundes­
wahlordnung ihre Kandidatur anzeigen, die nicht im Bundestag 
oder Landtag mindestens fünf Abgeordnete haben. Das wäre der
3. September. Bis zum 27. September müssen die Wählvorschläge 
und die zu sammelnden Unterschriften eingereicht werden. Alles 
Termine, die vom 2. Dezember als Wahltermin ausgehen.

Im sozialistischen Lager finden zahlreiche Gespräche und Be­
ratungen statt. Es ist viel los, weil die Tbrmine auf Entscheidun­
gen drängen, falls man noch zur Bundestagswahl eine Partei 
gründen will. Bei großdeutschen Wahlen würden die Termine 

nicht für PDS-Landeslisten bzw. PDS-Frontbündniskandidate- 
ren gelten. Da wiederum besteht aber das Problem, daß zumindot 
für die BRD-Bundesländer solche Landesverbände noch geschah 
fen werden müßten. Was ist da besser und günstiger, Bündnb- 
partei in der BRD oder PDS-Frontkandidatur und was sagt die 
PDS dazu?

Auf den zwei folgenden Seiten veröffentlichen wir Berichte, 
Diskussionsbeiträge und Aufrufe, die einen Einblick über Gesprä­
che und Verhandlungen zur Aufstellung von Wahlbfindniaeti 
wiedergeben. Diese Berichte sind nicht repräsentativ, nicht wil- 
ständig oder gar von zentraler Bedeutung. Wir haben Materialien 
veröffentlicht, die wir beschaffen konnten, um in einer schwieri­
gen politischen Lage vor allem zu informieren. — (jöd)

München
Am 13. Juli trafen sich auf Einladung des BWK, 
der DKP, der VSP und der Volksfront in München 
etwa 40 Menschen, um über ein mögliches soziali­
stisches Bündnis einschließlich der PDS für die 
gesamtdeutschen Wahlen zu diskutieren. Trotz der 
unterschiedlichen sozialistischen Kräfte, die sich 
bisher für das Bündnis interessieren, stehen die 
Aussichten nicht schlecht.

Es wurden drei Referate zu den Absichten der 
BRD-Konzerne (BWK), über die historischen Hin­
tergründe eines antifaschistischen, sozialistischen 
Bündnisses (Volksfront) und über die Anforderun­
gen an ein sozialistisches Bündnis (VSP) gehalten, 
sie sind z.T. im Anschluß dokumentiert.

Die Münchner DKP schlug einige inhaltliche 
Positionen für das linke Wahlbündnis vor. Über die 
in diesem Papier vorgestellte Lagebeurteilung 
herrschte Konsens, zur Erarbeitung weiterer ge­
meinsamer Positionen wurden drei Arbeitsgruppen 
gebildet. Es wurde ferner ein Koordinationsaus- 
schuß bestimmt, dem alle einladenden Organisatio­
nen angehören. Da die Zeit drängt, soll in zwei 
Wochen das nächste Plenum stattfinden. — (chl)

Inhaltliche Positionen eines 
linken Wahlbündnisses — 
Worauf wir uns verständigen sollten
1. Über den Charakter und das Wesen der sog. 
Vereinigung. Der Zweck dieser Veranstaltung ist 
nicht die Verwirklichung von Demokratie und 
Fortschritt, sondern die Wiedereinführung kapita­
listischer Eigentumsverhältnisse in der DDR, die 
Aneignung der Schlüsselbereiche der DDR-Wirt­
schaft durch das BRD-Monopolkapital und damit 
die Vergrößerung seines ökonomischen und politi­
schen Einflusses in Europa.
2. Der durch die Einverleibung der DDR ökono­
misch stärkere Kapitalismus wird dadurch weder 
friedfertiger, ökologischer noch sozialer werden. 
Der neue Machtzuwachs des Großkapitals wird die 
sozialen Probleme, sowohl auf dem Territorium 
des zukünftigen Gesamtdeutschlands als auch im 
internationalen Maßstab, verschärfen.
3. Der neue Machtzuwachs des Imperialismus ist 
eine gefährliche Bedrohung der Unabhängigkeit 
und Selbstständigkeit anderer Völker. Mit der Er­
oberung der DDR erweitert das deutsche Großka­
pital seine strategische Basis und seine Vorherr­
schaft in Europa. Die Anschlußpolitik stärkt die 
Reaktion.

Mit der „Lösung der nationalen Frage“ werden 
deutsche Großmachtansprüche und das Recht auf 
militärische Stärke angemeldet, soll die Ausdeh­
nung der NATO bis an die Oder durchgesetzt wer­
den. Nationalismus, Revanchismus und Rassismus 
gewinnen an Boden.
4. In dieser Entwicklung sollen gesamtdeutsche 
Wahlen sozialistische Politik marginalisieren und

Rechtsgrundlagen für die Wahl zum 12. Bundestag
Aus einer Informationsschrift des Bundeswahl­
leiters, die die derzeit geltende Rechtslage enthält, 
entnehmen wir jene Paragraphen des Bundes­
wahlgesetzes, die Fristen enthalten.

§ 16 Wahltag Der Bundespräsident bestimmt den 
Tag der Hauptwahl (Wahltag). Wahltag muß ein 
Sonntag oder gesetzlicher Feiertag sein.
§ 18 Wahlvorschlag, Beteiligungsanzeige (1) Wahl­
vorschläge können von Parteien und nach Maßgabe 
des § 20 von Wahlberechtigten (letzterer § enthält die 
Möglichkeit der Kandidatur von Einzelbewerbem in 
Wahlkreisen, d.Red.) eingereicht werden.
(2) Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem 
Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eige­
ner Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens 
fünf Abgeordneten vertreten waren, können solche 
Wahlvorschläge nur einreichen, wenn sie spätestens 
am neunzigstens Tag vor der Wahl dem Bundeswahl­
leiter ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich ange­
zeigt haben und der Bundeswahlausschuß ihre Partei­
eigenschaft festgestellt hat. In der Anzeige ist anzuge­
ben, unter welchem Namen sich die Partei an der 
Wahl beteiligen will. Die Anzeige muß von minde­
stens drei Mitgliedern des Bundesvorstandes, darun­
ter dem Vorsitzenden oder seinem Steßvertreter per­
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat 
die Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der Vor­
stand der jeweils obersten Parteiorganisation an die 
Stelle des Bundesvorstandes. Die schriftliche Satzung 
und das schriftliche Programm der Partei sowie ein 
Nachweis über die satzungsgemäße Bestellung des 
Vorstandes sind der Anzeige beizufügen.
(...) 

ein scharfes staatliches Vorgehen gegen jede Art 
von Widerstand und politischer Kritik legitimie­
ren. Die Sozialisten können sich dieser ideologi­
schen und politischen Konfrontation nicht entzie­
hen. Wir sind dafür, daß die verschiedenen Strö­
mungen sozialistischer Politik zu diesem Ziel Zu­
sammenarbeiten. Wir treten für eine solche Zu­
sammenarbeit ein und wenden uns mit diesem An­
liegen ausdrücklich auch an die PDS.
Punkt 1 bis 3 wurden von der DKP vorgeschlagen. Diese drei 
Punkte und der neue Punkt 4 sind das vorläufige Selbstver­
ständnis der Versammlung vom 13.7.1990.

Beitrag aus der Volksfront: Für ein 
antifaschistisches, sozialistisches Bündnis!
Seit Beginn des Industriezeitalters gibt es drei so­
zialistische Hauptströmungen: — der wissen­
schaftliche Sozialismus, — der utopische Sozialis­
mus, — der Anarchismus. Diese drei Hauptströ­
mungen sind wiederum unterteilt, so gehören zum 
wissenschaftlichen Sozialismus u.a. der Marxis­
mus-Leninismus, der Trotzkismus, der Maoismus. 
Zum utopischen Sozialismus können auch religiös 
motivierte sozialistische Strömungen gezählt wer­
den. Zu den wichtigsten anarchistischen Strömun­
gen gehören der kommunistische Anarchismus und 
der Anarchosyndikalismus.

Alle diese Strömungen waren Teil der Arbeiter­
bewegung und hatten oft entscheidenden Anteü an 
den Siegen der Arbeiterbewegung. Der Marxis­
mus-Leninismus war eine wichtige Kraft in der 
russischen Revolution. Der Anarchosyndikalismus 
war die stärkste sozialistische Kraft in der spani­
schen Revolution. Der religiös motivierte Sozialis­
mus kann auf die längste Geschichte zurückblik- 
ken, Stichwort Bauernkriege und Thomas Münzer.

Letztendlich konnte aber keine Strömung sich 
durchsetzen, letztendlich scheiterte über kurz oder 
lang die Arbeiterbewegung, auch wenn sie immer 
wieder gesamtgesellschaftliche Fortschritte durch­
setzen konnte.

Alle Hauptströmungen arbeiteten vor etwa 125 
Jahren in der I. Internationale zusammen. Nach 
dem Scheitern der I. Internationale verkörperten 
die darauffolgenden Internationalen nur jeweils 
eine sozialistische Strömung, wenn nicht sogar nur 
eine Teilströmung. Trotzdem kam es immer wie­
der zu Bündnissen der verschiedensten sozialisti­
schen Strömungen .. .

Warum es immer wieder zum Scheitern der Zu­
sammenarbeit kam, warum immer wieder Soziali­
sten von Sozialisten als Konterrevolutionäre be­
zeichnet wurden und sogar an die Wand gestellt 
wurden, ist sicher eine wichtige Untersuchungs­
aufgabe und kann Perspektiven für die Gegenwart 
eröffnen. Und inwieweit stand das Scheitern der 
Arbeiterbewegung damit in Zusammenhang?

Ungeachtet dessen wird uns das Handeln gegen 
Reaktion, Faschismus und Krieg zu sofortigen 
Bündnissen zwingen. Angesichts der Erfahrungen

(4) Der Bundeswahlausschuß stellt spätestens am 
zweiundsiebzigsten läge vor der Wahl fiir alle Wahl­
organe verbindlich fest,
1. welche Parteien im Deutschen Bundestag oder in 

einem Landtag seit deren letzter Wahl auf Grund 
eigener Wahlvorschläge ununterbrochen mit 
mindestens fünf Abgeordneten vertreten waren.

2. welche Vereinigungen, die nach Absatz 2 ihre 
Beteiligung angezeigt haben, für die Wahl als 
Parteien anzuerkennen sind.

§ 19 Einreichung der Wahlvorschläge Kreiswahl­
vorschläge sind dem Kreiswahlleiter, Landeslisten 
dem Landeswahlleiter spätestens am sechsundsech­
zigsten Tage vor der Wahl bis 18 Uhr schriftlich ein­
zureichen.
§ 26 Zulassung der Kreiswahlvorschläge (1) Der 
Kreiswahlausschuß entscheidet am achtundfünfzig­
sten läge vor der Wahl über die Zulassung der Kreis­
wahlvorschläge ...
§ 27 Landeslisten (1) Landeslisten können nur von 
Parteien eingereicht werden. Sie müssen von dem 
Vorstand des Landesverbandes oder, wenn Landes­
verbände nicht bestehen, von den Vorständen der 
nächstniedrigen Gebietsverbände (§ 7 Abs. 2 des 
Parteiengesetzes), die im Bereich des Landes liegen, 
bei den in § 18 Abs. 2 genannten Parteien außerdem 
von 1 vom Tausend der Wahlberechtigten des Landes 
bei der letzten Bundestagswahl, höchstens jedoch 
2000 Wahlberechtigten, persönlich und handschrift­
lich unterzeichnet sein ...
§ 26 Zulassung der Landeslisten (1) Der Landes­
wahlausschuß entscheidet am achtundfünfzigsten 
läge vor der Wahl über die Zulassung der Landes­
listen ... 

aus der Vergangenheit wird das Nebenher unter­
schiedlichster Strömungen Voraussetzung für Zu­
sammenarbeit sein. Es muß an den Gemeinsamkei­
ten angesetzt werden, nicht an den Unterschieden.

Ein antifaschistisches, sozialistisches Bündnis 
muß auch offen für die Inhalte der feministischen, 
ökologischen und autonomen Bewegungen sein. 
Und der Begriff „Arbeiterklasse“ hat zwar immer 
noch seine Berechtigung, darf aber nicht allein 
historisch besetzt werden.

Ein sozialistisches Bündnis muß sich klar von 
der SPD und den Grünen abgrenzen, obwohl mit 
den Grünen sicher in vielen tagespolitischen Fra­
gen Übereinstimmung erzielt werden kann. Eine 
antifaschistische Front braucht ein starkes soziali­
stisches Standbein. Wir müssen mit allen Mitteln 
gegen Reaktion, Faschismus und Krieg kämpfen. 
Wenn wir erreichen, daß Sozialisten trotz 5 %- 
Klausel im gesamtdeutschen Parlament vertreten 
sein werden, dann bleibt uns ein gewisser Spiel­
raum erhalten. Schaffen wir dies nicht, wird es für 
sozialistische Politik ungleich schwerer, auch 
wenn unser ureigener Schwerpunkt der sogenannte 
außerparlamentarische Kampf sein wird und muß. 
Denn dieses System wird nicht zulassen, daß es 
durch seine eigenen Organe abgeschafft werden 
wird. — (chl)

Standpunkte der VSP
Die sozialistische Linke muß Bilanz ziehen: Nicht 
nur die Veränderungen im Osten, auch die seit Jah­
ren im Westen sichtbare und von vielen zugestan­
dene Krise der Linken geht in den Metropolen ein­
her mit anhaltendem Wirtschaftsaufschwung. Der 
Triumph des Kapitalismus scheint die Linke zum 
überlebten Relikt zu machen. Der unter den gegen­
wärtigen Vorzeichen stattfindende Vereinigungs­
prozeß soll den Rest erledigen. Die Linke in der 
BRD ist durch diese Entwicklung in die schwerste 
Krise der letzten Jahrzehnte geraten. Eigene Fehler 
und Selbstgefälligkeiten haben nicht unerheblich 
zu diesem Ergebnis beigetragen. Angesichts der 
tiefgreifenden sozialen Umwälzungen und vorher 
genannter Probleme halten wir es nicht nur für 
nötig, sondern auch für möglich, einen gemeinsa­
men Diskussionsprozess zur Neubestimmung so­
zialistischer Politik und Perspektiven zu organisie­
ren und zur Überwindung unserer jeweiligen Defi­
zite.

Wir streben an, daß in den nächsten Wochen und 
Monaten die praktische Zusammenarbeit linker 
und fortschrittlicher Kräfte in der BRD gegen die 
Anschlußpolitik, ihre Folgen und die grundlegen­
den strategischen Linien des Imperialismus in allen 
gesellschaftlichen Bereichen deutlich sichtbar 
wird. Wenn sich die sozialistische Linke nicht ent­
sprechend in die gegenwärtige Auseinandersetzun­
gen einbringt, nicht Position bezieht (auch zum 
Bankrott des bisherigen politischen Systems im 
Osten Europas), wenn wir in dieser Phase nicht 
Schritte einleiten, die Zersplitterung zu überwin­
den, können wir uns wahrscheinlich auf Jahre als 
Faktor aus der politischen Landschaft verabschie­
den. In diesem Zusammenhang streben wir auch 
eine enge Kooperation mit den entsprechenden 
politischen Kräften in der DDR an. Es geht uns um 
die koordinierte und konzentrierte Mobilisierung 
von breitestmöglichem (außerparlamentarischem) 
Widerstand gegen alles, was die gegenwärtig herr­
schende Politik ausmacht. Das ist auch die Legiti­
mation für eine sozialistische Kandidatur.

Größeren Wert hat für uns allerdings eine politi­
sche Zusammenarbeit über die Reichstagswahlen 
hinaus. Das schon allein deshalb, um die notwendi­
gen inhaltlichen Debatten führen zu können. Die 
VSP befürwortet grundsätzlich eine sozialistische 
Kandidatur zu diesen Wahlen. Ein solches Bündnis 
hätte aber nur eine Chance, wenn nicht nur ein 
Minimalprogramm ausgearbeitet wird, sondern 
das Bemühen um gemeinsame Aktivitäten im Vor­
dergrund steht; wenn also die regionalen Zusam­
menhänge die Basis des Ganzen bilden und ein ent­
sprechendes Gewicht haben. Eine zentralistische 
Kopfgeburt würde das Scheitern bereits vorpro­
grammieren. Nützlich wären in diesem Zusamm- 
menhang die Erfahrungen verschiedener linker 
Kommunalwahlbündnisse, die in letzter Zeit ange­
treten sind. Wir halten nichts von einer Programm­
kandidatur alten Stüs. Was wir wollen, wäre eine 
Aktionsprogrammatik, in der sich inhaltlich ein 
breites Spektrum linker Strömungen und die Bür­
gerbewegungen wiederfinden.

Uns geht es nicht um ein Schielen auf die Teil­
habe am bürgerlichen Parlamentarismus, nicht um 
eine Reduzierung auf die Funktion von Stimmen­
beschaffern für die PDS und auch nicht um das 

bloße Zeigen der roten Fahne in höchster Not. Ein 
solches Programm könnte ansatzweise die Rich­
tung beschreiben, wie sich unsere weitere Inhalt! i- 
che und praktische Zusammenarbeit gestaltet und 
eine Skizze dessen entwerfen, was wir uns als Al­
ternative vorstellen .. .
Stark gekürzt, die un weiteren entwickelten inhaltlichen Kri­
terien an eine solche Kandidatur sind im wesentlich* der 
SoZ Nr. 13 Beiträge zur ZDK zu entnehmen. — (wok)

Baden-Württemberg
Für den 29. Juli ist ein weiteres landesweites 1W- 
fen von Bündnissen, Organisationen und Personal 
geplant, bei dem über eine Wahlplattform sowie 
die Form der Kandidatur gesprochen werden soll. 
Mögliche Alternativen angesichts des Wahlrechts 
und des Termindrucks wären: Offene Liste der 
DKP, was aber weder die DKP noch die meisten 
anderen wollen; Gründung einer Partei, was unter 
erheblichem Zeitdruck stehen würde, oder sctdirä- 
lich die Bildung einer Landesliste, die bei der PDS 
kandidieren würde, wobei vor allem offen ist, ob 
das die PDS unterstützen könnte. — (aßt)

Versammlung der DKP Freiburg
Auf einer öffentlichen Mitgliederversammlung der 
DKP in Freiburg zum Thema „Linke Sammlungs­
bewegung oder kommunistische Partei in Deutsch­
land“? am 10.7. befürwortete die Mehrheit der 
Anwesenden eine stärkere Zusammenarbeit der 
sozialistischen Organisationen in der BRD, v.a. 
auch auf örtlicher Ebene. Es wurde auf die Not­
wendigkeit der Weiterexistenz der bestehenden 

sozialistischen Organisationen hingewiesen, eben­
so auf die Notwendigkeit linker Wahlbündnisse. 
Die Fragestellung „Linke Sammlungsbewegung 
oder KP“ sei falsch. In der Diskussion wurde die 
Beteiligung aller sozialistischen Kräfte an den 
Treffen der linken Kommunalwahlbündnisse Ba­
den-Württemberg zur Vorbereitung einer Kandida­
tur zu den Wahlen am 2.12. befürwortet, ebenso 
mehrheitlich die Kandidatur eines linken Wahl­
bündnisses an der Wahl im Dezember. — (ulb)

Konstanz: ALL-Diskussion „Wie weiter im 
Widerstand gegen das 4. Reich“
Auf jeden Fall gemeinsam. Darüber waren sich die 
etwa 30 Besucher einer Veranstaltung einig, zu der 
die Konstanzer Alternative Linke Liste (ALL) am 
10. Juli eingeladen hatte.

Weitgehende Einigkeit bestand darüber, daß der 
zu erwartende Machtzuwachs des BRD-Imperialis- 
mus verstärkte bündnispolitische Anstrengungen 
der Linken nötig macht. Sichtlich schwerer tat man 
sich dann jedoch mit konkreten Vorschlägen. Die 
Autonomen wiesen darauf hin, daß eine Untersu­
chung der Gründe des Scheiterns des realen Sozia­
lismus „notwendige Vorbedingung für die Ent­
wicklung des Widerstands“ ist; sie wollen den 
Schwerpunkt der Aktivitäten darauf legen, die 
Auswirkungen der neuen politischen Situation 
„konkret auf unseren Alltag“ zu beobachten und 
reaktionäre Tendenzen „politisch anzugreifen und 
in den Zusammenhang zu stellen“. Eine Kandida­
tur bei den gesamtdeutschen Wahlen, egal mit oder 
ohne PDS, lehnten sie ab. Die MLPD-Vertreterin 
verwies auf stattfindende Kämpfe der Lohnabhän­
gigen in der DDR, die es zu unterstützen gehe. 
Notwendig sei die Herstellung eines „antiimperia­
listischen Bündnisses“ von unten, bei dem auch die 
von der MLPD inspirierte gleichnamige Organisa­
tion eine wichtige Rolle spielen soll. Zu der Frage 
einer Bündniskandidatur nahm sie nicht Stellung. 
Auch der Vertreter der DKP hielt es für dringend 
geboten, den Kampf für soziale Interessen, insbe­
sondere auch in den Gewerkschaften zu unteistdt- 
zen. Notwendig sei aber außerdem eine theoreti­
sche Auseinandersetzung über die strategisches 
Ziele der Linken unter den veränderten Vorzei­
chen. Kurzfristig sei es wichtig, mit einer Bündos- 
kandidatur bei den Wahlen im Dezember emat- 
greifen. Der Vertreter des BWK wies daraufhin, 
daß noch bestehende Gesetze und gesellschaftliche 
Regelungen der DDR — z.B. öffentliche Vtrsoc- 
gung, Ausländerwahlrecht und §218 — Anhalts­
punkte bieten, an denen sich der Widerstand ent­
wickeln kann.

Trotz teüweise kontroverser Diskussion: Ahe 
Beteiligten einigten sich darauf, im Herbst geaeta- 
sam eine .Aktionswoche gegen die AnschlußpohÄ 
durchzuführen; in der letzten Juli-Woche findet em 
Treffen statt, auf dem BWK. DKP und verschiede­
ne Unorganisierte über Aktivitäten zur Untersafc- 
zung einer Kandidatur diskutieren vrollen. — g*
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Aufruf zum Arbeitstreffen
Anschluß der DDR — Anschlußfragen der Linken

28. und 29. Juli 1990 in Köln

Die deutsche Vereinigung rollt: Die Bundesre- 
R«» verleibt sich die DDR ein. „Das Volk“ 
m auf die Ränge verwiesen. Millionenfache 
Arbeitslosigkeit in Ost und West. Absenkung 
demokratischer und sozialer Standards, weitere 
Konzentration wirtschaftlicher und politischer 
Macht. Nato-Mitgliedschaft, Nationalismus, 
Ausländerfeindlichkeit und Berufsverbote wer­
den wie in der Adenauer-Ära das politische und 
soziale Profil des neuen Deutschlands prägen.

Die Opposition befindet sich in einem denk­
bar schlechten Zustand. Die bundesdeutsche 
Lanke hat die neokonservative Wende nicht auf­
halten können. In der DDR war der Bankrott des 
Regimes fällig. Doch das Unternehmen Groß­
deutschland haben weder die ost- noch die west­
deutsche Opposition gewollt. Von der DDR soll 
nichts bleiben, und die deutsche Vereinigung 
soll Fortschrittliches in der Bundesrepublik 
gleich mit erledigen.

Politische Alternativen verschwinden aus der 
öffentlichen Debatte. Plebiszitäre Ansprüche 
und Entscheidungen von unten, die man noch im 
Herbst als Ausdruck des Volkswillen feierte, 
werden als Störfaktoren der Vereinigung ausge­
schaltet. Demokratisierung, Selbst- und Mitbe­
stimmung werden durch den bloßen Wahlakt 
ersetzt.

Eine Verlangsamung des Tempos, wie es von 
SPD und Grünen ins Gespräch gebracht, von 
der SPD-Mehrheit aber nicht ernsthaft versucht 
wurde, blieb auf der Strecke. Um so wichtiger 
ist es für die oppositionellen Kräfte, Raum zu 
erhalten für emanzipatorisches Denken und

L

Weinheim: Wir wollen ein 
gemeinsames linkes Bündnis
Am 5. Juli sind in Weinheim auf Einladung der 
Weinheimer Mitglieder von DKP, BWK, VSP und 
Volksfront zusammengekommen, um über die 
Möglichkeiten zu beraten, gemeinsam in die anste­
henden Bundes- und Reichstagswahlen einzugrei­
fen. Die Beratung hatte folgende gemeinsamen 
Überzeugungen zum Ergebnis:
1. Wir wollen unter allen Umständen, daß bei die­
sen Wahlen — gleich ob zum Bundestag oder be­
reits zum neuen Reichstag — eine gemeinsame lin­
ke Kandidatur stattfindet . . .

4. Notwendig ist eine gemeinsame Kandidatur von 
allen linken Organisationen auf einer gemeinsamen 
Liste, was die Gründung einer gemeinsamen Wahl­
partei voraussetzt. Wir wollen unbedingt, daß die­
se zustandekommt . . .
7. Ein solches Wahlbündnis müßte ein gemeinsa­
mes Programm haben, über das hinaus jede und je­
der unabhängig ihre spezifische Politik verfolgen 
könnten. Dieses gemeinsame Programm müßte 
gegen die imperialistische Großmacht- und An­
schlußpolitik der BRD gerichtet sein und den 
Kampf gegen Faschismus und Reaktion und den 
Kampf für Interessen der Arbeiterinnen und Arbei­
ter zum zentralen Zielpunkt haben . . .
Beschluß der Versammlung vom 5.7.

Westberlin
Zur Schäftung eines linken Wahlbündnisses bildete 
sich in Westberlin am 15.6.1990 die „Initiative 
Linke Liste“. Auf einem weiteren Treffen am 6.7. 
1990 wurde ein acht Punkte umfassender Entwurf 
für einen Aufruf zur „Diskussion mit möglichst 
vielen Linken . . . links von SPD und AL“ verab­
schiedet. Beteiligt haben sich an dieser Diskussion 
Msrtreter bzw. Einzelpersonen aus: Kommunisti­
scher Bund, Sozialistisches Forum (DKP-Emeue- 
rer). Sozialistische Initiative (SI, früher SEW), Die 
Nelken (DDR), DKP, einzelne Öko-Sozialisten, 
SPD-Mitglieder, ehemalige AL-Mitglieder, 
PROWO, Volksfront und BWK. Aufgrund eines 
\fetos des KB-Vertreters werden die beteiligten 
Kräfte unter dem Aufruf nicht genannt, er wird mit 
..Uvtike verschiedener Herkunft“ gezeichnet. In 
Arbeitsgruppen sollen die inhaltliche Ausformulie­
rung einer Wahlplattform und die organisatorische 
Vorbereitung der Wahlbeteiligung erarbeitet wer­
den. Ein Koordinationsausschuß hat sich gebildet. 
Des nächste Treffen des Plenums findet am 20.7. 
1990statt. Die „Initiative Linke Liste“ will sich an 
der Diskussion des „Roten Tisches“ Leverkusen 
beteiligen.

Neben dieser „Initiative Linke Liste“ (abge­
kürzt LiLi) trifft sich in Westberlin Wtäglich die 
wo RA Croissant gegründete „PDS-Initiative“. 
Obwohl sie nach eigenen Aussagen keine Probleme 
mit dem LiLi-Entwurf hat, kann sie sich bisher 
nicht dazu entschließen, ein gemeinsames Wahl- 
bösdnis einzugehen. Sie tritt für eine PDS-Kandi- 
ctatur ein. Auf dem Plenum der „Initiative Linke 
Late“ soll deshalb eine Aufforderung an die PDS 
»erabschiedet werden, rasch eine Versammlung 
zar Frage der Wahlen durchzufuhren. — (brr, har)

I**» Liste: Auszüge aus dem Entwurf
.. 2. In der Schaffung einer Linken Liste sehen 
•ir eine notwendige Form der Zusammenarbeit 
»»ter Linker, die mit einer linken Bündniskandida- 

die anstehenden Wahlkämpfe eingreifen will, 

außerparlamentarische Bewegungen. Wir wol­
len, daß solche Alternativen und Haltungen 
auch in den Parlamenten vertreten sind.

Zur öffentliche Streitfrage ist unter Linken, 
Grünen und Alternativen in diesem Zusammen­
hang der Umgang mit der PDS geworden. Wir 
lehnen ihre Ausgrenzung ab. Wir wollen mit 
allen Oppositionellen einschließlich der PDS im 
Meinungsstreit nach Möglichkeiten der Koope­
ration suchen.

Auf einem bundesweiten Arbeitstreffen am 
28./29. Juli wollen wir Inhalte linker Politik 
und Überlegungen für Alternativen in der Wahl­
frage diskutieren. Möglichst viele örtliche und 
regionale Diskussionen sollen folgen. Mit den 
Inhalten des bundesweiten Treffens wollen wir 
auch die SPD, Grüne und die PDS konfrontie­
ren. Für Anfang September laden wir erneut zu 
einer Konferenz ein, die dann Kritiken und An­
regungen aus den lokalen und regionalen Dis­
kussionen aufgreift. Auf dieser Konferenz im 
September wollen wir darüber beraten, wie wir 
uns in die Wahl einmischen und wie wir den 
Umgruppierungsprozeß der deutschen Linken 
mitgestalten.
Unterzeichnerinnen des Aufrufes: Andrea Lederer, Hamburg, 
Redaktion Arbeiterkampf, KB; Christiane Reymann, Hamburg, 
Journalistin, Sozialistisches Forum; Prof. Herbert Schui, Ham­
burg; Michael Stamm, Hamburg, GAL; Inge Stollen, Hamburg, 
Autorin; Prof. Erich Wulff, Hannover; Joachim Bischoff, Ham­
burg; Redaktion Zeitschrift Sozialismus; Manfred Coppik, Of­
fenbach, Die Grünen; Prof. Frank Deppe, Marburg; Axel Egge- 
brecht, Hamburg, Publizist; Helga Genrich, Königswinter; Hein­
rich Hannover, Bremen, Rechtsanwalt; Bernd Henn, Salzgitter, 
Gewerkschaftssekretär; Ulla Jelpke, Hamburg, ehern. Bürger- 
schaftsabg. GAL; Ingrid Kurz, Hamburg 

um auch auf diesem wichtigen Feld der herrschen­
den Politik entgegentreten zu können. Dafür wol­
len wir ein breites Linksbündnis erreichen, in der 
jede und jeder unter Wahrung seiner Identität mit­
arbeiten kann. Wir wollen nicht in Konkurrenz zu 
bestehenden linken Gruppierungen treten. Voraus­
setzung für eine Mitarbeit ist für uns lediglich der 
Wille zur solidarischen Zusammenarbeit, die Be­
reitschaft, voneinander zu lernen und der Verzicht 
auf die Ausgrenzung anderer linker Kräfte. Da die 
Annexion der DDR offenbar nicht mehr zu verhin­
dern ist, streben wir bei Gesamtberliner/gesamt- 
deutschen Wahlen ein Bündnis mit den Linken aus 
der DDR an. Dies schließt die PDS mit ein. Wir 
sind nicht an der PDS orientiert, aber wir sehen die 
Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit ihr . . .
5. Die Linke Liste versteht sich als antikapitalisti­
sches, antiimperialistisches, antifaschistisches und 
feministisches Wahlbündnis.

Antikapitalistisch — weil wir an der Überzeu­
gung festhalten, daß die auf der effektivsten Aus­
nutzung und Zurichtung von Mensch und Natur 
aufbauende Profitwirtschaft ihrem Wesen nach in­
human und naturzerstörend ist.

Antiimperialistisch — weil die Kehrseite des 
Wohlstands in einigen wenigen reichen Indutrie- 
nationen größtes Elend, Hunger und Krieg für die 
Mehrzahl der Menschen bedeutet, die in den in 
Abhängigkeit gehaltenen Ländern ihr Leben fristen 
müssen.

Wir sind deshalb solidarisch mit all den Ländern 
und Bewegungen in der dritten Welt, die am Ziel 
der Befreiung von imperialistischer Ausbeutung 
und an der Suche nach eigenen Wegen der Ent­
wicklung festhalten.

Antifaschistisch — weil der Faschismus in all sei­
nen Formen die totale Negation und Zerstörung der 
Würde des Menschen, von Humanität und Aufklä­
rung bedeutet; weil wir seine Opfer niemals ver­
gessen dürfen.

Wir wenden uns gegen den hier und heute exi­
stierenden Nationalismus und Rassismus, der Men­
schen anderer Nationalität diskriminiert und ihrer 
Rechte beraubt. Ein Ausdruck davon ist das neue 
Ausländergesetz.

Feministisch — weil wir feministisches Denken 
und feministische Kritik als unabdingbar notwen­
dig für eine umfassende Gesellschaftskritik halten

6. Weil wir die Form des Nationalstaats für histo­
risch überholt halten, vor allem aber, weil sich hi­
storisch gezeigt hat, daß ein deutscher Einheitsstaat 
zweimal schwerstes Unheil über die Menschheit 
gebracht hat, sind wir grundsätzlich gegen den be­
vorstehenden Anschluß. Mit ihm wird das .Deut­
sche Reich* doch noch zum Gewinner des Zweiten 
Weltkrieges. Wir hätten uns gewünscht, daß die 
DDR als zweiter deutscher Staat sich so reformiert 
und entwickelt, daß in ihr eine humanere und de­
mokratischere Alternative zum System der BRD 
sichtbar geworden wäre . ..

Niedersachsen
Am 4. Juli fand in Hannover, auf Einladung der 
DKP-Niedersachsen und in Kenntnis der Ergebnis­
se der Beratungen sozialistischer Organisationen 
vom 23-/24.6.1990 in Leverkusen, ein Treffen von 
Vertretern des BWK Niedersachsen/Bremen, der 
DKP-Niedersachen und der PDS, Bezirk Magde­
burg statt.

Erörtert wurden gemeinsame Aufgaben gegen

einen erstarkten deutschen Imperialismus und 
Möglichkeiten eines gemeinsamen landesweiten 
Vorgehens und Eingreifens anläßlich der bevorste­
henden gesamtdeutschen Wahlen. Die Beratung 
ergab gemeinsame Bewertungen bezüglich der 
Notwendigkeit eines Eingreifens zu den gesamt­
deutschen Wahlen, daß dieses Eingreifen in Form 
eines Wahlbündnisses erfolgen muß und daß eine 
Verständigung auf gemeinsame programmatische 
Positionen zu erreichen ist.

Einig waren sich die Teilnehmer, daß „alle 
Kräfte links der Grünen“ in den Diskussions- und 
Entscheidungsprozeß mit einbezogen werden müs­
sen. Gerade auch in Anbetracht der knappen Zeit 
ist es keinesfalls gesichert, daß die Linke in Nieder­
sachsen zu einem Wahlbündnis findet, und die 
daraus notwendige Errichtung einer Landesliste 
bewerkstelligen kann. In der Kenntnis, nur einen 
Teil der sozialistischen Kräfte darzustellen, wurde 
vereinbart, alle an einer solchen Kandidatur in Nie­
dersachsen Interessierten zu einem öffentlichen 
Treffen am 23. Juli 1990 nach Hannover einzu­
laden. Eingeladen sind alle sozialistischen, anti­
faschistischen, antiimperialistischen und antimili­
taristischen Organisationen, Initiativen und Einzel­
personen wie auch die PDS. — (gec)

Hamburg
Bündnis möglich, Mobilisierung schwierig
Eine erste Beratung von zunächst DKP, BWK, 
Gruppe Arbeiterpolitik und KB (Minderheit) am 
29.6. verlief ergebnislos: Es blieb zweifelhaft, ob 
sich überhaupt nennenswerte Kräfte aus dem sozia­
listischen bzw. linksradikalen Lager in Hamburg 
zu einem Wahlbündnis zusammenfinden würden. 
Die zweite Beratung, an der am 13.7. der Arbeiter­
bund für den Wiederaufbau der KPD, die Gruppe 
Arbeiterpolitik, der BWK, die DKP, die PDS 
Hamburg, die Volksfront und die VSP teilnahmen 
— andere eingeladene sozialistische Organisatio­
nen waren nicht gekommen —, führte dann jedoch 
zu einem ersten Ergebnis. Zwar sprach sich die 
Gruppe Arbeiterpolitik mehr oder weniger grund­
sätzlich gegen eine Beteiligung an den gesamtdeut­
schen Wahlen aus, denen sie nicht viel Bedeutung 
beimaß, und legte sich die PDS Hamburg auf nichts 
fest. Zwar wiesen auch die Vertreter von Arbeiter­
bund, Volksfront und VSP darauf hin, daß die Mei- 
nungsbüdung in ihren Organisationen noch nicht 
abgeschlossen sei. Dennoch traten die meisten 
Anwesenden für die Schaffung eines Wahlbündnis­
ses ein und einigten sich am Schluß auf einen Aus­
schuß, der bis zum 27.7. Schwerpunkte einer 
gemeinsamen Wahlplattform für Hamburg erarbei­
ten soll. Gleichfalls soll der die nächste Beratung 
vorbereitende Ausschuß, in dem jeweils ein Ver­
treter von Arbeiterbund, BWK, DKP, Volksfront 
und VSP mitarbeitet, die PDS brieflich auffordem, 
mit allen sozialistischen Kräften, die dies wün­
schen, schnellstmöglich in einen offenen Dialog 
über die Schaffung eines Wahlbündnis zu den ge­
samtdeutschen Wahlen einzutreten.

Soweit das vorläufige Ergebnis. Weitgehende 
Übereinstimmung bestand darüber (wahrschein­
lich jedoch nicht mit der PDS Hamburg), daß sich 
ein mögliches Wahlbündnis stützen muß auf die 
„außerparlamentarischen“ Tätigkeiten der ver­
schiedenen Beteiligten, daß es allen sozialisti­
schen, revolutionären und antifaschistischen Kräf­
ten offenstehen muß und niemanden ausgrenzen 
darf und daß die Konkurrenz mit den Grünen ver­
mieden werden muß.

Gerade die Gefahr einer Konkurrenz mit den 
grün-alternativen Kandidaturen dürfte ein mög­
liches Hamburger Wahlbündnis noch vor größere 
Probleme stellen. Vorausgesetzt, die fünf Organi­
sationen beteiligen sich, so wäre dies gemessen am 
Maßstab, welche Organisationen und Gruppierun­
gen der sozialistischen (und antifaschistischen) 
Linken bundesweit tätig sind, nicht wenig, gemes­
sen am Maßstab der in Hamburg tätigen Kräfte 
aber gleich viel weniger.

Anarchistische, autonome und antiimperialisti­
sche Gruppierungen und damit ein Gutteil der 
linksradikalen Kräfte in Hamburg sind bisher nicht 
beteiligt. Dies mag zum Teil im Mißtrauen — 
einem durch jahrelange schroffe Abgrenzungspoli­
tik vor allem der DKP gewachsenen Mißtrauen — 
begründet sein, ob Zusammenarbeit mit ihnen in 
einer solchen Frage überhaupt ernsthaft gewünscht 
wird. Zum anderen aber rechnen sich große Teile 
der autonomen und antiimperialistischen Szene 
weniger der sozialistischen, mehr der grün-alterna­
tiven Richtung zu. Für sie stellt sich die Frage einer 
Beteiligung an sozialistischen Kandidaturen schon 
deshalb nicht. Gruppen wie z.B. die GJA/R (Grup­
pe Junger Anarchistlnnen/Rätekommunistlnnen), 
die sich mehr der sozialistischen Richtung zurech­
nen, sich jedoch stark auf die autonome Szene be­
ziehen, kämen bei einer Beteiligung, die sehr wün­
schenswert wäre, unvermeidlich unter starken 
Rechtfertigungsdruck. Bei solchen Gruppen ist die 
prinzipielle Kritik an Wahlbeteiligungen stark aus­
geprägt. Dies muß respektiert werden.

Auch maßgebliche Kräfte der Radikalen Linken, 
die in Hamburg stärker als in anderen Teilen der 
BRD sind, umgehen unseres Wissens bisher mit 
einer linken Kritik an der PDS jede Festlegung auf 
die Unterstützung einer möglichen sozialistischen 
Bündniskandidatur und halten dadurch sich und 
ihrem Anhang die Wahl der Grünen offen.

Für das sozialistische Wahlbündnis, wenn es 
denn in Hamburg zustande kommt, ist es überaus 
wichtig, gleichzeitig die Verbindungen zu solchen 
Organisationen, die sich nicht beteiligen, zu halten 

und — bei aller unvermeidlichen Auseinanderset­
zung — die solidarische Zusammenarbeit mit ihnen 
nicht zu vernachlässigen.

Schließlich ist auch noch nicht klar, welche Rolle 
bei den anstehenden Wahlen der KB eigentlich 
spielen will. Die Mehrheit hat im „ak“ (Nr. 320,
S. 38) ihre Absicht erklärt, „entweder in Form der 
PDS oder einer auf die Basis der PDS gestützten 
neuen linken Formation oder auch eines um die 
PDS herum aufgebauten Wahlbündnisses eine par­
lamentarische Repräsentanz zu erreichen“. Da 
kann man von ihr verlangen, daß sie sich an den 
Bemühungen zur Schaffung eines Wahlbündnisses 
in Hambuig beteiligt. — (scc)

Schleswig-Holstein
Auf Einladung von BWK/VSP und DKP fand in 
Kiel am 13.07. ein Treffen statt, um über ein Bünd­
nis zu den anstehenden Wahlen zu beraten. An der 
Beratung nahmen Vertreter und Leute von BWK/ 
VSP, DKP, Volksfront, Antifaschistischer Gruppe 
sowie Leute, die sich den Autonomen zurechnen, 
teil.

Nach ausführlicher Diskussion waren sich die 
Anwesenden einig, sich in ihren Organisationen 
und politischen Zusammenhängen für eine Bünd­
nisliste in Schleswig-Holstein von Organisationen 
und Personen einzusetzen. Was die politischen 
Strömungen betrifft, welche für eine solche Kandi­
datur gewonnen werden sollen, bestand Einigkeit 
darüber, daß diese von “klar links von den Grü­
nen“ anfangen sollen und daß nach links hin keine 
Ab- und Ausgrenzung erfolgen soll. Am 2. August 
soll genauer geklärt werden, wie und auf welcher 
Grundlage eine Landesliste kandidieren könnte. 
Gleichzeitig sollen landesweit alle in Frage kom­
menden Organisationen und Leute daraufhin ange­
sprochen werden. Am 2. Augustwochenende soll 
eine öffentliche Veranstaltung stattfmden. Es wur­
de beschlossen, eine “Erklärung“ zu verfassen, 
welche allen am “Roten Tisch“ beteiligten Organi­
sationen zur Kenntnis gebracht wird, um zu signa­
lisieren, daß von den in Kiel Beteiligten das Vor­
haben eines Wahlbündnisse von verschiedenen 
Landesbündnislisten begrüßt wird. — (clm)
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Interview mit dem türkischen 
Frauenverein für Demokratie

Unterdrückung durch Religion und Politik/Forderungen der Frauen

Frage: Die Türkei, d.h. die offi­
zielle Staatsideologie des Kema­
lismus, behauptet, die Lage der 
türkischen Frauen bedeutend 
verbessert zu haben. Der 
Schleier sei abgeschafft, Frauen 
hätten Stimmrecht, Scheidungen 
seien erlaubt usw. Gleichzeitig 
ist bekannt, daß z.B. die Regie­
rung Özal das Aufkommen soge­
nannter „fundamentalistischer 
Strömungen“ stark fördert. Wel­
che Ziele verfolgt die Regierung 
mit dieser Politik gegenüber den 
türkischen Frauen, und welche 
Forderungen erheben diese 
„Fundamentalisten“ selber be­
züglich der Lage und der Rechte 
der türkischen Frauen, z.B. beim 
Scheidungs- und Familienrecht? 
Treten diese Fundamentalisten 
z.B. gegen die Berufstätigkeit 
der Frauen auf, gegen ihre sozia­
len und gewerkschaftlichen 
Rechte? Und wie beurteilt ihr 
diese Strömungen?

Antwort: Die kemalistische 
Regierung hat den Frauen Rech­
te zuerkannt, die sie zur Zeit des 
Osmanischen Reiches vollends 
entbehrt hatten. Doch die Situa­
tion der Frauen hat sich damit 
nicht verändert. Auch heute hal­
ten die feudalen Wertvorstellun­
gen in der Türkei die Frauen un­
ter Druck. Außerdem haben die 
Gesetze zur Gleichberechtigung 
von Frau und Mann, die zur Zeit 
Atatürks erlassen wurden, weder 
damals noch heute die wirkliche 
Gleichberechtigung der Frau er­
reicht, von einer Gleichberechti­
gung der Frau vor dem Gesetz 
nicht zu sprechen.

Mit dem Militärputsch vom 
12. September 1980 hat eine 
breite Propaganda der Religion 
begonnen. Die religiösen Ein­
richtungen und Bewegungen 
wurden gefordert. Im Jahre 1989 
gab es mehr Moscheen als Schu­
len in der Türkei. Schulen zur 
Ausbildung von Imams und die 
Korankurse vermehrten sich 
vehement. Die Regierung be­
nutzt die Religion dazu, das Volk 
zu depolitisieren, das „Kismet“- 
Denken zu fordern und damit die 
Bevölkerung zu passivieren. 
Statt daß die Menschen sich um 
die Probleme „dieser“ Welt 
kümmern, sollen sie sich darum 
bemühen, nach dem Tod ins 
Paradies zu kommen. Auf diese 
Weise soll verhindert werden, 
daß die Menschen aufgrund der 
ökonomisch-politischen Miß­
stände sich beschweren bzw. 
organisieren.

Die religiösen Bewegungen 
fordern für die Frauen folgen­
des: getrennte Busse für Frauen; 
Arbeitsplätze, an denen nur 
Frauen arbeiten; die Kopfbe­
deckung an den Universitäten.

Nach dem Islam ist es Sünde, 
wenn Männer und Frauen sich 
im selben Raum aufhalten oder 
miteinander reden.

Die religiösen Gruppen wollen 
die gesellschaftlichen Beziehun­
gen nach islamischen Maßstäben 
regeln. Das bringt mit sich, daß 
die Frauen von allen gesell­
schaftlichen, politischen und 
sozialen Geschehnissen femge- 
halten werden. Die religiösen 
Gruppen wollen nach den Regeln 
des Koran das Leben der Men­
schen regulieren. Und im Koran 
ist für Frauenrechte kein Platz. 
So erlaubt z.B. der Koran, daß 
ein Mann vier Frauen hat, und 
die Scheidung einer Ehe richtet 
sich nach dem Satz „Sei frei“ 
des Mannes. Den Frauen ist das 
Recht, sich zu scheiden, nicht 
gegeben.

Die religiösen Gruppen stellen 
sich auch dagegen, daß Männer 
und Frauen gemeinsam reisen 
oder arbeiten.

Im allgemeinen hat die breite 
religiöse Propaganda in bezug 
auf die Beeinflussung der Bevöl­
kerung einen Erfolg verzeichnen Türkische Frauen müssen oft schwerste Landarbeit verrichten.

können. Sie hat die Menschen 
passiviert und depolitisiert, die 
religiösen Bewegungen sind er­
starkt.

Heute haben die religiösen 
Gruppen und Bewegungen je­
doch nicht die Stärke, um eine 
oppositionelle Kraft darzustellen 
bzw. die Regierung zu über­
nehmen.

Frage: In vielen landwirt­
schaftlichen Gebieten der Türkei 
haben noch heute die Agas große 
Macht, terrorisieren die Land­
bevölkerung und beuten sie 
grausam aus. Welche Folgen hat 
dies für die Lage der türkischen 
Frauen in der Landwirtschaft? 
Welche Arbeits- und Lebensbe­
dingungen haben sie?

Antwort: An der Spitze des 
Ausbeutungsnetzes der Türkei 
stehen die imperialistischen 
Staaten. Mit ihren Kollaborateu­
ren, den herrschenden Klassen in 
der Türkei, beuten sie die Bevöl­
kerung in allen Bereichen aus. 
Hier sind die ländlichen Gebiete 
einbezogen. Die Tatsache, daß 
der Feudalismus auf dem Land 
seine Existenz bewahrt, bringt 
eine massivere Unterdrückung 
der Frauen mit sich. Größtenteils 
können die Frauen weder ihre 
Ehemänner aussuchen, noch 
haben sie das Recht, sich schei­
den zu lassen. Kann eine Frau 
keinen Jungen gebären, so kann 
sich der Ehemann eine zweite 
Frau nehmen. Beide Frauen 
leben dann mit dem Mann zu­
sammen. Nicht alle Menschen 
auf dem Land können Leistun­
gen wie Gesundheitsversorgung 
oder Erziehung in Anspruch neh­
men. Die Frauen schon gar 
nicht. Ein Beweis dafür ist die 
hohe Sterberate von Frauen und 
Kindern auf dem Land. In Tür­
kei-Kurdistan übt die Regierung 
eine Repressions- und Assimilie­
rungspolitik aus. Das bedeutet 
für die kurdischen Frauen, daß 
sie neben der Ausbeutung auch 
noch dem nationalen Druck aus­
gesetzt sind. Sie werden von Sol­
daten vergewaltigt und mißhan­
delt. So kann man in gerichtli­
chen Unterlagen folgende Aus­
sage eines Offiziers finden: 
„Jeder Soldat, der eine 
kurdische Frau vergewaltigt, 
bekommt einen Monat Urlaub.“

Die Ländereien gehören einer 

kleinen Anzahl von Großgrund­
besitzern, die meisten Bauern 
sind landlos. Das, was sie selbst 
verdienen, reicht nur, um den 
Magen zu füllen. Die Frauen 
müssen sowohl arbeiten als auch 
Haus und Kinder versorgen.

Die Frauen haben kein Selbst­
bestimmungsrecht, sie wissen 
nichts über Geburten- bzw. 
Schwangerschaftskontrolle. So 
kommt es, daß die Hälfte der 
geborenen Kinder sterben, bevor 
sie das fünfte Lebensjahr erreicht 
haben.

Frage: Die Wirtschaftspolitik 
der türkischen Militärs und der 
Regierung Özal hat die Lebens­
lage der Lohnabhängigen, aber 
auch vieler kleiner Handwerker 
und Händler, enorm verschlech­
tert. Könnt ihr uns etwas sagen, 
welche Folgen dies z.B. für die 
Arbeits- und L^ebensbedingun- 
gen der lohnabhängigen Frauen 
in der Türkei hatte? Was verdie­
nen lohnabhängige Frauen heute 
real, wie sind ihre Arbeitsbedin­
gungen? Und für welche Forde­
rungen setzen sich die Frauen in 
den Gewerkschaften besonders 
ein?

Antwort: Mit der Machtüber­
nahme der Junta wurden alle ge­
werkschaftlichen Rechte aufge­
hoben. Nicht nur, daß keine Stei­
gerung der realen Löhne erreicht 
wurde, die Löhne sanken und 
sanken. Heute ist es nicht mög­
lich, eine Familie duchzubrin- 
gen, wenn nur einer in der Fami­
lie arbeitet. Diese Tatsache be­
zieht die Frauen in die Arbeit mit 
ein. Dadurch daß die Frauen auf 
diese Weise nicht mehr nur auf 
Hausarbeit beschränkt waren, 
sondern am Arbeitsleben sich be­
teiligten, wurde ihr politisches 
Wissen gefördert und damit ihre 
Beteiligung an gesellschaftlichen 
Entwicklungen. Doch ist dies 
nicht im Sinne der Regierung. 
Sie will die Arbeitskraft der 
Frauen ausbeuten, ihre Beteili­
gung am politischen Geschehen 
verhindern.

Die Arbeiterklasse der Türkei 
lebt in großer Armut. Die mei­
sten Arbeiterfamilien leben in 
Slums („Gecekondus“). Die 
Wohnungen in diesen Slums 
haben weder fließendes Wasser 
noch Bad oder Küche. Die Wege 
und Straßen sind nicht ausgear-

Verheiratung von Kindern durch die Eltern wird immer noch praktiziert.

beitet oder asphaltiert.
Die Arbeiter in der Türkei 

werden unterbezahlt, die Arbei­
terinnen verdienen noch weniger 
als ihre Kollegen. Die Arbeits­
bedingungen sind ungesund, der 
Schwangerschaftsurlaub dauert 
zwölf Wochen, und meistens 
werden schwangere Frauen ent­
lassen. Die meisten Firmen be­
vorzugen ledige Frauen, manche 
verlangen von neu einzustellen­
den Frauen einen Schwanger­
schaftstest. Die meisten Frauen 
sind in der Konfektionsbranche 
beschäftigt. Diese Betriebe be­
finden sich größtenteils in Kel­
lern, was eine ungeregelte Lüf­
tung und Erwärmung mit sich 
bringt.

Die Arbeiter sind gezwungen, 
Überstunden zu machen, jedoch 
erhalten sie den Lohn dafür erst 
Monate später oder gar nicht. 
Wer die Förderungen und Ange­
bote des Arbeitgebers nicht 
akzeptiert, wird entlassen. Von 
einer gewerkschaftlichen Betäti­
gung kann in dieser Branche 
nicht die Rede sein. Die Frauen 
werden entlassen, ohne daß man 
ihnen den Lohn auszahlt.

Die Frauen, die von einer 
schweren, monotonen Arbeit 
nach Hause kommen, sind ge­
zwungen, hier den Haushalt 
alleine zu führen. Kinderversor­
gung, Kochen, Waschen nehmen 
die Frauen noch einmal sechs bis 
sieben Stunden in Anspruch.

Die Beteiligung der Frauen an 
gewerkschaftlicher Betätigung 
ist sehr gering. In Führungsposi­
tionen ist die Beteiligung mini­
mal bzw. gar nicht vorhanden. 
Der Grund dafür ist, daß die 
Frauen nicht als vollwertige Ver­
diener betrachtet werden, son­
dern als Ersatzarbeitskräfte. 
Man erkennt nicht an, daß sie 
den Unterhalt der Familie ver­

dienen. Obwohl sie arbeiten, 
bleiben sie im Hausfrauenstatus.

Dadurch daß dieser Gedanke 
von der Bourgeoisie immer wie­
der bekräftigt wird, passiviert 
man die Frauen. Da die Frauen 
nicht über genügend Kenntnisse 
verfügen, von Aktivitäten fern­
gehalten werden, können sie auf 
viele Ungerechtigkeiten nicht 
reagieren, wie sie sollten.

Die Grundforderungen der 
Frauen in den Gewerkschaften 
sind: bessere Arbeitsbedingun­
gen, höhere Löhne, Verlänge­
rung des Schwangerschaftsur­
laubs, keine monotonen Arbei­
ten, keine willkürlichen Entlas­
sungen, Nutzen der Gesund­
heitsversorgung etc.

Frage: Hier in der BRD gibt es 
eine heftige Auseinandersetzung 
um das Recht auf Abtreibung. 
Die christlichen Kirchen wollen 
Abtreibungen möglichst ganz 
unterbinden und mit hohen Stra­
fen verfolgen. Unter dieser Ver­
folgung leiden auch viele auslän­
dische Frauen in der BRD. Wie 
sind die Möglichkeiten für Ab­
treibungen in der Türkei?

Antwort: In der Türkei ist der 
Schwangerschaftsabbruch an die 
Erlaubnis des Ehegatten gebun­
den. D.h., eine Frau, die ihre 
Schwangerschaft in einem staat­
lichen Krankenhaus abbrechen 
lassen möchte, muß die Einwilli­
gung ihres Mannes vorweisen 
können. Ledige Frauen hingegen 
können in einem Krankenhaus 
keine Indikation vornehmen las­
sen, obwohl dies durch kein Ge­
setz untersagt ist. Die Kosten für 
eine Indikation sind im Kranken­
haus niedrig. Da jedoch zu wenig 
Betten und Personal vorhanden 
sind, sind die Frauen gezwun­
gen, die Indikation in teuren pri­
vaten Praxen durchführen zu las­
sen. Die Kosten sind für die 
Frauen ein großes Problem. Hin­
zu kommt, daß die hygienischen 
und medizinischen Zustände hier 
zu wünschen übrig lassen. Er­
krankungen oder Todesfälle 
nach Indikationen sind keine Sel­
tenheit. Unsere Forderung dies­
bezüglich bezieht sich jedoch 
mehr auf die Geburtenkontrolle. 
Denn die meisten Frauen wissen 
zu wenig über dieses Thema.

Frage: Zum Schluß noch eine 
Frage zur Arbeit eures Verban­
des. Welche Aufgaben habt ihr 
euch gesetzt, wo liegen eure 
Schwerpunkte, und wo wünscht 
ihr euch Unterstützung, z.B. 
auch aus der BRD?

Antwort: DEMKAD (Der 
Frauenverein für Demokratie) 
wurde 1987 unter dem Namen 
„Frauenverein im Kampf für 
Demokratie“ gegründet. Kurz 
nach der Gründung wurde der 
Verein aufgrund des Wortes 
„Kampf* geschlossen, und trotz 
aller Bemühungen konnte er un­
ter demselben Namen nicht wie­
der eröffnet werden. So waren 
wir gezwungen, den Namen um­
zuändern in „Frauenverein für 
Demokratie“. Dies zeigt wohl 
schon deutlich die Unter­
drückungspolitik der Regierung 
gegen demokratische Organisa­
tionen.

Unser Verein hat vier Nieder­
lassungen. Doch wurde die Nie­
derlassung in Izmit fünf Tage 
nach der Eröffnung durch den 
Bürgermeister geschlossen.

Das Hauptziel unseres Ver­

eines ist es, die Frauen in den 
Kampf um Demokratie einzube- 
ziehen. Denn das, was die Men­
schen in der Türkei am dringend­
sten benötigen, ist Demokratie. 
Wir glauben, daß die Befreiung 
der Frau von Ausbeutung und 
vom Status des Menschen Zurei­
ter Klasse in diesem System niete 
möglich ist. Das bedeutet aber 
nicht, daß man den Kampf dafür 
oder die Lösung aufschieben 
muß. Auch wenn diese Frage h 
diesem System nicht zu lösen te. 
so muß man jetzt mit dem Kampf 
beginnen.

Unsere größte Aufgabe heule 
ist es, die Frauen aus ihren vier 
Wänden herauszubringen und sie 
am gesellschaftlichen Leben zu 
beteiligen, sie dazu zu bringen, 
sich mit den Problemen und For­
derungen der Arbeiterklasse zu 
identifizieren und für ihre Rechte 
zu kämpfen.

Wir sehen die Befreiung der 
Frau nicht als getrennt an von der 
Befreiung des Volkes. Daher be­
ziehen sich unsere Aktivitäten 
auf die allgemeinen Probleme 
unseres Landes. Hauptansprech­
personen unserer Aktivitäten 
sind die Frauen. Als Hauptge­
danken unserer Aktivitäten kann 
man folgendes nennen: „Wäh­
rend wir die Gesellschaft verän­
dern, verändern wir uns selbst, 
während wir uns selbst verän­
dern, verändern wir die Gesell­
schaft.“

Wir möchten die Frauen also 
auch dazu aktivieren, mit der Be­
teiligung am politischen Leben 
ihr Leben und ihre Rolle in der 
Familie zu verändern.

Ich möchte hier auch einiges 
zum Druck auf unseren Verein 
und unserezMitglieder berichten. 
Die Mitglieder unseres Vereins 
werden ständig inhaftiert und ge­
foltert. Vor dem Verein sind v 
jeder Zeit Polizisten — in Uni­
form oder Zivü — gegenwärtig.

Es gibt nur sehr wenige Thge, 
an denen unsere Mitglieder niete 
verfolgt werden.

Wie oben schon erwähnt, wer­
de unser Verein in Izmit ge­
schlossen, unser Verein in Ante- 
ra wurde gestürmt, die Mitglie­
der inhaftiert und gefoltert, 
Unterlagen beschlagnahmt. Au­
ßerdem werden unsere Aktivis­
ten, die auch in der Wreinste- 
zung niedergeschrieben sted. 
verboten. Beispiele hierfür sind 
Kundgebungen, Demonstratio­
nen. Kulturveranstaltungen, <te 
auch in unserer Satzung vtngeae- 
hen sind. All unsere Anfragte 
wegen dieser Aktivitäten wantee 
abgefeimt. D.h. kurz, daß am 
uns daran hindern möchte, dte 
breite Masse zu gewinnen. Date 
trotz aller Repressalien und Säte 
demisse setzten die Franca te» 
DEMKAD ihre Aktivitäten tert 
Von den Menschen in Detetete 
land erhoffen wir uns Untern*- 
zung in der Vfeise, daß «e te 
Entwicklungen in der Tfatei 
verfolgen und daß die demotete- 
schen Menschen und 
tionen mit uns in
ten. Denn dies wäre 
Druckmittel gegen die 
rang. Da die Türkei in 
eintreten möchte, ist 
rang gezwungen,
von hier zu beachten, 
anderen Seite sind wir 
auch auf finanzielle 
wiesen.




